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Vorwort

Die Verbreitung und Bedeutung plattformbasierter Ge-
schäftsmodelle – insbesondere großer und global agierender 
Online-Plattformen – hat innerhalb kürzester Zeit dras-
tisch zugenommen. Nicht wenige sehen in dieser neuen 
Plattformökonomie einen, wenn nicht den entscheidenden 
Baustein der immer digitaler werdenden Zukunft. Gleichzei-
tig stehen ihre prominentesten Vertreter so stark wie nie im 
Kreuzfeuer öffentlicher und politischer Kritik. Es wird zum 
Kampf aufgerufen gegen diejenigen, die ihre Marktmacht-
stellungen zum eigenen Vorteil und Schaden aller anderen 
missbrauchten, deren schiere Datenmacht einen diesen 
Namen verdienenden Wettbewerb gar nicht mehr zulasse, 
die partout kaum oder keine Steuern zahlen wollten und die 
unzählige Arbeitskräfte nur prekär von „Gig zu Gig“ beschäf-
tigten – von demokratieschädlichen Einfl üssen auf Mei-
nungsbildung und politische Prozesse ganz zu schweigen.

Zweifelsohne ist die Kritik an manchem Geschäftsgebaren 
berechtigt und bringt die Dominanz bestimmter Online-
Plattformen neue Herausforderungen mit sich, auf die es 
angemessen zu reagieren gilt. Eine Illusion aber ist es, zu 
glauben, alle Probleme würden sich in Luft aufl ösen, wenn 
man nur hart genug mit dem Hammer auf die in Ungnade 
gefallenen Internetmonopole einschlägt. Sorge bereitet da-
her, dass manche Vorschläge mittlerweile dramatisch über 
das Ziel hinausschießen und dabei kaum noch ein plan-
volles Abstellen wirklicher Missstände verfolgen. Stattdes-
sen versteift man sich bestenfalls wie bei der Digitalsteuer 
auf reine Symbolpolitik und schlimmstenfalls auf Maßnah-
men, die wohl fatale Kollateralschäden mit sich brächten, 
beispielsweise wenn pauschal die Zerschlagung von Unter-
nehmen gefordert, der Aufbau staatlicher Alternativen ge-
priesen oder nach „digitalen Eintrittsgebühren für Europa“ 
gerufen wird. 

Hinzu kommt, dass man nicht alles, was den großen On-
line-Plattformen vorgeworfen wird, für bare Münze nehmen 
sollte – nicht jedes Übel kann man „Big Tech“ ankreiden. 
Die Heftigkeit so mancher Reaktion dürfte vielmehr auch im 
Zusammenhang damit stehen, dass die Geschäftsmodelle 
von Plattformen zwangsläufi g in den Wettbewerb mit Be-
stehendem treten. Dass sie dabei die Nase bislang oftmals 
vorne hatten, darf man aber nicht generell ihnen zum Vor-
wurf machen, sondern eher denjenigen Etablierten, die den 
Wettbewerb zu spät, zu halbherzig oder überhaupt nicht 
angenommen haben. Die ordnungspolitische Aufgabe, in 
dieser Gemengelage zwischen genuinen Missständen, die 
staatliches Handeln erforderlich machen, und nur in der 
Sorge um die eigene Geschäftsgrundlage begründetem 
Lamento zu unterscheiden, ist alles andere als trivial. 

Gleichzeitig schwingt bei der Debatte um Online-Platt-
formen die Enttäuschung und Sorge darüber mit, dass die 
deutsche bzw. europäische Plattformökonomie im interna-
tionalen Vergleich ein ausgesprochenes Leichtgewicht ist. 
Dies ist jedoch nicht primär den großen Firmen in den USA 
oder China geschuldet, sondern schon eher dem viel zu 
oft aus der Zeit gefallenen, kleinteiligen Rechtsrahmen und 
den wenig innovationsfreundlichen Rahmenbedingungen 
hierzulande. Handlungsbedarf besteht vor allem bei The-
men wie dem Personenbeförderungsgesetz, der Nutzung 
des überwiegend brachliegenden Datenbestands der öf-
fentlichen Hand – der womöglich kaum weniger wertvoller 
ist, als die so sehr beklagten Datenmonopole von Online-
Plattformen – und beim nach wie vor unerfüllten Verspre-
chen eines echten digitalen Binnenmarktes in Europa. Man 
würde sich wünschen, dass sich politisch Handelnde der 
Schaffung eines innovationsoffenen Ordnungsrahmens in 
diesen Bereichen mit ähnlichem Elan annähmen, wie der 
regulatorischen Eindämmung von vier oder fünf Einzel-
unternehmen.

Die notwendigen Reformanstrengungen sollte man sich 
selbst ebenso zutrauen wie der eigenen Wirtschaft die 
erforderliche Wandlungs- und Innovationsfähigkeit. Die 
Beschwörung einer industriepolitischen Renaissance hin-
gegen, bei der unter kräftiger staatlicher Mithilfe ausge-
wählten Projekten endlich zu der gewünschten Größe und 
Schlagkraft verholfen werden soll, könnte sich am Ende 
als trügerische Hoffnung erweisen. Man kann wohl Zweifel 
daran haben, inwieweit die öffentliche Hand, deren eigene 
Aufgabenerfüllung zunehmend durch digitale Rückständig-
keit erschwert wird, sich zum digitalen Innovationsführer 
aufzuschwingen vermag. Ist es wirklich die beste Verwen-
dung europäischer Steuergelder, mit reichlich Verspätung 
in einen Wettbewerb mit globalen Marktführern treten zu 
wollen? Auch in der Plattformökonomie sollte man das Ver-
trauen in wettbewerbsgetriebene Innovationskräfte nicht 
verlieren und sich auf die Freisetzung derselben durch kluge 
Rahmensetzung fokussieren.

Wir danken der informedia-Stiftung für die Förderung dieser 
Publikation.

Prof. Dr. Michael Eilfort

Vorstand 

der Stiftung Marktwirtschaft

Vorstand 

der Stiftung Marktwirtschaft

Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen
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1

Online-Plattformen – 
vom Heilsbringer zum 
Buhmann

Noch vor nicht allzu langer Zeit wurden mit dem Entstehen 
der Plattformökonomie, also der zunehmenden Verbreitung 
plattformbasierter Geschäftsmodelle, große, ja zum Teil eu-
phorische Hoffnungen verbunden. Gerade von den Unter-
nehmen aus dem Silicon Valley erwartete man kaum weni-
ger, als dass sie die Welt zu einem besseren Ort machen 
würden. Mittlerweile hat sich die Stimmung dramatisch ge-
wendet. Im Zuge des „Techlash“1 weht Online-Plattformen 
mittlerweile vielerorts und aus allen erdenklichen Rich-
tungen ein rauer Wind ins Gesicht. In der politischen und 
öffentlichen Diskussion entwickeln sich vor allem die domi-
nierenden, aus den USA stammenden Online-Plattformen 
zunehmend zum Feindbild. 

Die ihnen entgegengebrachten Vorwürfe wiegen schwer. 
Sie reichen von der Aneignung und missbräuchlichen Aus-
nutzung von Monopolmacht über die schädliche Beeinfl us-
sung demokratischer Prozesse, ausufernde Datensammel-
wut, die Schaffung eines „digitalen Prekariats“ im Rahmen 
plattformbasierter Beschäftigung und die Verschärfung von 
Ungleichheit bis hin zu kaum verhohlenem Steuerungehor-
sam trotz exorbitanter Gewinne. Aufbauend darauf werden 
immer radikalere Forderungen laut – darunter auch Rufe  
nach weitreichender Regulierung, nach Zerschlagung oder 
nach Verstaatlichung.2 

Gleichzeitig hat der Markteintritt von Online-Plattformen in 
vielen Fällen zu kaum bestreitbaren Innovationen und zu ei-
ner Intensivierung von Wettbewerb geführt. Profi teure sind in 
erster Linie die Konsumenten: Riesige Informationsbestän-
de lassen sich in Sekundenbruchteilen aufrufen, nie war es 
günstiger und komfortabler, online zu bestellen, waren die 
Auswahl- und Vergleichsmöglichkeiten so vielfältig oder die 
Kommunikations- und Vernetzungsmöglichkeiten so groß.

Allein schon der Gegensatz zwischen den zahlreichen be-
klagten Auswüchsen einerseits und der fortgesetzten hohen 
Popularität von Plattformen bei ihren Nutzern andererseits 
dient als Warnung vor überhasteten oder übermäßigen Ein-
griffen in die Plattformökonomie. In einem von extrem hoher 

Veränderungsgeschwindigkeit gekennzeichneten Bereich 
wäre es wenig zielführend, eine Anhäufung von Vorwürfen 
zur Rechtfertigung drastischer Reaktionen heranzuziehen, 
ohne dabei zu hinterfragen, ob etwaige Missstände da-
durch überhaupt behoben würden.

Zwei weitere Gründe verschärfen die Gefahr, dass weitrei-
chende Eingriffe in die Plattformökonomie am Ende mehr 
Schaden als Nutzen anrichten könnten. Zum einen ist die 
erfolgreiche Entwicklung plattformbasierter Geschäftsmo-
delle bisher zu oft an Deutschland und Europa vorbeigelau-
fen: Internetplattformen mit globaler Strahlkraft sucht man 
hierzulande meist vergeblich (siehe Abbildung 1). Daher 
muss auch der Schaffung innovationsoffener Bedingungen, 
mit denen die Entstehung von international wettbewerbs-
fähigen und sichtbaren Plattformdiensten in Deutschland 
oder Europa vermehrt ermöglicht würde, hohe Priorität ein-
geräumt werden. Zwischen der Förderung der heimischen 
Plattformökonomie und dem resoluteren Vorgehen gegen-
über etablierten Plattformen muss kein Widerspruch be-
stehen, beispielsweise wenn Wettbewerbskräfte auf Platt-
formmärkten gestärkt würden. Der bloße Versuch jedoch, 
einzelne ausländische Akteure in ihrer Geschäftstätigkeit 
einzudämmen, wird für sich genommen nicht zur Bele-
bung von Innovationstätigkeit im Inland beitragen und läuft 
stattdessen Gefahr, in protektionistische Züge abzugleiten 
– oder zumindest auf der anderen Seite des Atlantiks so 
verstanden zu werden.
 
Zum anderen muss berücksichtigt werden, dass Platt-
formen mit ihren Diensten und Produkten nahezu zwangs-
läufi g in Konkurrenz zu bestehenden Geschäftsmodellen 
stehen. Der Einzelhandel sieht sich verstärktem Wettbe-
werbsdruck durch Online-Handelsplattformen – allen voran 
Amazon – ausgesetzt. Google und Facebook haben den 
Werbemarkt grundlegend verändert. Unterkunftsplatt-
formen wie Airbnb konkurrieren mit Hotels. Mobilitätsplatt-
formen wie Uber stehen in Konkurrenz zu herkömmlichen 
Taxi-Unternehmen. Im Kontext dieser für etablierte Indus-
trien unliebsamen Konkurrenz entpuppt sich daher manch 
Forderung nach mehr Schutz des Wettbewerbs eher als 
Ruf nach dem Schutz vor Wettbewerb durch neue und oft-
mals hochinnovative Dienste. 

Ein intelligenter Ordnungsrahmen für die Plattformökonomie 
sollte sich nicht ausschließlich darauf fokussieren, schäd-
liche Verhaltensweisen insbesondere von marktmächtigen 
Einzelunternehmen zu unterbinden, sondern muss ebenso 

1     Für das Wortspiel aus den beiden englischen Begriffen „tech“ und „backlash“ siehe www.economist.com vom 20.1.2018: „The techlash against Amazon,
Facebook and Google—and what they can do”.

2    Vgl. exemplarisch Galloway (2018) oder siehe das Interview mit Nick Srnicek auf www.zeit.de vom 25.2.2018: „Wir müssen über Verstaatlichung nach-
denken“.
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die Voraussetzung für die Entstehung neuer plattformba-
sierter Unternehmen hierzulande verbessern, einen fairen 
Leistungswettbewerb zwischen neuen und herkömmlichen 
Geschäftsmodellen ermöglichen und ungerechtfertigte Un-
gleichbehandlungen zwischen selbigen abbauen. Belässt 
man es hingegen bei einer reinen Abwehrhaltung, dürfte 
eine europäische Plattformökonomie auch in Zukunft wei-
testgehend Wunschdenken bleiben.

Vor diesem Hintergrund untersucht die vorliegende Publi-
kation zunächst die Eigenschaften der Plattformökonomie 
sowie die daraus resultierenden wettbewerbspolitischen 
Herausforderungen (Kapitel 2) und welche Maßnahmen eine 

Stärkung des Wettbewerbs auf Plattformmärkten, die von 
einzelnen Unternehmen dominiert werden, bewirken kön-
nen (Kapitel 3). Mit Blick auf Möglichkeiten der Förderung 
der hiesigen Plattformökonomie wird in Kapitel 4 hinterfragt, 
welche grundsätzliche Zielsetzung derartige Maßnahmen 
verfolgen sollten, während in Kapitel 5 anhand von Beispie-
len die Notwendigkeit eines innovationsoffenen und wettbe-
werbsfördernden Regulierungsrahmen für die Plattformöko-
nomie aufgezeigt wird. Anschließend erfolgt in Kapitel 6 eine 
Auseinandersetzung mit möglichen Konsequenzen, die sich 
durch die Verbreitung plattformbasierter Erwerbsformen er-
geben könnten, bevor in Kapitel 7 auf Fragen der Besteue-
rung von Plattformunternehmen eingegangen wird.

Abbildung 1: Die Herkunft der 70 wertvollsten Online-Plattformen 

Angaben in Mrd. US-Dollar (Börsenwert/jüngste Finanzierung, Stand 31.12.2018)

Quelle: Dr. Holger Schmidt/Netzoekonom.de.
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3     Vgl. Bundeskartellamt (2016a), S. 8-14 und 19-22 für einen Überblick hierzu.
4     Vgl. ebenso Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 21f. Defi nitorisches Kriterium für Netzwerke ist das Vorliegen direkter Netzwerkeffekte.

Im Gegensatz zu herkömmlichen Unternehmen, die ein Pro-
dukt oder eine Dienstleistung anbieten, um eine Nachfrage 
am Markt zu erfüllen, haben reine Plattformunternehmen 
das Ziel, Interaktionen und Transaktionen auf ihrer Platt-
form zu ermöglichen. Anders ausgedrückt produzieren sie 
nicht für den Markt, sondern sind selbst der Markt(-platz)
und fungieren als Vermittler zwischen zwei oder mehreren 
Marktseiten, also beispielsweise zwischen Anbietern und 
Nachfragern eines Produkts oder einer Dienstleistung. 

In der ökonomischen Literatur wird diese Mehrseitigkeit als 
entscheidendes Kriterium zur Defi nition von Plattformen he-
rangezogen.3 Im Folgenden werden jedoch in Anlehnung an 
den allgemeinen Sprachgebrauch auch Netzwerke wie bei-
spielsweise Messengerdienste, die nicht zwingend mehr-
seitig sein müssen, als Plattformen bezeichnet.4 

Fast zwangsläufi g ergeben sich Abgrenzungsschwierig-
keiten, denn viele Plattformen agieren nicht nur als reine 
Vermittler zwischen zwei Marktseiten, sondern bieten auch 
eigene Produkte oder Dienstleistungen an. Weiterhin exis-
tieren mehrseitige Plattformen als unternehmerische bzw. 
wirtschaftliche Organisationsform wesentlich länger und 
sind stärker verbreitet, als es die Debatte um nur einige 
wenige Online-Plattformen aus den USA vielleicht vermuten 
ließe (siehe auch Tabelle 1). Dies muss bei der Ableitung 
von möglichen allgemeingültigen Regeln für Plattformen be-
achtet werden, damit nicht bislang völlig unproblematische 
Geschäftsmodelle durch unüberlegte und überzogene Ein-
griffe mit ausschließlich digitalen Adressaten eingeschränkt 
werden. 

Ein Großteil des Austauschs von Waren oder Dienstleis-
tungen fi ndet seit jeher auf Plattformen statt: Die heu-
tigen Online-Handelsplätze ebenso wie mittelalterliche 
Märkte und Messen oder die Einkaufszentren der Neuzeit 
fungieren im Kern als eine mehrseitige Plattform, die das 
„Matching“ von Verkäufern und Käufern ermöglicht. Im 
weitesten Sinne können auch Supermärkte oder einzelne 
Kaufhäuser, die nicht nur eigens hergestellte Produkte an-
bieten, als Plattform betrachtet werden, da auch sie einen 
Treffpunkt für verschiedene Anbieter und Nachfrager von 
Produkten bereitstellen. Weitere Beispiele für mehrseitige 
Plattformen sind werbefi nanzierte Medienplattformen, auf 

2

Die digitale Plattform-
ökonomie aus wettbewerbs-
politischer Sicht

denen Werbetreibenden der Zugang zur Aufmerksamkeit 
der Nutzer auf der anderen Marktseite zur Verfügung ge-
stellt wird, seien es Mitglieder eines sozialen Netzwerks 
oder Leser einer Zeitung. Auch Betriebssysteme oder Spie-
lekonsolen fungieren als Plattform für Entwickler von An-
wendungen bzw. Spielen und deren Nutzern. 

2.1 
Skalierbarkeit digitaler 
Geschäfts modelle

Auch wenn Plattformen als Organisationsform nicht völlig 
neu sind, ergibt sich bei auf digitalen Technologien beru-
henden Plattformen ein entscheidender Unterschied: Die 
ungleich höhere Skalierbarkeit digitaler Plattformmodelle, 
von denen einige in kürzester Zeit enorme Größe und glo-
bale Präsenz erreicht haben. Diese beruht auf mehreren 
Faktoren.

Skaleneffekte

Erstens sind digitale Technologien durch starke, positive 
Skaleneffekte (economies of scale) charakterisiert, die sich 
vor allem aus der Verwendung digitaler Technologien oder 
immaterieller Vermögensgegenstände ergeben. Dabei han-
delt es sich um Größenvorteile, die darauf beruhen, dass 
bei digitalen Produkten oder Dienstleistungen, die einmal 
entwickelt sind, kaum zusätzliche Kosten durch weitere 
Nutzer entstehen. Zwar existieren Skaleneffekte auch in 
herkömmlichen Unternehmen, ihre Bedeutung im digitalen 
Bereich ist jedoch angesichts der minimalen Grenzkosten, 
also der Produktionskosten für eine zusätzliche Einheit, 
ungleich größer. So bereitet auf einer bereits funktionsfä-
higen Videoplattform der Upload eines neuen Videos kaum 
zusätzliche Kosten. In der Folge können mit steigender 
Nutzerzahl die Kosten pro Nutzer dramatisch sinken. Die 
Skalierung einer digitalen Plattform führt daher zu erheblich 
stärker sinkenden Durchschnittskosten als dies bei phy-
sischer Produktion der Fall wäre.

Auch aus der Nutzung von Daten, deren Rolle als entschei-
dender Input für digitale Geschäftsmodelle unbestritten 
ist, können sich überdies Skaleneffekte ergeben. Gerade 
im Bereich von Anwendungen der künstlichen Intelligenz 
wird davon ausgegangen, dass deren Qualität unter sonst 
gleichbleibenden Bedingungen mit zunehmender Daten-
menge steigt. Daher ist anzunehmen, dass große und über 
lange Zeiträume erhobene Datensätze einen Wettbewerbs-
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5     Vgl. Schallbruch et al. (2019), S. 13ff.
6     Vgl. Schweitzer et al. (2018), S. 9. Netzwerkeffekte können im Gegensatz zu den produktionsseitigen Skaleneffekten im vorangegangenen Abschnitt auch

als nachfrageseitige Skaleneffekte verstanden werden.
7     Vgl. Schallbruch et al. (2019), S. 17-20.
8     Vgl. Lim (2017), S. 6-13. 

vorteil darstellen, der zu Feedbackschleifen führen kann: 
Datenreiche Plattformen können qualitativ bessere Dienste 
entwickeln, gewinnen deswegen mehr Nutzer und haben 
dadurch wiederum mehr Daten zur Verfügung.5 Allerdings 
ist die wettbewerbliche Bedeutung von Daten komplex und 
situationsabhängig und sollte deshalb immer im Einzelfall 
beurteilt werden (siehe Kapitel 3.2).

Netzwerkeffekte

Die Skalierbarkeit digitaler Plattformen wird durch das Vor-
liegen von direkten und indirekten Netzwerkeffekten be-
günstigt.6 Direkte Netzwerkeffekte bewirken, dass sich die 
Attraktivität von Plattformen für Nutzer erhöht, je mehr Nut-
zer auf der gleichen Marktseite einer Plattform sind, also 
beispielsweise je mehr Mitglieder ein soziales Netzwerk 
oder ein Messengerdienst hat. Indirekte Netzwerkeffekte 
liegen hingegen vor, wenn die Zunahme von Nutzern auf 
einer Plattformseite die Attraktivität der Plattform für Nutzer 
der anderen Plattformseite erhöht. Anschaulich darstellen 
lässt sich dies anhand einer Online-Handelsplattform: Je 
mehr Verkäufer auf der Plattform vertreten sind, desto um-
fangreicher das Angebot und desto attraktiver ist diese für 
potenzielle Käufer. Umgekehrt erhöht sich die Attraktivität 
der Plattform für Verkäufer mit steigender Anzahl von Nut-
zern auf der Käuferseite. Daher profi tiert ein Verkäufer auch, 
wenn zusätzliche Verkäufer auf der Plattform tätig sind. Auf 
direktem Wege zieht er zwar keinen Vorteil aus der Präsenz 

oder gar möglichen Konkurrenz durch andere Händler, er 
profi tiert aber indirekt, da andere Verkäufer die Attraktivität 
der Plattform insgesamt erhöhen.

Verbundvorteile

Große Plattformen, die als digitales Ökosystem zahlreiche 
Produkte oder Dienstleistungen anbieten, können zudem 
erheblich von Verbundvorteilen (economies of scope) pro-
fi tieren.7 Diese können sich durch die effi zientere Verwen-
dung ähnlicher Produktionsinputs wie Cloud-Dienste oder 
Software oder aus der Zusammenführung von Daten aus 
verschiedenen Quellen ergeben. In der Folge verschwim-
men bei datenbasierten Dienstleistungen und Produkten die 
Grenzen zwischen verschiedenen Märkten zunehmend und 
Unternehmen, die im Besitz detaillierter Datensätze, z.B. 
über Nutzerpräferenzen sind, haben auf dieser Basis nicht 
selten hervorragende Möglichkeiten, in angrenzende Märk-
te einzutreten. Hinzu kommt, dass große Plattformen unter 
Ausnutzung von Netzwerkeffekten die eigene Nutzerbasis 
beispielsweise durch Bündelung oder kostenlose Zugabe 
zusätzlicher Features auf neue Märkte „mitnehmen“ können. 
Im Ergebnis ist ein Wiedererstarken konglomerater Unter-
nehmensstrukturen zu beobachten: Wenige große Player 
dominieren über verschiedene Bereiche hinweg.8 So ist 
Amazon nicht nur Online-Handelsplatz, sondern u.a. Anbie-
ter von Cloud-Diensten sowie Video- und Musikstreaming. 
Facebook plant seinen Einstieg in die eigene Währung Li-

Tabelle 1: 
Beispiele für digitale 

und analoge mehrseitige 

Plattformen

Quelle: Eigene Darstellung in Anleh-
nung an Parker/Alstyne (2005).

Marktseite 1

Nutzer

Reisende

Käufer

Suchende

Nutzer

Fahrgast

Nutzer/Spieler

Karteninhaber

Plattformen

Werbefi nanzierte Medienplattformen (Face-
book, kostenlose Zeitungen, frei empfangbares 
Privatfernsehen, Youtube)

Reiseplattformen (Online-Reisevergleich, 
Reisebüro, Airbnb)

Verkaufsplattformen (Amazon, eBay, Einkaufs-
zentren, im weitesten Sinne auch Supermärkte)

Suchmaschinen (Google, Bing)

Musik- oder Videostreaming (Spotify, Netfl ix)

Mobilitätsplattform (Uber)

Software-Plattform (Microsoft, Apple iOs, 
Android, Playstation)

Transaktionsplattform (Mastercard, Visa)

Marktseite 2

Werbetreibende

Reiseanbieter, 
Hotels, 
Wohnungsinhaber

Verkäufer

Werbetreibende

Künstler, Produzenten

Fahrer

Entwickler

Händler
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9     Vgl. Haucap/Heimeshoff (2014), S. 53.
10   Vgl. Autor et al. (2017), S. 180f. Dieses Phänomen ist jedoch nicht alleine auf Plattformen beschränkt, sondern ein derzeit viel beachteter gesamtwirt-

schaftlicher Trend. So mehren sich Befürchtungen, dass eine in allen Wirtschaftsbereichen zu beobachtende steigende Unternehmenskonzentration ein 
Treiber möglicher problematischer makroökonomischer Entwicklungen wie geringe Investitionstätigkeit, verlangsamtes Produktivitätswachstum oder eine 
sinkende Lohnquote sein kann. Vgl. hierzu beispielsweise IMF (2019), S. 55-58.

11   Vgl. Haucap/Heimeshoff (2014), S. 52ff., sowie Evans/Schmalensee (2007), S. 14-17.

bra, während Apple das Bezahlsystem Apple Pay anbietet. 
Google betreibt neben der allgemeinen Suchmaschine die 
Videoplattform Youtube sowie das Betriebssystem Android 
für mobile Endgeräte und drängt in den Markt für selbstfah-
rende Autos. 

Grenzen der Skalierbarkeit

Kapazitätsbeschränkungen, die die Skalierbarkeit von 
Plattformen begrenzen könnten, spielen auf digitalen Märk-
ten eine wesentlich geringere Rolle als auf analogen.9 Der 
oft bemühte Vergleich von Facebook mit der Stammknei-
pe, die zwar auch von Netzwerkeffekten geprägt ist, aber 
wesentlich schneller an ihre Kapazitätsgrenzen stößt, zeigt, 
wie physische und geografi sche Beschränkungen in der 
digitalen Welt an Bedeutung verloren haben. Die Nicht- 
Rivalität des Konsums digitaler Produkte, erlaubt es zudem, 
dass prinzipiell unendlich viele Nutzer gleichzeitig auf einer 
Plattform z.B. ein Video anschauen können.

Dennoch spielen Kapazitätsgrenzen auch für digitale Platt-
formen eine Rolle. Beispielsweise bedarf es ausreichender 
Serverkapazitäten oder können sich bei Internetverbin-
dungen Engpässe ergeben. Auch die Werbefl äche, die 
auf einer werbefi nanzierten Medienplattform zur Verfügung 
gestellt werden kann, ist beschränkt, da Nutzer nur ein ge-
wisses Ausmaß an Werbung tolerieren. Zudem dürfte un-
gebremstes Größenwachstum auch für digitale Plattformen 
ab einem gewissen Grad nachteilige Effekte haben. Hier 
sind insbesondere die zunehmend schwierige Koordinati-
on unterschiedlicher Geschäftsbereiche und die effi ziente 
Führung einer größer werdenden Zahl von Beschäftigten zu 
nennen. 

2.2
Winner-takes-all-Märkte

Im Ergebnis zeichnen sich digitale Plattformen vielfach 
durch eine beträchtliche Größe aus und weisen die entspre-
chenden Märkte eine enorm hohe Unternehmenskonzen-
tration auf. Im Extremfall beherrscht nur ein Unternehmen 
den gesamten Markt – einen sogenannten Winner-takes-
all-Markt.10 

Dessen konzentrationsfördernde Dynamiken wirken al-
lerdings keineswegs als Automatismus, sondern hängen 
von den Gegebenheiten des jeweiligen Marktes ab (siehe 
Abbildung 2).11 Die Möglichkeit einer gezielten Adressie-
rung von heterogenen Nutzerpräferenzen im Rahmen von 
Plattformdifferenzierung, z.B. über unterschiedliche Funk-
tionalitäten oder Zielgruppen, kann Raum für Wettbewerb 
bieten. Beispielsweise ist es für Dating-Seiten üblich, nur 
bestimmte Zielgruppen (z.B. ausschließlich Akademiker) 
anzusprechen. Eine derartige Plattformdifferenzierung wird 
zusätzlich begünstigt, wenn es möglich ist, Multi-Homing 
zu betreiben, also mehrere Plattformen gleichzeitig zu be-
nutzen. Wenn Nutzer in der Lage und bereit sind, ohne 
große Wechselkosten mehrere Plattformen parallel zu be-
nutzen – beispielsweise nicht nur eine Suchmaschine oder 
einen Preisvergleich zu Rate zu ziehen – so kann dies die 
Konzentration eines Marktes verringern. 

Die Tendenz zu hoher Konzentration auf Plattformmärkten 
ist nicht von vornherein bedenklich. Aus statischer Perspek-
tive kann sie aus Konsumentensicht sogar wünschenswert 
sein, denn solange Effi zienzgewinne über die Ausnutzung 
von Skaleneffekten, Netzwerkeffekten und Verbundvortei-

Abbildung 2: 
Einfl ussfaktoren auf 

Konzentrationstendenzen 

auf mehrseitigen 

Plattformmärkten

Quelle: Eigene Darstellung in 
Anlehnung an Evans/Schmalensee 
(2007).

Positive Skaleneffekte 

Netzwerkeffekte

Verbundvorteile

Kapazitätsbeschränkungen
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Multi-Homing Möglichkeit

Negative Skaleneffekte

Konzentrations-
fördernd

Konzentrations-
begrenzend
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12   Über diese rein wettbewerbsökonomische Betrachtung hinausgehend kann die wirtschaftliche Dominanz einzelner Unternehmen allerdings aus Gesichts-
punkten der politischen Einfl ussnahme einzelner, großer Wirtschaftsakteure bedenklich sein. Siehe hierzu Kapitel 3.4.

13   Im Grundsatz können auch Nullpreise wettbewerbswidrig sein, etwa wenn die Daten, die ein Plattformnutzer für die kostenlose Inanspruchnahme eines  Dien-
stes zur Verfügung stellt, so wertvoll sind, dass die Plattform unter Wettbewerbsbedingungen den Nutzer zusätzlich zur kostenlosen Bereitstellung des 
eigenen Dienstes für die Daten bezahlen würde. Anders ausgedrückt wäre in diesem Fall der wettbewerbliche Preis der Plattformnutzung negativ; vgl. Scott 
Morton et al. (2019), S. 6f.

14   In der Literatur wird das Phänomen, dass Märkte zunehmend von einzelnen, aber hochproduktiven Unternehmen dominiert werden, auch unter dem Begriff 
der„Superstarfi rmen“ diskutiert. Für einen kurzen Literaturüberblick hierzu vgl. McKinsey Global Institute (2018), S. 6ff.

15   Zwar schreiben Teile der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur monopolistischen Märkten sogar eine höhere Fähigkeit zur Innovation als wettbewerblichen 
Märkten zu. Dies setzt jedoch voraus, dass die Machtposition der betreffenden Unternehmen bestreitbar ist, so dass der oben bereits beschriebene Wett-
bewerb um den Markt als Innovationstreiber fungieren kann; vgl. Shapiro (2012), S. 361-367.

len erzielt werden, profi tieren Plattformnutzer von höherer 
Qualität oder niedrigeren Preisen. Eine Verringerung der 
Konzentration würde unter diesen Bedingungen aus Kon-
sumentensicht zu einer Verschlechterung führen. Die blo-
ße Tatsache, dass bestimmte Plattformen marktmächtige 
Stellungen erreicht haben, ist daher keine ausreichende 
Begründung für wettbewerbspolitische Eingriffe. Weder 
das deutsche noch das europäische Kartellrecht verbieten 
Monopole oder Marktmacht. Dass in der öffentlichen und 
politischen Diskussion mitunter pauschal von Größe auf 
Marktmacht oder von Marktmacht auf Marktmissbrauch 
geschlossen wird und ausschließlich auf dieser Grundlage 
weitreichende Eingriffe bis hin zur Entfl echtung gefordert 
werden, ist daher bedenklich.12 

Entscheidend ist grundsätzlich das tatsächliche Vorliegen 
missbräuchlicher Ausnutzung von Marktmacht zum Scha-
den der Konsumenten. Das klassische Beispiel des Mono-
polisten, der höhere Preise als unter wettbewerblichen Be-
dingungen verlangen kann, scheint jedoch auf den ersten 
Blick so gar nicht auf die großen Online-Plattformen dieser 
Tage passen zu wollen – zumal viele ihrer Dienste nutzersei-
tig kostenlos sind.13 Durch ihre auf innovativen technischen 
Lösungen basierenden Vermittlungsdienste haben sie in 
zahlreichen Kontexten zu einer massiven Reduktion von 
Transaktionskosten geführt. Dieses effi zientere Matching 
hat zu einem Rückgang der Kosten beispielsweise beim 
(Online-)Einkauf oder der Informationssuche geführt und 
die Möglichkeiten eines direkteren Austauschs zwischen 
Marktteilnehmern (Peer-to-Peer) drastisch erhöht. Nicht 

zuletzt deshalb hat der Markteintritt von Plattformen eine 
Intensivierung des Wettbewerbs bewirkt und sich die Teil-
nahme am Wettbewerb über Plattformen gerade auch für 
kleinere Unternehmen vereinfacht. 

In diesem Umfeld ist eine tatsächliche Schädigung von 
Konsumenten keineswegs offensichtlich: Eine Marktmacht-
stellung kann schlicht Ausdruck hoher Innovations- und 
Wettbewerbsfähigkeit (in der Vergangenheit) sein.14 Den-
noch steht außer Frage, dass Marktmachtstellungen das 
Potenzial für Missbrauch mit sich bringen. Dabei kommen 
als relevante Wettbewerbsparameter nicht nur der Preis, 
sondern unter anderem auch Verschlechterungen der Qua-
lität eines Produkts oder eines Dienstes sowie eine Ver-
ringerung der Auswahlmöglichkeiten für Konsumenten als 
mögliche Schädigung in Betracht.

Ebenso gilt es aus dynamischer Perspektive die Rolle von 
Wettbewerb als Treiber von Innovationen zu berücksichti-
gen.15 Gelingt es Unternehmen, sich auf Dauer wettbewerb-
lichem Druck zu entziehen, sinken die Innovationsanreize, 
worunter auf lange Sicht die Konsumenten leiden. Online-
Plattformen gehören zu den Unternehmen mit den weltweit 
höchsten Ausgaben für Forschung und Entwicklung (siehe 
Abbildung 3) und gelten nicht umsonst als wesentliche Trei-
ber technologischer Innovationen der letzten Jahre. Trotz-
dem besteht die Gefahr, dass marktmächtige Unternehmen 
den Innovationsprozess in eine Richtung lenken, die dem 
eigenen Geschäftsmodell nicht schadet. Insbesondere ra-
dikale Innovationen drohen so auf der Strecke zu bleiben. 

Abbildung 3: 
Unternehmen mit den 

höchsten Ausgaben für 

Forschung und Entwick-

lung weltweit

Forschungsausgaben in 
Mrd. US-Dollar in 2018

Quelle: PwC 2018 Global Innovation 
1000 study. 
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2.3 
Plattformen als Herausforderung 
für Wettbewerbspolitik

Aufgrund der Skalierbarkeit und der Konzentrationsten-
denzen birgt die Plattformökonomie vor allem für die Wett-
bewerbspolitik erhebliche Herausforderungen, die sich aus 
Markteintrittsbarrieren, Abhängigkeitsverhältnissen und 
Doppelrollen von Plattformen ergeben.

Markteintrittsbarrieren

Sogar ein vollständiges Monopol kann aus wettbewerbs-
politischer Sicht unproblematisch sein, wenn eine diszi-
plinierende Wirkung statt durch Wettbewerb zwischen 
Unternehmen im Markt, durch einen Wettbewerb um den 
Markt erfolgt.16 Dies setzt voraus, dass Markteintrittsbarrie-
ren niedrig sind, so dass potenzielle Konkurrenten leicht in 
den Markt eintreten und sich mit besseren Angeboten ge-
gen etablierte Monopolisten durchsetzen könnten. Konsu-
menten wären so in der Lage, Alternativangebote zu nutzen, 
sollte ein Monopolist versuchen, seine Machtstellung zu ih-
ren Lasten z.B. durch überhöhte Preise auszunutzen. Um-
gekehrt steht und fällt der Erfolg solcher missbräuchlichen 
Strategien mit der Fähigkeit marktmächtiger Unternehmen, 
den Wettbewerbsdruck, der sich durch den potenziellen 
Markteintritt von Konkurrenten ergibt, ausschalten zu kön-
nen. Daher kommt der Bestreitbarkeit von Marktmacht eine 
entscheidende Rolle zu und verdienen Verhaltensweisen 
oder Faktoren, die einer solchen im Wege stehen könnten, 
besondere Aufmerksamkeit. 

Entstehen können Markteintrittsbarrieren beispielsweise 
durch Skaleneffekte, die es neuen und kleineren Wettbe-
werbern erheblich erschweren, ein etabliertes Unterneh-
men zu attackieren. Auch Netzwerkeffekte können einen 
solchen Effekt haben, da es einem Neueinsteiger gelingen 
muss, eine kritische Masse von Nutzern zum Wechsel hin 
zur neuen Plattform zu überzeugen, damit auch diese von 
Netzwerkeffekten profi tieren kann.17 Gelingt die Koordinie-
rung hierfür nicht, verbleiben Nutzer auf der etablierten Platt-
form, auch wenn sie besser gestellt wären, wenn sie in der 
Gesamtheit wechseln würden. Ebenso kann der fehlende 
Zugang zu Daten den Marktzutritt erheblich erschweren. 
Berücksichtigt werden müssen auch die tatsächlichen Ver-
haltensmuster von Plattformnutzern, die Standardeinstel-
lungen oft unverändert lassen, im Regelfall nur die obers-

ten Suchergebnisse registrieren und selten Multi-Homing 
betreiben.18 Einem einfachen Wechsel können auch Nut-
zungsgebühren für Plattformen im Rahmen von Abonne-
ments oder auch eine auf der Plattform aufgebaute Repu-
tation im Wege stehen. Einem langjährigen Verkäufer mit 
einem gut und viel bewerteten Profi l wird der Wechsel zu 
einer alternativen Verkaufsplattform, auf der er keinerlei Be-
wertungshistorie hätte, schwer fallen. 

Wirksamer Wettbewerb um den Markt muss jedoch nicht 
zwangsläufi g von kleinen Neueinsteigern ausgehen. Gera-
de die Geschäftsbereiche der großen Online-Plattformen 
überlappen sich in vielen Fällen. So konkurrieren Google 
und Facebook im Werbemarkt, bieten Apple, Amazon und 
Google Sprachassistenten an und sowohl Apple als auch 
Amazon betreiben eine Videostreaming-Plattform mit eige-
nen Produktionen. Auch der Wettbewerbsdruck aus dieser 
Überschneidung von Geschäftstätigkeit bzw. bereits die 
Androhung direkter Konkurrenz durch andere, große Platt-
formen kann möglichem Missbrauch vorbeugen.19 

Abhängigkeit von Plattformen
als Gatekeeper

Wenn eine Plattform als Vermittler zwischen Käufern und 
Verkäufern agiert, dann sind die relevanten Konsumenten 
nicht nur die Nutzer auf der Käuferseite, sondern dann wird 
dieser Dienst auch von den Gewerbekunden, die ihre Pro-
dukte verkaufen, in Anspruch genommen.20 Dementspre-
chend sind bei der Suche nach möglichem Missbrauch von 
Marktmacht die Auswirkungen auf alle Nutzer der Platt-
form zu berücksichtigen. Das Potenzial zum Missbrauch 
von Abhängigkeitsverhältnissen ist besonders hoch, wenn 
Plattformen in ihrer Rolle als Vermittler die Stellung eines 
„Gatekeepers“ einnehmen, weil Anbieter von Produkten 
oder Diensten auf den Zugang zur Plattform angewiesen 
sind, um überhaupt die Teilnehmer auf der anderen Markt-
seite erreichen zu können.21 Wenn keine hinreichenden 
Ausweichmöglichkeiten existieren, können Gatekeeper 
überhöhte Preise für den Zugang zur Plattform verlangen.

Die Notwendigkeit, immer alle Marktseiten einer Plattform 
zu betrachten, ergibt sich auch aus Strategien der asym-
metrischen Preissetzung, bei der nur eine Marktseite für die 
Nutzung der Plattform bezahlen muss. Letztlich subventi-
oniert die Marktseite, die weniger empfi ndlich auf Preiser-
höhungen reagiert, die Teilnehmer der anderen Marktseite. 

16   Vgl. Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 36. Die Theorie der „contestable markets“ geht u.a. zurück auf Baumol (1982).
17   Vgl. ebenso Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 22ff.
18   Vgl. Scott Morton et al. (2019), S. 6.
19   Vgl. Schweitzer et al. (2018), S. 86f.
20   Vgl. Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 41.
21   Vgl. Schallbruch et al. (2019), S. 49f.
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Klassisches Beispiel hierfür sind werbefi nanzierte Medi-
enplattformen, die ihre Gewinne über die Platzierung von 
Werbeanzeigen auf der eigenen Plattform erzielen.22 Ein 
werbefi nanziertes und daher nutzerseitig kostenloses so-
ziales Netzwerk schließt wettbewerbsschädliche Preisauf-
schläge auf Seite der Werbekunden deshalb nicht aus. Die 
so verursachten höheren Werbekosten würden in letzter 
Konsequenz auch die Preise für die Konsumenten der be-
worbenen Produkte erhöhen. 

Doppelrolle beim Wettbewerb
auf der eigenen Plattform

Anbieter von Plattformen sind in der Lage, die Regeln der 
Interaktion und des Informationsaustausches auf der ei-
genen Plattform zu bestimmen. Sie defi nieren in gewisser 
Weise die Regeln für den Wettbewerb auf der eigenen Platt-
form.23 Daraus ergibt sich bei Marktmachtstellungen das 
Potenzial, diesen im eigenen Interesse zu verfälschen. Ganz 
besonders deutlich wird dies, wenn sie in einer Doppelrolle 
agieren und nicht nur als Vermittler auftreten, sondern auch 
selbst als Teilnehmer auf der eigenen Plattform vertreten 
sind. Ein Online-Handelsplatz, der ein Matching zwischen 
Käufern und Verkäufern ermöglicht, aber gleichzeitig eige-
ne Produkte verkauft, kann Anreize zur ungerechtfertigten 
Bevorteilung des eigenen Angebots haben. Gleiches gilt für 
einen App Store, dessen Inhaber gleichzeitig eigene An-
wendungen entwickelt, die in Konkurrenz zu solchen von 
Drittanbietern stehen. 

22   In der digitalen Welt wird Werbung meist individualisiert auf Basis von Nutzerdaten betrieben. Wer sich an solchen Modellen der Werbefi nanzierung stört, 
muss in Kauf nehmen, dass gänzlich ohne sie eine nutzerseitig kostenlose Bereitstellung solcher Dienste kaum möglich wäre. 

23   Vgl. ebenso Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 60-63.
24   Vgl. Schweitzer et al. (2018), S. 119-121.
25   Vgl. hierzu Khan (2019), S. 1000ff., die vor diesem Hintergrund den Ausschluss des von Twitter entwickelten Videodienstes Vine durch Facebook kritisiert.

Kernpunkte 

• Aufgrund von Skalen- und Netzwerkeffekten sowie Verbundvorteilen ergeben sich auf Plattformmärkten häufi g 
marktmächtige Stellungen. Diese sind jedoch nicht per se schädlich, da sie Effi zienzvorteile ermöglichen und Aus-
druck von Innovationsfähigkeit sein können. Die bloße Tatsache, dass bestimmte Plattformen marktmächtige Stel-
lungen erreicht haben, ist daher keine ausreichende Begründung für wettbewerbspolitische Eingriffe.

• Dennoch gehen Marktmachtstellungen mit erheblichem Missbrauchspotenzial einher, dessen Ausnutzung sich ne-
gativ auf Preise, Qualität und Vielfalt der angebotenen Dienste oder Produkte auswirken kann und langfristig einen 
innovationsschädigenden Effekt haben kann.

• Wettbewerbspolitik steht bei der Verhinderung von Missbrauch vor der Herausforderung, die Bestreitbarkeit von 
Märkten trotz Markteintrittsbarrieren sicherzustellen, die Ausnutzung von Abhängigkeiten durch Plattformen mit 
Gatekeeper-Funktion zu verhindern und einen unverfälschten Wettbewerb auf Plattformen sicherzustellen.

Eine Selbstbevorteilung ist nicht per se missbräuchlich und 
wird in anderen Kontexten auch kaum problematisiert – bei-
spielsweise bei einem Supermarkt, der in seinem Sortiment 
eigene Produkte besonders exponiert platziert. Zudem be-
steht für die Plattform ein Zielkonfl ikt zwischen der Maximie-
rung von Einnahmen durch eine aus Kundensicht möglichst 
hochwertige Vermittlungsleistung und einer Maximierung 
der Einnahmen aus dem Verkauf eigener Produkte.24 Al-
lerdings können fehlende Ausweichmöglichkeiten oder 
mangelnde Transparenz über die Bevorteilung dazu führen, 
dass ein solches Verhalten zur Verfälschung des Wettbe-
werbs, zur Verdrängung von Wettbewerbern und zur Über-
tragung der Marktmacht auf angrenzende Märkte führt.

Letzteres gilt insbesondere, da viele Online-Plattformen 
versuchen, die eigene Vermittlungsleistung durch komple-
mentäre Funktionalitäten zu erweitern, um so ein reiches 
„Ökosystem“ zu schaffen. Hierfür gewähren sie z.B. App-
Entwicklern, die die Nutzerbasis der etablierten Plattform 
für eigenes Größenwachstum nutzen wollen, Zugang zu 
den Schnittstellen der eigenen Plattform. Durch die Kon-
trolle über die Schnittstellen können Plattformen jedoch im 
Zweifel erfolgreiche Anwendungen, die im eigenen oder in 
einem angrenzenden Markt zu ernsthaften Wettbewerbern 
werden könnten, frühzeitig erkennen und sie daraufhin ent-
weder von der Plattform ausschließen, die entsprechenden 
Unternehmen aufkaufen oder Funktionen schlicht replizie-
ren.25 Zwar kann es z.B. für Zugangsverweigerungen durch-
aus legitime Gründe geben, dennoch besteht die Möglich-
keit, die eigene Marktstellung auf diese Weise langfristig vor 
möglicher Konkurrenz und deren Innovationen zu schützen.
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Die Rufe nach einem resoluteren wettbewerbspolitischen 
Vorgehen gegen marktmächtige Online-Plattformen wer-
den immer vehementer. Angesichts des Potenzials zum 
Missbrauch von Marktmacht auf Plattformmärkten ist eine 
erhöhte wettbewerbsbehördliche Wachsamkeit allemal an-
gezeigt. Auch unter Wettbewerbsökonomen und -recht-
lern hat sich eine intensive Debatte darüber entwickelt, wie 
Wettbewerbsbehörden auf digitalen Plattformmärkten agie-
ren sollten. Entsprechende Gutachten wurden im Auftrag 
von EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager26 
und bereits zweimal für das Bundeswirtschaftsministerium27 
erstellt. Auch im Vereinigten Königreich28 und in den USA29 
haben Expertenkommissionen wettbewerbspolitische Re-
formvorschläge entwickelt.

Das vorangehende Kapitel hat gezeigt, dass es gute Grün-
de dafür gibt, sich bei wettbewerbsrechtlichen Maßnahmen 
nicht von diffusen Gefühlen und politischen Stimmungen 
leiten zu lassen, sondern genau zu untersuchen, ob eine 
Wettbewerbsschädigung vorliegt bzw. worin der Schaden 
für Verbraucher liegt. Die Abgrenzung zwischen miss-
bräuchlichen Verhaltensweisen und legitimem Leistungs-
wettbewerb, der sich effi zienzsteigernd auswirkt und damit 
letztlich dem Konsumenten dient, ist komplex. Dies wird 
insbesondere bei der Verdrängung von Wettbewerbern 
deutlich: Unter Wettbewerbsbedingungen ist diese als Aus-
druck der Fähigkeit effi zienterer Unternehmen, sich gegen 
die Konkurrenz durchzusetzen, ja gerade erwünscht. Der 
Grat zwischen dem Schutz funktionierenden Wettbewerbs 
und dem Schutz einzelner Wettbewerber vor selbigem ist 
hier besonders schmal.

Unternehmen, die allein mit wettbewerblichen Mitteln eine 
marktmächtige Stellung erlangt haben, dafür zu bestra-
fen, dass sie besser als ihre Konkurrenten waren, hät-
te fatale Auswirkungen auf Wettbewerb und Innovation. 
Gleichwohl kann es geboten sein, gerade solche Unter-
nehmen im Auge zu behalten, denn es ist keineswegs si-
chergestellt, dass sie ihre Innovationskraft angesichts der 
gewonnenen Monopolstellung in der Zukunft behalten. 
Unter Umständen ist es für sie attraktiver, ihre Vormacht-
stellung durch missbräuchliche Verhaltensweisen zu si-
chern. Vor dem Hintergrund der oftmals ambivalenten Wett-
bewerbswirkungen unternehmerischer Strategien sollten 

3

Mehr Wettbewerb auf 
Plattformmärkten

26   Vgl. Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019).
27   Vgl. Schweitzer et al. (2018) mit einem Gutachten zur Missbrauchsaufsicht und den Bericht der Wettbewerbskommission 4.0 (Schallbruch et al., 2019).
28   Vgl. Furman (2019). 
29   Vgl. Scott Morton et al. (2019).
30   Siehe www.forbes.com vom 9.9.2019: „Breaking Up Big Tech: Facebook, Google Now Face 4 Separate Antitrust Investigations”.

Eingriffe deshalb darauf abzielen, die Bestreitbarkeit von 
Märkten sicherzustellen und Wettbewerbskräfte so weit wie 
möglich zur Entfaltung kommen zu lassen. Ebenso gilt es, die 
individuelle Entscheidungsfreiheit und Souveränität von Kon-
sumenten zu schützen und tatsächlichen Missbrauch durch 
angemessene Maßnahmen konsequent zu unterbinden. 

Im Folgenden wird unter diesen Prämissen untersucht, wie 
Wettbewerbsbehörden den Herausforderungen der Platt-
formökonomie wirksam begegnen können. Die zentralen 
Handlungsfelder sind dabei die Missbrauchsaufsicht, im 
Zuge derer der Missbrauch einer tatsächlich vorhandenen 
Marktmachtstellung unterbunden werden soll, und die Fusi-
onskontrolle, die durch die Untersagung wettbewerbsschä-
digender Unternehmenszusammenschlüsse das Entstehen 
von Marktmacht verhindern soll. Das Kartellverbot als drit-
tes Standbein der Wettbewerbspolitik, welches Preisab-
sprachen und andere wettbewerbsschädigende Vereinba-
rungen zwischen Unternehmen untersagt, steht hingegen 
nicht im Fokus dieses Kapitels.

3.1
Stärkung der Missbrauchsaufsicht

Eine Übersicht über die zahlreichen Verfahren gegen Platt-
formunternehmen zeigt, dass die Wettbewerbshüter in 
Deutschland und Europa in den letzten Jahren alles andere 
als untätig waren (siehe Box 1). Auch in den USA haben 
das Department of Justice und die Federal Trade Commis-
sion mittlerweile begonnen, in mehreren Untersuchungen 
die Geschäftspraktiken von Google, Amazon, Apple und 
Facebook ins Visier zu nehmen.30 

Den Handlungsrahmen der Missbrauchsaufsicht bestimmt 
auf europäischer Ebene die offene Generalklausel des Art. 
102 AEUV, nach der missbräuchliche Ausnutzung einer 
marktbeherrschenden Stellung im Binnenmarkt untersagt 
ist. Die Anwendung obliegt dabei auch den nationalen 
Wettbewerbsbehörden, zudem können EU-Mitgliedstaaten 
darüber hinausgehende, strengere Vorschriften erlassen. 
Ein Beispiel hierfür ist das Verbot des Missbrauchs relativer 
Marktmacht in § 20 des deutschen Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (GWB). Überdies hat der deut-
sche Gesetzgeber im Rahmen der 9. GWB-Novelle bereits  
im Jahr 2016 auf einige Herausforderungen der Plattfor-
mökonomie reagiert und in § 18 Abs. 2a GWB ausdrück-
lich festgestellt, dass ein Markt auch bei unentgeltlichen 
Leistungen vorliegen kann. Ebenso wurde in § 18 Abs. 3a 
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GWB verankert, dass bei der Feststellung von Marktmacht 
auf mehrseitigen Märkten u.a. direkte und indirekte Netz-
werkeffekte, Möglichkeiten zu Multi-Homing und Wech-
selaufwand, der Zugang zu wettbewerbsrelevanten Daten 
sowie innovationsgetriebener Wettbewerbsdruck berück-
sichtigt werden sollen. Eine erneute GWB-Novelle mit weit-
reichenden Änderungen steht unmittelbar bevor.31

Feststellung von Marktmacht

Voraussetzung für die Ahndung missbräuchlichen Verhaltens 
ist zunächst die Feststellung einer Marktmachtstellung. Auf 
diese Weise soll ermittelt werden, ob die Handlungen eines 
Unternehmens noch hinreichend durch Wettbewerb kontrol-
liert werden. Dies kann auch bei Unternehmen mit erheb-
licher Größe noch der Fall sein. Nach § 18 Abs. 4 GWB wird 
Marktmacht ab einem Marktanteil von 40 Prozent vermutet. 

Die für die Ermittlung von Marktanteilen erforderliche Ab-
grenzung relevanter Märkte ist schon in traditionellen Märk-
ten, beispielsweise bei der Festlegung des geographisch 
relevanten Marktes, keine leichte Aufgabe. Bei digitalen 
Plattformen gilt dies umso mehr, u.a. da Produkte stark indi-
vidualisiert sind, mehrere Marktseiten berücksichtigt werden 
müssen und Marktgrenzen zunehmend verschwimmen.32 
So wird zwar regelmäßig auf den Marktanteil Googles an 
allgemeinen Suchmaschinen in Höhe von über 90 Prozent 
als Nachweis eines Monopols verwiesen. Allerdings ist es 
nicht völlig abwegig zu argumentieren, dass Google auch 
in Konkurrenz zu spezifi schen Suchmaschinen steht, wie 
Hotelpreisvergleichen oder Online-Marktplätzen, und der 
Marktanteil an allgemeiner Onlinesuche das Ausmaß der 
Marktmacht demnach überzeichnet.33 Ebenso kann sich 
eine wettbewerbliche Kontrolle durch Wettbewerb um den 
Markt – also durch den potenziellen Eintritt von Wettbewer-
bern – nicht in Marktanteilen niederschlagen. Andererseits 
besteht bei einer ausschließlichen Betrachtung von Einzel-
märkten die Gefahr, die Marktmacht von Plattformen zu un-
terschätzen, wenn diese als Ökosystem eine enorme Viel-
zahl von Dienstleistungen anbieten und die Möglichkeiten 
des Wechselns für Nutzer stark einschränken können. Es ist 
daher wenig sinnvoll, Marktmacht im Bereich digitaler Platt-
formen allein an Marktanteilen festmachen zu wollen.

Zweifel daran, dass die global agierenden Plattformen im 
Fokus der Debatte über Marktmacht verfügen, bestehen un-

geachtet dessen kaum und standen auch entsprechenden 
Verfahren nicht im Weg. Auch ein gänzlicher Verzicht auf die 
Marktmachtprüfung im Rahmen der Missbrauchsaufsicht 
ist abzulehnen, da sie letztlich verhindert, dass anstelle von 
Marktmacht bloße Größe geahndet wird, deren wahrge-
nommenes Ausmaß in nicht unerheblichem Maße von me-
dialer und politischer Stimmungslage beeinfl usst sein dürfte. 
Vielmehr ist eine Einzelfallbetrachtung erforderlich, die alle 
Möglichkeiten berücksichtigt, die dominanten Unternehmen 
zum Schutz der eigenen Stellung zur Verfügung stehen.34 

Zur Rechtssicherheit beitragen kann die im Referentenent-
wurf zur 10. GWB-Novelle vorgesehene Einführung von 
Intermediationsmacht, die neben die bestehende Nachfra-
ge- und Angebotsmacht treten würde.35 Demnach könnten 
Unternehmen explizit nicht nur als Nachfrager oder Anbie-
ter von Produkten und Dienstleistungen, sondern auch als 
Vermittler marktbeherrschend sein. 

Das deutsche Wettbewerbsrecht kennt zudem auch rela-
tive Marktmacht, die nicht den Markt als Ganzes betrachtet, 
sondern schon vorliegen kann, wenn ein Unternehmen als 
Nachfrager oder Anbieter von einem anderen Unternehmen 
abhängig ist und über keine „ausreichende und zumutba-
re“ Ausweichmöglichkeit verfügt. Missbrauch von relativer 
Marktmacht ist gemäß § 20 Abs. 1 GWB bislang allerdings 
nur gegenüber abhängigen kleinen oder mittelständigen 
Unternehmen möglich. In der GWB-Novelle ebenso ent-
halten ist die Streichung dieser Begrenzung.36 Damit wür-
de der Tatsache Rechnung getragen, dass auch größere 
Unternehmen schnell in eine Abhängigkeit von Plattformen 
kommen können, wenn diese über eine Gatekeeper-Stel-
lung verfügen.

Verhaltensregeln für Plattformen?

Der Fokus des europäischen Wettbewerbsrechts liegt 
auf offenen Generalklauseln, die einzelne Verhaltenswei-
sen nicht von vornherein untersagen.37 Dadurch besteht 
zwar grundsätzlich die Möglichkeit, fl exibel auf neuartige 
Formen des Missbrauchs zu reagieren. Gleichzeitig aber 
müssen Kartellbehörden in der Regel den Nachweis einer 
Marktmachtstellung erbringen und vor allem eine wettbe-
werbsschädigende Wirkung von missbräuchlichen Verhal-
tensweisen belegen, was meist nur in aufwendigen und 
langwierigen Verfahren zu bewerkstelligen ist. 

31   Alle weiteren Nennungen der 10. GWB-Novelle beziehen sich auf den Referentenentwurf GWB-E mit Stand vom 7.10.2019. 
32   Vgl. Schweitzer et al. (2018), S. 30-39. EU-Wettbewerbskommissarin Vestager hat im Lichte der Veränderungen durch die Digitalisierung bereits eine Über- 

arbeitung der aus dem Jahr 1997 stammenden Mitteilung über die Defi nition des relevanten Marktes angekündigt, siehe Rede von Margrethe Vestager am 
9.12.2019: „Defi ning markets in a new age“.

33   Vgl. Haucap/Heimeshoff (2018), S. 86f.    
34   Vgl. Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 48ff. 
35   Vgl. Schweitzer et al. (2018), S.66-77, ausführlich zum Konzept der Intermediationsmacht.
36   Vgl. Schweitzer et al. (2018), S. 58f.
37   Vgl. Schallbruch et al. (2019), S. 24ff.



2010 – 2013  HRS 
Das Bundeskartellamt untersagt „weite“ Bestpreisklauseln der Hotelplattform HRS, mit denen Hotels untersagt wird, auf 
anderen Vertriebswegen außerhalb der Plattform günstigere Konditionen anzubieten.

Begründung: Verhinderung von Wettbewerb zwischen Buchungsportalen für Hotels.

Ein ähnlich gelagertes Verfahren gegen Bestpreisklauseln auf dem Amazon Marketplace wurde 2013 eingestellt, nachdem 
Amazon angekündigt hatte, derartige Klauseln aufzugeben.

2013 – 2015  Booking 
Das Bundeskartellamt untersagt „enge“ Bestpreisklauseln der Hotelplattform Booking, die es Hotels zwar erlauben, auf 
anderen Plattformen niedrigere Preise anzubieten, allerdings nicht auf der eigenen Hotelseite.

Begründung: Missbräuchliche Behinderung von Wettbewerb zwischen Plattformen und Hotels, die eigene Vertriebswege 
verfolgen. 

Nach einer Klage von Booking hat das OLG Düsseldorf allerdings entschieden, dass „enge“ Bestpreisklauseln zulässig 
seien, da Hotels andernfalls durch provisionsfreie Buchungen auf der eigenen Webseite Plattformen umgehen könnten, 
obwohl sie deren Vermittlungsleistung in Anspruch nähmen. Gegen dieses Urteil hat das Bundeskartellamt im Juni 2019 
eine Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt.

2010 – 2017  Google (Shopping) 
Die Europäische Kommission untersagt die bevorzugte Platzierung des Google-eigenen Preisvergleichsdiensts bei Google-
Suchergebnissen wie auch die benachteiligte Platzierung konkurrierender Dienste.

Begründung: Missbräuchliche Übertragung bestehender Marktmachtstellung im Bereich der allgemeinen Suche auf den 
Bereich des Preisvergleichsdiensts. Über die Lenkung des Online-Verkehrs sei eine wettbewerbswidrige Verdrängung von 
Wettbewerbern erwirkt worden, infolge derer die Wahrscheinlichkeit verringert worden sei, dass Nutzer den für sie pas-
senden Preisvergleich fi nden.

2014 – 2017  CTS-Eventim
Das Bundeskartellamt untersagt die Verwendung von Exklusivvereinbarungen der Ticketing-Plattform CTS Eventim mit 
Event-Veranstaltern, die vorsehen, dass deren Tickets vollständig oder zu großem Teil über CTS Eventim vertrieben wer-
den. Vertragspartnern der CTS Eventim muss bei einer Vertragsdauer von mehr als zwei Jahren künftig die Möglichkeit 
eingeräumt werden, mindestens 20 Prozent ihrer Tickets über andere Ticketsysteme zu vertreiben.

Begründung: Missbräuchliche Verhinderung von Wettbewerb durch konkurrierende Ticketvertriebssysteme.

2015 – 2018  Google (Android) 
Die Europäische Kommission untersagt Google folgende Lizensierungspraktiken gegenüber Herstellern von Mobilgeräten 
mit dem Android-Betriebssystem: verpfl ichtende Kopplung der Google-Apps Search und Chrome mit dem PlayStore, die 
Gewährung von Zahlungen an Hersteller für die Exklusivinstallation der Google-Suche sowie die Hinderung an der Entwick-
lung und des Vertriebs von Geräten, die auf konkurrierenden, nicht von Google autorisierten Android-Betriebssystemen 
beruhen.

Box 1: 

Ausgewählte Untersuchungen und Verfahren 
des Bundeskartellamts und der EU-Kommission 
im Bereich von Online-Plattformen
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Begründung: Missbräuchliche Behinderung des Wettbewerbs durch konkurrierende Suchmaschinen, Browser und An-
droid-Betriebssysteme.

2018  Sektoruntersuchung Vergleichsportale
Sektoruntersuchung von Online-Vergleichsportalen im Hinblick auf verbraucherrechtliche Verstöße.

Ergebnis: Das Bundeskartellamt kritisiert fehlende Aufklärung darüber, wie Suchergebnisse und Empfehlungen zu Stande 
kommen sowie die teilweise geringe Marktabdeckung der Portale.

2016 – 2019  Facebook
Das Bundeskartellamt bewertet das Zusammenführen von Nutzerdaten, die auf zugehörenden Diensten (Instagram und 
WhatsApp) oder unabhängigen Drittseiten gesammelt wurden, mit dem Facebook-Profi l als missbräuchlich und fordert 
vom Unternehmen, hierfür in Zukunft eine gesonderte Einwilligung einzuholen.

Begründung: Das Bundeskartellamt sieht in der Datenverarbeitung einen Marktmachtmissbrauch, da Nutzer des sozialen 
Netzwerks keine nennenswerte Alternative zu Facebook hätten und ihre gemäß DSGVO erforderliche Einwilligung in eine 
derart umfassende Datenauswertung daher nicht freiwillig erfolgt sein könne.

Das OLG Düsseldorf hat jedoch eine aufschiebende Wirkung dieses Beschlusses angeordnet und ernstliche Zweifel daran 
geäußert, dass in der möglichen Verletzung von Datenschutzbestimmungen ein Verstoß gegen das Wettbewerbsrecht 
vorliegt, da eine Kausalität zwischen Marktmacht und Datenverarbeitung nicht nachgewiesen worden sei (beispielsweise 
durch Ermittlung, welche Datenschutzbedingungen sich unter Wettbewerb ergeben hätten).

2016 – 2019  Google (Werbung)
Die Europäische Kommission untersagt restriktive Vereinbarungen zwischen Google und Webseiten Dritter (z.B. Zeitungen 
oder Reiseportale), mit denen Google bei der Vermittlung von Werbeanzeigen für Suchmaschinen auf diesen Drittseiten 
eine Bevorteilung der eigenen Anzeigen gegenüber anderen Vermittlern von Suchmaschinenwerbung erreicht. 

Begründung: Missbräuchliche Behinderung von Wettbewerb durch konkurrierende Vermittlungsdienste von Suchmaschi-
nenwerbung, die ihre Werbeanzeigen nicht auf diesen Seiten platzieren konnten. 

2018 – 2019  Amazon
Das Bundeskartellamt untersucht im Rahmen eines Missbrauchsverfahrens die Geschäftsbedingungen und Verhaltenswei-
sen von Amazon gegenüber Händlern auf der Plattform. 

Ergebnis: Einstellung des Verfahrens im Gegenzug für die Zusage, Veränderungen der Geschäftsbedingungen gegenüber 
Händlern vorzunehmen, u.a. Ausschluss sofortiger Kündigung und Einräumung der Möglichkeit, sich bei Streitfragen an 
nationale Gerichte zu wenden. 

Seit 2018  Sektoruntersuchung Online-Werbung
Sektoruntersuchung des Bundeskartellamts zu Strukturen des Online-Werbemarkts insbesondere im Hinblick auf die Fra-
ge, ob einige zentrale Anbieter geschlossene Systeme darstellen, die Informationsmöglichkeiten und Entscheidungsfrei-
heiten von Werbetreibenden einschränken.

Seit 2019  Sektoruntersuchung Nutzerbewertungen
Sektoruntersuchung des Bundeskartellamts hinsichtlich Verbraucherrechtsverstößen bei Nutzerbewertungen auf digitalen 
Portalen, u.a. im Hinblick darauf, ob eine Beeinfl ussung von Kaufentscheidungen durch gefälschte Bewertungen vorliegt.

Plattformökonomie – zwischen Abwehr und Wunschdenken
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Dementsprechend fällt bei den bisherigen Missbrauchsun-
tersuchungen die lange Verfahrensdauer auf. Das in diesem 
Zusammenhang oft zitierte Verfahren der EU-Kommission 
zu Google Shopping, das ganze sieben Jahre währte und 
gegen das nach wie vor eine Klage von Google vor dem 
Europäischen Gerichtshof anhängig ist, mag in dieser Hin-
sicht ein Ausreißer nach oben sein (vgl. Box 1). Dennoch 
erstreckt sich die Dauer von Missbrauchsuntersuchungen 
üblicherweise über Jahre, was auf schnelllebigen Digital-
märkten einer Ewigkeit gleichkommt. Im schlimmsten Fall 
können dominante Player in diesem Zeitraum kaum mehr 
umkehrbare Tatsachen schaffen und etwaige nachgelager-
te Geldstrafen dann billigend in Kauf nehmen. So wies etwa 
EU-Wettbewerbskommissarin Vestager darauf hin, dass die 
Verfahren gegen Google nicht zu einer Belebung des Wett-
bewerbs auf den betroffenen Märkten geführt hätten.38

Um die Durchsetzungsfähigkeit der Missbrauchsaufsicht 
zu erhöhen, wird derzeit eine Abkehr von der bisherigen 
Herangehensweise erwogen: Bestimmte potenziell miss-
bräuchliche Verhaltensweisen von marktmächtigen Online-
Plattformen könnten grundsätzlich untersagt werden, so-
lange sich keine wettbewerbsfördernden Effekte ergeben.39 
In der Folge müssten Wettbewerbsbehörden nicht mehr 
den Nachweis einer Schädigung erbringen, sondern Platt-
formen dürften sich nur in entsprechender Weise verhalten, 
wenn sie wettbewerbsfördernde Auswirkungen ihres Han-
delns nachweisen können. 

Durch eine solche Umkehr der Beweislast könnte wettbe-
werbsschädigendes Verhalten schneller und effektiver un-
terbunden werden. Allerdings steigt zugleich die Gefahr, 
eigentlich unproblematische unternehmerische Strategien 
unnötigerweise zu verhindern. Ebenso bedingen mögliche 
Verhaltensvorgaben unweigerlich auch einen erhöhten 
Kontrollaufwand. Umso entscheidender ist es, für derar-
tige Aufsicht einen möglichst zielgenauen Adressatenkreis 
zu fi nden und sie nur bei Verhaltensweisen anzuwenden, 
bei denen eine Wettbewerbsschädigung wahrscheinlich ist 
und die Kosten eines Nichteingreifens hoch wären. In diese 
grundsätzliche Richtung scheint auch die 10. GWB-Novelle 
zu gehen, da der Referentenentwurf einen neu zu schaffen-
den § 19a GWB-E umfasst. Dieser würde dem Bundeskar-
tellamt die Möglichkeit einräumen, Plattformen, für die es 
eine „überragende marktübergreifende Bedeutung für den 

38   Siehe www.faz.net vom 14.4.2019: „Vestager greift Google & Co. scharf an“.
39   Vgl. Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 50ff., und Schallbruch et al. (2019), S. 50-57.
40   Vgl. Schallbruch et al. (2019), S. 53f. Von weitreichenderen Aufl agen wie generellen Diskriminierungsverboten oder Neutralitätspfl ichten sollte hingegen ab-

gesehen werden. Diese würden legitime unternehmerische Differenzierung zu stark einschränken und eine behördliche Kontrolle „neutralen“ Verhaltens 
wäre angesichts des fehlenden, objektiven Vergleichsmaßstabs und des wesentlich umfassenderen Verbotsbegriffs kaum realisierbar. Vgl. ausführlich hierzu 
Kronberger Kreis (2017), S. 32-37.

41   Dies verdeutlicht auch der Google-Shopping-Fall der Europäischen Kommission, deren Beschluss mit der Aufl age verbunden war, die bevorzugte Platzierung 
des eigenen Dienstes binnen 90 Tagen abzuschalten. Dem leistet Google Folge, in dem es die Platzierung in den Suchlisten nun über eine Versteigerung fest-
legt. Im Rahmen einer Versteigerung „an sich selbst“, bei dem für Google im Gegensatz zu seinen Wettbewerbern keinerlei reale Kosten entstehen, könnten 
Möglichkeiten zur Selbstbegünstigung jedoch bestehen bleiben. Siehe hierzu www.wiwo.de vom 30.7.2018: „Wie Google die EU-Kommission vorführt“.

Wettbewerb“ festgestellt hat, bestimmte Verhaltensweisen 
zu untersagen. Verbieten könnte es dann u.a. die Selbstbe-
günstigung sowie die Behinderung von Wettbewerbern in 
Märkten, in denen die Plattform noch keine Marktmacht hat 
(siehe hierzu jeweils im Folgenden) oder das Erschweren 
von Datenportabilität (siehe hierzu Kapitel 3.2) und Intero-
perabilität (Kapitel 3.4).

Selbstbegünstigung 

Aus der Doppelrolle vieler Plattformen als Vermittler und 
Regelsetzer auf der einen Seite und als Teilnehmer auf der 
eigenen Plattform auf der anderen Seite ergibt sich erheb-
liches Potenzial, durch Bevorteilung eigener Dienste oder 
Produkte eine wettbewerbsschädigende Verdrängung von 
Wettbewerbern in angrenzenden bzw. komplementären 
Märkten zu erreichen. Richtungsweisend in diesem Zusam-
menhang ist das Google-Shopping-Verfahren der Europä-
ischen Kommission (siehe Box 1).

Im Bereich digitaler Plattformen entwickeln sich Märkte mit 
hoher Geschwindigkeit und die Verdrängung von Wettbe-
werbern kann zu nachhaltigen Schäden und kaum mehr 
umkehrbaren Marktmachtstellungen führen. Gleichzeitig ist 
der Nachweis einer tatsächlichen Verdrängungswirkung mit 
großem Aufwand verbunden. Daher erscheint es sinnvoll 
und gerechtfertigt, bestimmten marktmächtigen Online-
Plattformen die Selbstbegünstigung vorbehaltlich einer 
sachlichen Rechtfertigung zu untersagen.40 Die Schwere 
eines solchen generellen Verbots erscheint insofern ge-
ring, da die Unternehmen ja weiterhin als Wettbewerber auf 
der eigenen Plattform auftreten, wenn dies in einem fairen 
Leistungswettbewerb geschieht. Die Weiterentwicklung 
des eigenen Geschäftsmodells von reinen Vermittlungs-
plattformen hin zu kombinierten Inhalteanbietern (z.B. reine 
Suchmaschine Google hin zu Google Maps, Calendar, etc.) 
bleibt ihnen somit weiterhin offen. 

Freilich dürften sich in der Praxis nicht unerhebliche Pro-
bleme an anderer Stelle ergeben, denn die Feststellung, 
welches Verhalten beispielsweise beim Ranking von Such-
ergebnissen oder bei Kaufvorschlägen eine Selbstbegüns-
tigung darstellt, ist alles andere als trivial.41 Hierin ist aber 
wohl ein notwendiges Übel zu sehen, wenn man die derzei-
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tige Lage der Beweislast ändern möchte, die zur Folge hat, 
dass bei der Feststellung eines Missbrauchs durch Selbst-
bevorteilung die eigentlich zu verhindernde Verdrängung 
schon längst eingetreten ist. 

Multi-Homing und Plattformwechsel

Um die Bestreitbarkeit von Plattformmärkten zu erhöhen, 
sollten vor allem unternehmerische Verhaltensweisen un-
terbunden werden, die eindeutig und ausschließlich darauf 
abzielen, Wettbewerber zu behindern, indem Nutzern eine 
parallele Nutzung von verschiedenen Plattformen (Multi-
Homing) oder der Plattformwechsel erschwert wird.42 Zwar 
kann sich eine Behinderung des Plattformwechsels schon 
aus legitimen Maßnahmen zur Steigerung der Kundenbin-
dung, wie beispielsweise Abonnements ergeben, die zumal 
für Konsumenten vorteilhaft sein können. Dennoch kann 
bei Verhaltensweisen, die auf die aktive Behinderung von 
Nutzern beim Wechsel von Plattformen hinauslaufen, ein 
wettbewerbsschädigender Effekt mit großer Sicherheit an-
genommen werden und eine grundsätzliche Untersagung 
daher angemessen sein. 

Ein Beispiel ist das mittlerweile eingestellte Programm „Hell“ 
von Uber, das Fahrer, die gleichzeitig auch für den Konkur-
renten Lyft fahren wollten, über gefälschte Lyft-Accounts 
gezielt identifi zierte und ihnen dann Anreize bieten sollte, 
nur für Uber tätig zu sein.43 Auch die kürzlich öffentlich ge-
wordenen Vorwürfe gegenüber Facebook durch das Un-
ternehmen Snapchat – ein konkurrierendes soziales Netz-
werk – könnten entsprechend bewertet werden, sofern 
sie zutreffen.44 So sollen Vertreter von Instagram, das zu 
Facebook gehört, Druck auf prominente Nutzer ausgeübt 
haben, keine Verlinkungen mehr zu Snapchat in ihren Pro-
fi len vorzunehmen.

Die Behinderung von Multi-Homing und Plattformwechseln 
eignet sich nicht zuletzt dazu, ein sogenanntes Tipping oder 
Umkippen eines wettbewerblichen Marktes in ein Monopol 
zu begünstigen. Daher könnte erwogen werden, derartige 
Verhaltensweisen unabhängig vom Vorliegen einer Markt-
machtstellung im betreffenden Markt zu unterbinden.45 

Durch ein frühzeitiges Eingreifen ließe sich die Entstehung 
von Monopolstellungen, die, wenn sie einmal entstanden 
sind, typischerweise extrem langlebig sind, möglicherweise 
besser verhindern. So könnte auch der Markteintritt von in 
bestimmten Bereichen marktmächtigen Plattformen in Märk-
te, auf denen sie bislang noch nicht tätig waren, strenger 
kontrolliert werden, da dann eine Wettbewerbsschädigung 
unabhängig von der im neuen Marktsegment noch nicht 
gegebenen Marktmacht beurteilt werden könnte. 

Verlustpreisstrategien

Besondere Aufmerksamkeit ist in jüngster Zeit dem Vorwurf 
zuteilgeworden, dass sich Plattformen missbräuchlicher 
Verlustpreisstrategien zur Ausweitung bestehender Markt-
macht bedienen.46 Hiermit werden Unternehmensstrate-
gien bezeichnet, die darauf abzielen, Wettbewerber durch 
Preissetzung unter den eigenen Kosten aus dem Markt 
zu verdrängen und dann die kurzfristig erlittenen Verluste 
durch langfristig höhere Monopolgewinne auszugleichen. 
Digitalplattformen wird vorgeworfen, unter Ausnutzung ih-
rer Größe und überlegenen Finanzkraft derartige Strategien 
anzuwenden und sich so Zutritt zu neuen Märkten zu ver-
schaffen. Kritiker sehen deshalb zum Beispiel im Programm 
Amazon Prime, das für einen Jahresbeitrag u.a. die kosten-
lose und zeitnahe Lieferung von durch Amazon verkaufte 
oder versandte Produkte bietet, ein für das Unternehmen 
verlustträchtiges Angebot, mit dem Wettbewerber aus dem 
Markt gedrängt werden sollen.47

 
Die alleinige Tatsache, dass bestehende Konkurrenten 
vom Markt verschwinden, kann jedoch genauso gut Er-
gebnis eines legitimen Leistungswettbewerbs sein und 
die Aussichten auf einen zweifelsfreien Nachweis von Ver-
lustpreisstrategien ist meist gering. Ebenso kann es legi-
time Gründe für Preise unter Kostenniveau geben. Auf 
mehrseitigen Plattformen können sogar Nullpreise Ergeb-
nis wettbewerbskonformer asymmetrischer Preissetzung 
sein.48 Entscheidender ist daher, dass der Erfolg solcher 
Unternehmensstrategien von der Möglichkeit abhängt, 
nach Verdrängung der Wettbewerber wirklich langfristig 
höhere Preise durchzusetzen. Eine mögliche Interpretation 

42   Weiterhin kommt der Möglichkeit für Nutzer, ihre Daten zu konkurrierenden Anbietern mitzunehmen, eine entscheidende Bedeutung bei der Förderung von 
Plattformwechseln und Multi-Homing zu. Siehe hierzu Abschnitt 3.2.

43   Vgl. Anchustegui/Nowag (2017), S. 3.
44   Siehe hierzu www.wsj.com vom 24.9.2019: „Snap Detailed Facebook’s Aggressive Tactics in ‘Project Voldemort’ Dossier”.
45   Vgl. für eine eingehendere Beschreibung Schweitzer et al. (2018), S. 59-63.
46   Auslöser dieser Debatte war ein vielbeachteter Artikel der damaligen Jura-Studentin Lina Khan (2017), die vor allem Geschäftspraktiken von Amazon als

missbäuchliche Verlustpreisstrategie kritisierte. So habe Amazon nach einem erfolglosen Versuch, den Online-Händler für Baby-Produkte Quidsi zu über-
nehmen, die Preise für eigene Konkurrenzprodukte drastisch gesenkt, so Quidsi zur Einwilligung in die Übernahme gezwungen und die Preise anschließend 
wieder erhöht.

47   Vgl. Khan (2017), S. 750-753.
48   Vgl. Schweitzer et al. (2018), S. 112. Weitere Gründe können insbesondere das Verfolgen einer Wachstumsstrategie, um langfristig Skaleneffekte zu erzie-

len, oder der Abverkauf von Restbeständen sein.
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der chronischen Schwierigkeiten des Unternehmens Uber, 
aus der Verlustzone herauszukommen, ist vor diesem Hin-
tergrund, dass die Existenz zahlreicher Wettbewerber im 
Bereich der Personenbeförderung (z.B. Lyft, ViaVan) die 
Durchsetzung erhöhter Preise zum Ausgleich anfänglicher 
Verluste schlicht ausschließt.49 Deshalb erscheint es sinn-
voller, die Erfolgsaussichten von Preisunterbietungsstrate-
gien über die Verringerung möglicher Markteintrittsbarrieren 
und die Vereitelung von Praktiken, die Multi-Homing und 
Plattformwechsel verhindern, von vornherein zu verringern. 

Kopplungsstrategien

Aus wettbewerblicher Sicht problematisch kann auch die 
Kopplung oder Bündelung verschiedener Dienste sein, 
wenn sie eine wettbewerbsschädigende Übertragung ei-
gener Marktmacht und existierender Netzwerkeffekte auf 
neue Märkte bedeutet.50 Die Ausdehnung einer Markt-
machtstellung auf angrenzende Märkte im Rahmen von 
Kopplungsstrategien ist dabei im Bezug auf Plattform-
unternehmen schon sanktioniert worden, beispielsweise im 
Google Android-Verfahren (siehe Box 1).

Auch in solch einem Fall ist die Abgrenzung missbräuch-
lichen Verhaltens jedoch komplex. Der Eintritt in neue Märk-
te an sich ist grundsätzlich eine legitime unternehmerische 
Entscheidung zur Diversifi zierung, die zu einer Intensivie-
rung des Wettbewerbs im betreffenden Markt führen kann. 
Eine dabei erfolgende Integration oder Kopplung verschie-
dener Dienste kann durchaus im Sinne des Konsumenten 
sein, wenn sich Qualitätssteigerungen ergeben oder Vor-
teile daraus erwachsen, mehrere Dienste nahtlos aus einer 
Hand zu beziehen. Angesichts dieser ambivalenten Aus-
wirkungen spricht vieles dafür, derartige Konstellationen im 
Einzelfall zu bewerten. Als Faustregel könnte gelten, dass 
wettbewerbliche Kontrolle vor allem dann energisch sein 
sollte, wenn von der Kopplung von Diensten geringe Ef-
fi zienzvorteile ausgehen.51 Denkbar wäre dies z.B., wenn 
auf marktmächtigen Plattformen eine kostenlose Zugabe 
von weiteren, nicht unmittelbar zusammenhängenden Pro-
dukten oder Diensten erfolgt, bei denen z.B. Verbundvor-
teile eine geringe Rolle spielen. Dort, wo mit einer Kopplung 
Effi zienzvorteile einhergehen, sollte wiederum der Fokus 
auf der Sicherung der Bestreitbarkeit der Marktmacht-
positionen liegen.

3.2
Daten als Wettbewerbsfaktor

Datenbasierte Produkte und Dienstleistungen stellen den 
Kern des Geschäftsmodells vieler Online-Plattformen dar. 
Rechtskonforme Datensammlung und -auswertung ist per 
se alles andere als verwerfl ich, denn sie ermöglicht Quali-
tätssteigerungen, beispielsweise wenn Dienste wesentlich 
individueller auf Kundenbedürfnisse zugeschnitten werden 
können, Effi zienzsteigerungen – z.B. durch schnellere Feh-
lererkennung in der Produktion – und neue Innovationen, 
wie die Entwicklung von Sprachassistenten, die auf künst-
licher Intelligenz beruhen.

Es existieren vielfältige Formen von Daten sowie zahl-
reiche Erhebungs- und Verwendungsarten, so dass eine 
eindeutige, konzeptionell klar abgegrenzte Defi nition kaum 
möglich ist.52 Für die folgende Diskussion mag es jedoch 
genügen, Daten als Informationen zu betrachten, die aus 
der Beobachtung von Nutzern oder Maschinen gewonnen 
bzw. von diesen zur Verfügung gestellt werden oder durch 
Analyseverfahren aus bereits vorhandenen Daten gewon-
nen werden.

Im Gegensatz zu herkömmlichen Produktionsinputs können 
Daten gleichzeitig von verschiedenen Marktteilnehmern ge-
nutzt werden. Als ökonomisches Gut zeichnen sie sich da-
her durch Nicht-Rivalität im Konsum aus. Dementsprechend 
kann ein Unternehmen die Daten, die es Wettbewerbern zur 
Verfügung stellt, trotzdem selbst weiter nutzen. Für sich ge-
nommen spräche dies dafür, eine größtmögliche Verfügbar-
keit von Daten zu bewirken, um so vielen Marktteilnehmern 
wie möglich die gewinnbringende Verwendung von Daten 
zu ermöglichen. Demgegenüber sind jedoch zwingend 
weitere Zieldimensionen zu stellen, wie der Schutz von Ge-
schäftsgeheimnissen, die Sicherung von Privatsphäre und 
Datenschutz bei personenbezogenen Daten oder die Wah-
rung von Investitionsanreizen für die Erhebung von Daten 
und die Entwicklung von Datenanalyseverfahren.53 

Der fehlende Zugang zu Daten, die exklusiv bei einem Un-
ternehmen anfallen, kann aus wettbewerbspolitischer Sicht 
problematisch sein und für Wettbewerber eine erhebliche 
Markteintrittsbarriere darstellen. Denkbar sind verschiedene 
Konstellationen.54 Erstens kann für die Entwicklung von 

49   Siehe hierzu das Interview mit Mike Isaac auf www.nytimes.com von 29.8. 2019: „Why Uber Still Can’t Make a Profi t”.
50   Vgl. hierzu auch Eisenmann/Parker/Van Alstyne (2006), S. 8ff., die entsprechende Strategien von Plattformen als „Envelopment“ bezeichnen. 
51   Vgl. Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 65.
52   Vgl. Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 24-29, für eine ausführlichere Diskussion der Heterogenität von Daten. Die wachsende wettbewerbliche Be-

deutung von Daten ist im Übrigen längst nicht nur auf Plattformen begrenzt, sondern betrifft in zunehmendem Ausmaß auch herkömmliche Geschäftsmo-
delle und Wirtschaftsbereiche.

53   Vgl. Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 76f.
54   Vgl. Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 75f., für eine ausführlichere Beschreibung möglicher Konstellationen.
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Konkurrenz- oder Komplementärangeboten der Zugang 
zur individuellen Datenhistorie eines Nutzers bzw. einer Ma-
schine erforderlich sein. Zweitens kann mit demselben Ziel 
auch der Zugang zu aggregierten Daten einer Vielzahl von 
Nutzern oder Maschinen nötig sein, z.B. bei der Vorhersage 
von möglichen Störungen einer Maschine. Drittens können 
große und aggregierte Datensätze für mit der bisherigen 
Verwendung überhaupt nicht zusammenhängende Zwecke 
von Bedeutung sein, beispielsweise als Trainingsdaten für 
Algorithmen. 

Einfache Formeln wie „je mehr Daten, desto mehr Markt-
macht“ oder „je mehr Offenlegung, desto mehr Wettbewerb“ 

werden der Heterogenität von Daten und ihrer Verwendung 
jedoch nicht gerecht. Entscheidend ist neben der schieren 
Menge von Daten auch deren Qualität, zumal die alleinige 
Tatsache, dass Daten bei einem Unternehmen anfallen, 
noch nicht bedeutet, dass diese für das unternehmerische 
Ziel überhaupt zweckdienlich sind. Zentrale Herausforde-
rung ist oftmals nicht die Erhebung von Daten, sondern viel-
mehr die Fähigkeit, durch entsprechende Analysemethoden 
oder Algorithmen daraus Erkenntnisse zu gewinnen, die in 
einen wettbewerblichen Vorteil umgewandelt werden kön-
nen.55 Entsprechend vorsichtig sollte daher mit „One-size-
fi ts-all“-Maßnahmen zur Erhöhung der Verfügbarkeit wett-
bewerbsrelevanter Daten umgegangen werden.

55  Vgl. Taddy (2018), S. 1-5. So verweist beispielsweise der Chef-Ökonom von Google, Hal Varian, regelmäßig darauf, dass nicht Daten, sondern Fähig- 
keiten zur Verwertung dieser die eigentlich knappe Ressource für künstliche Intelligenz sind; vgl. Varian (2019), S. 413. Vgl. auch die Überlegungen in 
Lambrecht/Tucker (2017), die argumentieren, dass Daten nur einen Wettbewerbsvorteil darstellen können, wenn sie nicht-replizierbar, rar, wertvoll für den 
unternehmerischen Verwendungszweck und eine nicht-substituierbare Voraussetzung von unternehmerischem Erfolg sind.

Abbildung 4: Die GAFA-Unternehmen (nicht nur) als Datenkrake

Zeichnung: Andrew Rae.
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Allgemeinverpflichtung zum Teilen 
von Daten?

Vor allem im Kontext von Anwendungen der künstlichen 
Intelligenz wird der Zugang zu besonders großen Daten-
sätzen als Wettbewerbsvorteil gegenüber kleineren Unter-
nehmen gesehen.56 Die Sorge ist, dass einige Unternehmen 
über derart weitreichende und detailreiche Datenbestände 
verfügen, dass sie dies gegenüber Wettbewerbern dauer-
haft in eine bessere Position versetzt, neue Produkte und 
Dienstleistungen zu entwickeln. Daran anknüpfend wird 
diskutiert, marktmächtige Unternehmen grundsätzlich dazu 
zu verpfl ichten, zumindest einen Teil ihrer Daten in anony-
misierter Form offenzulegen.57 So soll auch kleineren Un-
ternehmen die Möglichkeit gegeben werden, datenbasierte 
Innovationen zu entwickeln. 

Ob eine allgemeine Pfl icht zum Datenteilen wirklich zu mehr 
Wettbewerb und Innovationen führt, erscheint allerdings 
fraglich.58 Erstens stellt sich die Frage, wie bei personen-
bezogenen Daten mit datenschutzrechtlichen Vorschriften 
und Bedenken umgegangen werden soll. Kommt man zu 
der Erkenntnis, dass der entscheidende Wettbewerbsvor-
teil die detailreichen, individualisierten Nutzerprofi le sind, 
würde vermutlich genau dieser Aspekt im Rahmen anony-
misierter Datensätze verloren gehen.59 

Zweitens kann die Erhebung und Aufbereitung von Daten 
mit erheblichen Kosten verbunden sein. Während beispiels-
weise die Beobachtung des Klickverhaltens von Nutzern als 
Nebenprodukt des Besuchs einer Webseite anfällt, bedeu-
tet die Bereitstellung des Bildmaterials für Google Street 
View – ein Dienst, der 360-Grad-Ansichten aus der Stra-
ßenperspektive ermöglicht – einen erheblichen Aufwand. 
Die Aussicht, später exklusiv über einen Datensatz zu ver-
fügen und daraus Gewinne erzielen zu können, ist daher 
oftmals notwendiger Anreiz dafür, die Investitionskosten für 
die Erstellung dieses Datensatzes auf sich zu nehmen.60 
Im Umkehrschluss hat jeder Eingriff in die exklusiven Ver-
fügbarkeitsrechte über Daten auch Auswirkungen auf die 
Bereitschaft, diese Daten überhaupt zu erheben, und kann 
sich negativ auf die Innovationstätigkeit auswirken. Ob die 
wettbewerbssteigernden Effekte einer Offenlegung dies 
aufwiegen können, lässt sich nur im Einzelfall feststellen.

Drittens sind erhebliche Abgrenzungsschwierigkeiten zu er-
warten, insbesondere bei der Frage, welche Unternehmen 

einer Teilungspfl icht unterliegen würden und welche Daten 
in welcher Form verfügbar zu machen wären. Bei einer zu 
weiten Auslegung bestünde das Risiko, dass von dann 
offen gelegten Daten gerade die großen Plattformen mit den 
ausgeprägtesten Fähigkeiten zu deren Kommerzialisierung 
profi tieren und sich am Ende ein marktmachtverstärkender 
Effekt ergibt. Es spricht folglich vieles gegen eine pauschale 
Offenlegungspfl icht, zumal diese der tatsächlichen Bedeu-
tung des Datenbestands für die Marktmachtstellung kaum 
gerecht werden kann. 

Ob und in welchem Umfang der Zugang zu welchen Da-
ten für die Teilnahme am Wettbewerb erforderlich ist, sollte 
vielmehr im Einzelfall bzw. auf Sektorebene beurteilt wer-
den. Die wettbewerbliche Bedeutung hängt dabei von zahl-
reichen Faktoren ab. Inwieweit beruht der Wettbewerbsvor-
teil wirklich auf der schieren Menge der Daten oder auf den 
besseren Methoden der Datenverarbeitung? Ist der Zugang 
zu aggregierten Datensets oder der Zugang zu individuellen 
Nutzungsdaten einer einzelnen Person entscheidend? Wie 
hoch sind die Erhebungskosten der Daten und besteht die 
Möglichkeit, die Daten aus anderen Quellen zu gewinnen? 
Sollen die Daten verwendet werden, um in direkten Wett-
bewerb auf dem betreffenden Markt zu treten, um Kom-
plementärdienste auf angrenzenden Märkten zu erbringen 
oder um von der bisherigen Verwendung völlig unabhän-
gige Erkenntnisse in gänzlich anderen Kontexten zu gewin-
nen? Ist für die Gewährung des Zugangs eine (monetäre) 
Gegenleistung zu entrichten und wenn ja, in welcher Höhe?

Der Aufwand, der mit der Klärung derartiger Streitfragen ein-
hergehen dürfte, ist kaum vermeidbar, wenn man einzelfall-
gerechte Lösungen sicherstellen möchte. Vor dem Hinter-
grund der ökonomischen Eigenschaften von Daten und ihrer 
wettbewerblichen Bedeutung durchaus sinnvoll erscheint 
dabei die in der anstehenden GWB-Novelle angestrebte 
Senkung der Anforderungen dafür, dass Datenzugangsan-
sprüche auch tatsächlich durchgesetzt werden können.

Datenverfügbarkeit und Rechtssicherheit 
bei Kooperationen erhöhen

Überdies sollten alternative Möglichkeiten zur Erhöhung 
der Datenverfügbarkeit verfolgt werden. So haben sich in 
jüngster Zeit privatwirtschaftliche Initiativen ergeben, deren 
Ziel es ist, die Möglichkeiten zum Austausch und Teilen von 

56   Vgl. die entsprechende Einschätzung von Crémer/de Montjoye/Schweiter (2019), S. 29. Für einen Überblick über mögliche datenbasierte Größen- und Ver-
bundvorteile vgl. auch Jentzsch (2018), S. 8-11.

57   Vgl. Mayer-Schönberger/Ramge (2018), S. 167ff., die mit ihrem Vorschlag einer „progressiven Daten-Sharing-Pfl icht“ die Debatte angestoßen hatten. Die 
Vorschläge wurden von der damaligen SPD-Vorsitzenden Nahles (2019) in der Forderung nach einem „Daten-für-alle-Gesetz“ aufgegriffen.

58   Vgl. Schallbruch et al. (2019), S. 36f.
59   Ebenso fraglich ist, ob es wirklich sinnvoll wäre, Daten pauschal anderen Unternehmen zugänglich zu machen, wenn schon das Ausmaß der Datensamm-

lung einzelner Unternehmen aus Gesichtspunkten des Datenschutzes und der Privatsphäre als bedenklich gesehen wird.
60   Vgl. Schweitzer et al. (2018), S. 130f.
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Daten zwischen Unternehmen zu verbessern.61 Für auf Da-
tenaustausch oder -pooling beruhende Kooperationen ver-
schiedener Unternehmen sollte die Rechtssicherheit erhöht 
werden, denn die Ungewissheit über die kartellrechtlichen 
Grenzen neuartiger Kooperationsformen kann ein bedeu-
tendes Hindernis solcher Initiativen sein. Hier sollte nicht 
das Wettbewerbsrecht aufgeweicht werden, wohl aber Un-
ternehmen schnelle Auskünfte über die Zulässigkeit mög-
licher Vorhaben erteilt werden. Erreicht werden könnte dies 
über die Schaffung eines freiwilligen Anmeldesystems bei 
der Europäischen Kommission für Kooperationen, die neue 
Rechtsfragen aufwerfen, über die dann innerhalb von 90 
Tagen eine verbindliche Entscheidung zu treffen wäre.62

Gleichzeitig sollte von politischer Seite nicht nur gefordert 
werden, dass Unternehmen ihre Daten Anderen zur Ver-
fügung stellen, sondern es steht zuallererst die öffentliche 
Hand in der Pfl icht, die Zugänglichkeit ihrer Datenbestände 
im Einklang mit bestehenden Datenschutzregelungen zu 
verbessern. Im Hinblick auf bedeutsame Innovationstätig-
keit könnte beispielsweise eine Verbesserung der Datenver-
fügbarkeit für Forschungszwecke im Gesundheitsbereich 
wesentlich entscheidender sein, als es bis ins letzte Detail 
ausgeleuchtete Konsumentenprofi le sind. In diese Rich-
tung gehende, wiederkehrende Absichtsbekundungen der 
Bundesregierung sind daher zu begrüßen, sollten jedoch 
schnellstmöglich umgesetzt werden.63

 

Datenportabilität stärken

Die datenbasierte Individualisierung von Plattformdiensten 
führt tendenziell zu einer engeren Bindung von Nutzern 
an eine bestimmte Plattform. Dies kann Anreize für Kon-
sumenten verringern, Multi-Homing zu betreiben oder zu 
anderen Anbietern zu wechseln, die ohne eine entspre-
chende Datenhistorie nicht die Möglichkeit einer derart 
passgenauen Individualisierung besitzen. Gerade wenn Da-
ten für die Entwicklung von komplementären oder vor- bzw. 
nachgelagerten Produkten und Dienstleistungen notwendig 
sind, kann bei fehlendem Datenzugang für Wettbewerber 
ein Lock-in-Effekt eintreten, der im Extremfall dazu führt, 
dass Kunden bei einem Anbieter „gefangen“ sind.64 Derar-
tige Konstellationen treten auch in anderen Bereichen auf: 
So sind unabhängige Kfz-Werkstätten für ihre Dienstleistung 
zwingend auf den Zugang zu Daten der Dia gnosesysteme 
des jeweiligen Autoherstellers angewiesen, wenn Kunden 

die Möglichkeit haben sollen, Reparatur- und Wartungsleis-
tungen nicht nur beim Hersteller zu beziehen. 

Dieses Problem wird entschärft, wenn Kunden in der Lage 
sind, ihre Daten zu Wettbewerbern oder Anbietern von 
nachgelagerten oder komplementären Diensten mitzuneh-
men. Sofern es sich um personenbezogene Daten handelt, 
wurde bereits im Rahmen der Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) das Recht auf Datenportabilität eingeräumt. 
Ob dies jedoch in der Praxis eine Intensivierung des Wett-
bewerbs bewirkt, ist zu bezweifeln.65 So besteht das Recht 
auf Portierung nur für Privatpersonen und Daten mit Bezug 
zur betreffenden Person, nicht zwingend jedoch für Gewer-
bekunden und Daten zu deren Tätigkeit auf Plattformen. 
Ebenso können Nutzer ihre Daten nur auf Anfrage und bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt erhalten. Eine kontinuier-
liche Portabilität oder ein Echtzeitzugang auf diese Daten 
verlangt die DSGVO hingegen nicht. 

Soll Lock-in-Effekten entgegengewirkt werden, ist zudem 
nicht nur die Herausgabe von Daten entscheidend, son-
dern auch, dass die Anbieter, zu dem ein Nutzer diese 
mitnehmen möchte, diese auch verwerten können. Wei-
terhin besteht Uneinigkeit darüber, bei welchen Daten ein 
Anspruch auf Portabilität besteht. Fraglich ist z.B. ob nur 
Daten betroffen sind, die Nutzer aktiv bereitgestellt haben 
oder auch Daten, die durch die Beobachtung des Nutzer-
verhaltens auf einer Plattform gewonnen wurden.

Dementsprechend ist zu überlegen, ob bestimmte markt-
mächtige Plattformen mit weitreichenderen Portabilitätsan-
forderungen belegt werden sollten. Möglich wäre eine 
Verpfl ichtung, dass sie ihren Nutzern sämtliche mit deren 
Person in Bezug stehende Daten in Echtzeit und in einem 
mit Komplementärdiensten möglichst interoperablen For-
mat zur Verfügung stellen müssen.66 Eventuelle Beschrän-
kungen müsste die dominante Plattform nachvollzieh-
bar begründen. Es bleibt abzuwarten, ob es – wie in der 
GWB-Novelle vorgesehen – reicht, nur die Erschwerung 
von Portabilität zu untersagen, oder ob auch die Defi nition 
technischer Mindeststandards erforderlich ist, mit denen 
eine möglichst unkomplizierte und friktionslose Portierung 
sichergestellt wird.

Der Charme dieses Vorschlages ist, dass statt einer be-
hördlich verordneten generellen Öffnung von Datenbestän-
den vor allem die Nutzer in ihrer Souveränität und Wahl-

61   Vgl. für einen Überblick Heumann/Jentzsch (2019), S. 7-15.
62   Vgl. Schallbruch et al. (2019), S. 59-62. Fraglich ist, inwieweit eine Prüfung die Unbedenklichkeit einer Kooperation treffend vorhersagen kann, da sich mög-

liche Wettbewerbsverstöße erst im Verlauf der Kooperation ergeben können. Daher sollte eine Aufhebung von erteilten Genehmigungen möglich sein. 
63   Vgl. die Strategie für künstliche Intelligenz der Bundesregierung (2018), S. 33-38, sowie die Eckpunkte einer Datenstrategie der Bundesregierung (2019).
64   Vgl. für eine Beschreibung derartiger Fallkonstellationen Schweitzer et al. (2018), S. 139-147. 
65   Vgl. Schallbruch et al. (2019), S. 39ff. und Haucap (2018), S. 474.
66   Vgl. Schallbruch et al. (2019), S. 54f.
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freiheit gestärkt würden, auch andere konkurrierende oder 
komplementäre Dienste in Anspruch zu nehmen. Gleich-
zeitig hätten Mitbewerber bessere Möglichkeiten, attraktive 
Alternativ- oder Komplementärangebote zu schaffen, nicht 
zuletzt, da die individuelle Datenhistorie einzelner Nutzer für 
die Qualität oft entscheidender ist als die schiere Anzahl der 
Beobachtungen in aggregierten Datensätzen.67 

Datensammlung als
Marktmachtmissbrauch?

Es ist umstritten, ob die Datensammlung von marktmäch-
tigen Unternehmen an sich ein missbräuchliches Verhalten 
darstellen kann. Eine mögliche Sichtweise ist, die Quali-
tät von Daten- und Privatheitsschutz als nicht-preisliches 
Element von Wettbewerb zu betrachten und eine entspre-
chende Verschlechterung des Schutzes als Missbrauch von 
Marktmacht zu werten.68 Aus wettbewerbspolitischer Sicht 
soll es hier nicht um klar rechtswidrige Verletzungen von 
Datenschutzvorschriften gehen, sondern nur um die Fra-
ge, ob Umfang und Art der Datenerfassung eine Form von 
Marktmachtmissbrauch sein kann.

67   So stellen Schäfer/Sapi/Lorincz (2018), S. 26ff., fest, dass für die Qualität von Suchergebnissen vor allem personalisierte Daten entscheidend sind.
68   Vgl. Beaton-Wells (2018), S. 3.
69   Siehe OLG Düsseldorf, Beschluss vom 26.8.2019, VI-Kart 1/19 (V). Eine Rechtsbeschwerde des Bundeskartellamts ist beim BGH anhängig.
70   Vgl. Körber (2018), S. 7f. Interessant in diesem Zusammenhang ist allerdings die Argumentation von Srinivasan (2019), S. 54-81, nach der Facebook in seinen

Anfangszeiten mit dem Versprechen aufgetreten sei, keine Daten über das Verhalten von Nutzern außerhalb der eigenen Seite zu sammeln. Spätere Ver-
suche, dieses Versprechen nicht einzuhalten, seien so lange gescheitert, wie Facebook noch nicht über ausreichende Marktmacht verfügt habe.

71   Vgl. Bundeskartellamt (2019a), S. 5f.

In diesem Kontext ist insbesondere das Facebook-Verfahren 
des Bundeskartellamts relevant, in dem die Zusammenfüh-
rung von Daten aus verschiedenen Quellen als missbräuch-
lich bewertet wurde (siehe Box 1). Mit der Entscheidung 
verbunden waren Aufl agen für Facebook, die Nutzung des 
sozialen Netzwerks auch zu ermöglichen, ohne dass Nutzer 
in die Sammlung und Zusammenführung von solchen Da-
ten einwilligen müssen, die Facebook auf Drittseiten oder 
über andere konzerneigene Dienste gewinnt. Mittlerweile 
hat das OLG Düsseldorf jedoch eine aufschiebende Wir-
kung dieses Beschlusses angeordnet und dabei die Kau-
salität der Marktmacht für das als missbräuchlich bewer-
tete Verhalten – also dass Facebook nur aufgrund seiner 
Marktmachtstellung in der Lage sei, Einwilligungen für eine 
entsprechend umfangreiche Datensammlung zu erhalten – 
in Zweifel gezogen.69 In der Tat ist fraglich, ob sich die Nut-
zungsbedingungen von anderen Diensten, die nicht markt-
mächtig sind, im Hinblick auf Datensammlung qualitativ von 
denen Facebooks unterscheiden.70

Das Bundeskartellamt verweist im Kontext des Verfah-
rens darauf, dass Nutzer oft nicht mehr in der Lage seien, 
zu überblicken, wozu und in welchem Umfang ihre Daten 
verwendet würden.71 Damit läge das eigentliche Problem 

Abbildung 5: 
Facebook als einziger 

Wolf unter Datenschafen?

Karikatur: Heiko Sakurai.
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jedoch eher in marktmachtunabhängigen Intransparenzen, 
bei denen das Prinzip der Nutzereinwilligung grundsätzlich 
an seine Grenzen gerät. Realistisch betrachtet kann von 
Nutzern kaum erwartet werden, dass sie seitenlange Da-
tenschutzerklärungen lesen und im Detail verstehen. Selbst 
wenn sie es täten, wäre dies eine äußerst ineffi ziente Zeit-
verwendung, schließlich wird auch in anderen Bereichen wie 
beispielsweise der Gastronomie auf Qualitätsstandards ver-
traut, ohne jeden einzelnen Produktionsschritt in der Küche 
selbst nachzuvollziehen. Dies wirft die Frage auf, ob nicht 
in bestimmten Fällen die Einziehung zusätzlicher regulato-
rischer Leitplanken oder Standards für Datensammlung und 
-verarbeitung sinnvoller wäre. Diese müssten dann aller-
dings unabhängig von Marktmacht gelten und wären nicht 
im Rahmen des Wettbewerbsrechts, sondern eher durch 
Stärkung des Daten- und Verbraucherschutzes zu erreichen. 

Aus wettbewerbsrechtlicher Perspektive dürfte es vielver-
sprechender sein, nicht die alleinige Datensammlung zu be-
werten, sondern auf „hybride“ Schadenstheorien abzustellen. 
Denkbar ist, dass die Auswertung und Zusammenführung 
derart vieler Daten zu weitergehenden Wettbewerbsvortei-
len gegenüber anderen Unternehmen bei der Verteidigung 
des Kernmarktes sowie bei der Expansion in Nachbarmärkte 
(sogenanntes „platform enveloping“) führt. Damit einherge-
hende Missbrauchsstrategien könnten unterdies durch den 
im Referentenentwurf zur anstehenden GWB-Novelle vorge-
sehenen § 19a GWB-E besser erfasst werden. 

3.3
Verschärfung der Fusionskontrolle

Neben der Missbrauchsaufsicht ist die Fusionskontrolle ein 
weiteres zentrales Aufgabenfeld des Bundeskartellamts. Sie 
soll verhindern, dass der Zusammenschluss von Unterneh-
men zu wettbewerbsschädigenden Marktmachtstellungen 
führt. Zunehmend in die Kritik gerät die Neigung großer 
Plattformunternehmen, junge, in der Wachstumsphase be-
fi ndliche Start-ups aufzukaufen, die oftmals Nischenmärkte
bedienen.72 Vor allem der Aufkauf des Instant-Messenger-
Dienstes WhatsApp für 19 Milliarden Dollar und die Über-
nahme des Foto-Dienstes Instagram durch Facebook wer-
den in diesem Kontext als Paradebeispiele für mangelnde 
Intervention von Wettbewerbsbehörden angeführt. Abbil-
dung 6 verdeutlicht, wie umfangreich die Akquisitionstä-
tigkeiten der großen Online-Plattformen bisher waren. Be-
fürchtet wird, dass es ihnen so gelingen kann, sich frühzeitig 
potenzieller Wettbewerber zu entledigen. Ein wirksamer 
Wettbewerb um den Markt kann auf diese Weise verhindert 
werden und die Innovationstätigkeit langfristig leiden. 

Skalierungsstrategien digitaler Plattformunternehmen sind 
oft darauf ausgelegt, zunächst durch kostenlose Dienstleis-
tungen möglichst große Nutzerzahlen zu generieren und 
das Geschäft erst in späteren Phasen zu monetarisieren. 
Daher weisen viele Start-ups zu Beginn keine nennens-

72   Siehe exemplarisch www.economist.com vom 2.6.2018: „American tech giants are making life tough for start-ups”.

Abbildung 6: Unternehmensaufkäufe durch Online-Plattformen

Anzahl Unternehmensaufkäufe mit ausgewählten Beispielen seit 1991 bzw. Unternehmensgründung, Stand Juli 2018

Quelle: IG Group, Acquisitive Tech. 
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werten Umsätze aus und bleiben deshalb unter Umstän-
den unterhalb der in vielen Fällen umsatzbasierten Aufgreif-
schwellen für die Fusionsprüfung. Während es auf Ebene 
der Europäischen Kommission nur Umsatzschwellen gibt, 
gilt auf deutscher Ebene seit 2017 mit § 35 Abs. 1a) GWB 
auch ein transaktionswertbezogenes Aufgreifkriterium ab 
einem Übernahmepreis (genauer: ab einem Wert der Ge-
genleistung) von 400 Millionen Euro. Dieses greift, wenn die 
beteiligten Unternehmen weltweit mehr als 500 Millionen 
Euro Umsatz erzielen und ein beteiligtes Unternehmen Um-
sätze von mehr als 25 Millionen Euro für das letzte Jahr in 
Deutschland aufweist.

Eine weitere Absenkung der Aufgreifschwellen könnte zwar 
das Risiko verhindern, dass mögliche wettbewerbsschädi-
gende Fusionen unter dem Radar von Wettbewerbsbehör-
den bleiben.73 Allerdings würde dies unweigerlich auch zu 
einer deutlich höheren Anzahl von Prüfungen wettbewerb-
lich völlig unproblematischer Fälle führen und damit einen 
steigenden Bürokratieaufwand für Unternehmen wie für 
Wettbewerbsbehörden bedingen. Die meisten der mittler-
weile kritisierten Fusionsvorhaben wurden ohnehin entwe-
der durch die EU-Kommission oder eine nationale Kartell-
behörde geprüft, zumal bereits die Möglichkeit besteht, in 
einem Mitgliedstaat mitteilungspfl ichtige Zusammenschlüs-
se zur Prüfung an die Europäische Kommission zu verwei-
sen.74 Hiervon wurde beispielsweise im Falle des Erwerbs 
von WhatsApp durch Facebook Gebrauch gemacht.75 Da-
her ist von einer weiteren Absenkung der Aufgreifschwellen 
derzeit abzusehen.76 

Wesentlich entscheidender ist die Frage, in welchen Fällen 
Fusionen zu untersagen sind. Für eine Verschärfung der Fu-
sionskontrolle bei Übernahmen durch marktmächtige Platt-
formen spricht die Hoffnung auf eine Wiederbelebung von 
Wettbewerbskräften durch Unternehmen, die sich, statt mit 
den Marktführern zu fusionieren, mittel- oder langfristig zu 
ernsthaften Wettbewerbern entwickeln können. Im Umfeld 
marktmächtiger Plattformen ist der Markteintritt solcher po-
tenzieller Wettbewerber besonders wertvoll und der Nut-

zen für Konsumenten im Falle sich tatsächlich einstellenden 
Wettbewerbs sehr hoch.77

Allerdings spielt die Perspektive, zu einem späteren Zeit-
punkt von großen Plattformunternehmen übernommen zu 
werden, in den Strategien vieler Start-ups sowie in den Über-
legungen von Investoren eine entscheidende Rolle.78 Daher 
ist der Effekt einer Verschärfung der Fusionskontrolle auf die 
Innovationstätigkeit unklar: Wenn die Aussichten auf einen 
solchen Exit sinken, kann dies Unternehmer vom Marktein-
tritt abhalten. Wenig ratsam wäre es daher, Plattformen den 
Erwerb von Unternehmen pauschal zu untersagen. 

Gleichzeitig ist der spätere Erfolg von neuen, jungen Wett-
bewerbern mit großer Unsicherheit behaftet und für Kar-
tellbehörden nur schwer vorherzusagen. Dies gilt insbe-
sondere, da Plattformunternehmen als entscheidender Teil 
eines digitalen „Ökosystems“ deutlich besser und schneller 
in der Lage sind, potenzielle Wettbewerber zu erkennen, 
als außenstehende Kartellbehörden. Rückwärtsgewandte 
Kritik an der Genehmigung geprüfter Fusionsvorhaben ist 
daher nur bedingt aussagekräftig, wenn sich die Informati-
onsgrundlage zwischenzeitlich verändert hat. Beispielswei-
se war die überaus erfolgreiche Entwicklung von Instagram 
keineswegs vorgezeichnet und hätte ohne eine Fusion mit 
Facebook auch weit weniger erfolgreich verlaufen können. 

Dennoch sollten die Eingriffsmöglichkeiten von Kartellbe-
hörden bei der Fusionskontrolle auch im Umfeld schwer 
vorhersehbarer Marktentwicklungen mit dem Ziel vergrößert 
werden, langfristig die Bestreitbarkeit von Marktpositionen 
zu erhöhen. Dementsprechend sollte gerade in Märkten, bei 
denen Wettbewerb hauptsächlich um den Markt erfolgt, eine 
Untersagung von Fusionen auch möglich sein, wenn nur ge-
ringe Aussichten darauf bestehen, dass sich Unternehmen 
zu ernsthaften Wettbewerbern entwickeln könnten.79 Eben-
so könnte auch das Vorliegen einer unternehmerischen 
Gesamtstrategie in die Beurteilung mit einbezogen werden, 
wenn diese erkennen lässt, dass systematisch wachstums-
starke, junge Start-ups aufgekauft werden.80

73   So konnte die Ende 2018 erfolgte Fusion der Plattformen für Essens-Lieferservice Lieferando und Delivery Hero wegen zu geringer Gesamtumsätze nicht
geprüft werden, obwohl der kolportierte Kaufpreis jenseits einer Milliarde Euro lag und angesichts der Konsolidierung des Marktes zumindest eine Prüfung 
angebracht gewesen wären. Siehe hierzu www.gruenderszene.de vom 4.1.2019: „Kann das Kartellamt die Fusion von Lieferando und Delivery Hero ver-
hindern?“.

74   Vgl. Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S. 115f. 
75  Allerdings hat Facebook im Verfahren Angaben gemacht, denen zufolge eine automatische Verknüpfung der Facebook- und WhatsApp-Accounts nicht 

möglich sei, einen solchen Mechanismus aber im August 2016 eingeführt. Die Kommission sprach daraufhin eine Strafe von 110 Millionen Euro wegen wis-
sentlicher Falschaussage aus, stellte jedoch zugleich fest, dass diese keine Auswirkung auf die Fusionsfreigabe gehabt habe. Siehe Pressemitteilung der Eu-
ropäischen Kommission vom 18.5.2017: „Mergers: Commission fi nes Facebook 110 million for providing misleading information about WhatsApp takeover“.

76   Vgl. Schallbruch et al. (2019), S. 66f. 
77   Vgl. Federico/Scott Morton/Shapiro (2019), S. 22, die eine Verschärfung der Fusionskontrolle auf Basis einer Irrtumskostenabwägung vorschlagen. 
78   Vgl. hierzu beispielsweise die Positionierung des BJDW (2018), S. 15.
79   Vgl. insbesondere Federico/Scott Morton/Shapiro (2019), S. 21 ff.
80   Vgl. Schweitzer et al. (2018), S. 124-127.
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Abbildung 7: Illustration des Standard Oil Monopols (1904)

Quelle: Cornell University – PJ Mode Collection of Persuasive Cartography.

81   Vgl. Galloway (2018). Die abschreckende Wirkung von Geldstrafen kann nur eintreten, wenn von vornherein eindeutig ist, welche Verhaltensweisen miss-
bräuchlich sind. Angesichts neuer unternehmerischer Strategien im Kontext der Plattformökonomie ist dies nicht zwingend der Fall.

82   Vgl. hierzu insbesondere Wu (2018), S. 14-23.
83  Der Vergleich von Abbildung 4 und Abbildung 7 in dieser Publikation zeigt auch entsprechende Ähnlichkeiten bei der grafi schen Untermalung derartiger 

Vorwürfe.
84   Vgl. Crandall/Winston (2003), S. 7f. und 12f.

3.4
Zeit für härtere Bandagen? 

Trotz der zahlreichen Wettbewerbsverfahren der ver-
gangenen Jahre vermitteln die globalen Online-Plattformen 
den Eindruck, in ihrem Handeln unbeirrt zu sein. Dementspre-
chend wird bemängelt, Wettbewerbsbehörden kämpften 
gegen deren Finanzkraft und zementierte Marktmacht mit 
stumpfen Waffen, da sich Regelmissachtung für sie auch bei 
Rekordstrafen in Milliardenhöhe schlicht rechne.81 In der öf-
fentlichen und politischen Diskussion werden Bemühungen 
um eine inkrementelle Verbesserung des wettbewerbsrecht-
lichen Rahmens vor diesem Hintergrund zuweilen als unzu-
reichend betrachtet. Stattdessen stehen radikalere Überle-
gungen im Raum, Online-Plattformen zu zerschlagen oder 
weitreichender Regulierung zu unterwerfen.

Entflechtung 

Bei Forderungen nach der Zerschlagung von Monopolen 
wird gern der Vergleich mit historischen Beispielen be-
müht.82 Als Vorbilder dienen insbesondere die Zerschla-
gung der Standard Oil Company in den USA zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts (siehe Abbildung 7) und des US-
Telekommunikationskonzerns AT&T im Jahr 1984.83 De-
ren Erfolgsbilanz ist jedoch nicht unstrittig, zumal mit der 
Durchführung und den vorgelagerten Rechtsstreitigkeiten 
hohe Kosten verbunden waren und sich Märkte nachfol-
gend wieder rekonsolidiert haben.84 Vor allem aber hinkt der 
Vergleich historischer Monopole, deren Infrastruktur sich 
entlang geografi scher Trennlinien aufteilen ließen, mit der 
Marktrealität digitaler Plattformunternehmen. Darüber hi-
naus zeigen die Beispiele IBM und Microsoft, dass die einst 
als unbestreitbar empfundenen Vormachtstellungen weni-
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ger durch langwierige und letztlich gescheiterte Versuche, 
die Unternehmen zu zerschlagen, sondern eher durch neue 
technologische Entwicklungen beendet wurden – bei IBM 
vor allem durch den Aufstieg des Personal Computers und 
bei Microsoft durch die Verbreitung des Internets.85

Prinzipiell verfügen das Bundeskartellamt und die Euro-
päische Kommission über die Möglichkeit, strukturelle 
Maßnahmen bis hin zur Entfl echtung zu verhängen.86 Al-
lerdings sind hierfür hohe Anforderungen vorgesehen: Vor-
aussetzung ist nach § 32 Abs. 2 GWB eine Verletzung der 
Wettbewerbsvorschriften, für deren wirksame Abstellung 
eine solche Maßnahme erforderlich und verhältnismäßig ist 
und sich zudem eine gleich wirksame Unterbindung nicht 
durch eine Verhaltensaufl age erzielen ließe. Neben einer ei-
gentumsrechtlichen Entfl echtung, also einer tatsächlichen 
Zerschlagung, existieren auch mildere Formen der Entfl ech-

tung, die statt der Aufteilung in verschiedene Unternehmen, 
eine informationelle, organisatorische oder buchhalterische 
Trennung verschiedener Unternehmensbereiche zum Ziel 
haben. 

In Betracht gezogen wird vor allem die Entfl echtung entlang 
bestehender Trennlinien in den jeweiligen Geschäftsmodel-
len durch Rückabwicklung erfolgter Fusionen, beispielswei-
se die Trennung von Facebook, WhatsApp und Instagram.87 
Angesichts der Pläne des Konzerns, die Integration der drei 
Dienste miteinander voranzutreiben, ist jedoch davon aus-
zugehen, dass bis zum Zeitpunkt einer tatsächlich vollzo-
genen Entfl echtung auch hier beträchtliche Schwierigkeiten 
und Kosten mit der Durchsetzung einer solchen Maßnah-
me verbunden wären.88 Im Ergebnis stünden zwar drei 
voneinander getrennte Dienste auf angrenzenden Märk-
ten in Konkurrenz zueinander. Ob sich dadurch an den 

85   So argumentieren Gavil/First (2014), S. 310, dass Microsofts Verhalten erst in den Fokus von Wettbewerbsbehörden geriet, als das Unternehmen im Inno-
vationswettlauf zurückfi el und seine Position durch Marktmachtmissbrauch schützen wollte.

86  Da das Kartellrecht extraterritorial wirkt, könnten deutsche oder europäische Wettbewerbsbehörden zumindest prinzipiell die Entfl echtung US-amerika-
nischer Firmen verfügen. Gleichwohl dürfte ein solcher Schritt erhebliche und weit über Wettbewerbspolitik hinausreichende Konsequenzen mit sich bringen.

87   Vgl. eine entsprechende Forderung der US-amerikanischen Senatorin und Bewerberin für die demokratische Präsidentschaftskandidatur Elizabeth  Warren,
die eine Zerschlagung von Amazon, Facebook und Google als einen zentralen Programmpunkt ihrer Kandidatur führt.

88   Siehe hierzu www.welt.de vom 25.1.2019: „Zuckerberg soll Verknüpfung von WhatsApp, Instagram und Facebook planen“. 

Abbildung 9: 
Gesamtwirtschaftliche 

Bedeutung der fünf größ-

ten Online-Plattformen 

aus den USA

Globale Jahresumsätze in 
2018 (Geschäftsjahr) und 
Bruttoinlandsprodukt der 
USA in 2018 in Mrd. US-
Dollar

Quellen: 10K Financial State-
ments 2018; U.S. Department of 
Commerce. 

20.000

15.000

10.000

5.000

0

in
 M

rd
. U

S-
D

ol
la

r

MicrosoftApple Alphabet
(Google)

Amazon BIP USAFacebook

266 233 137 110 56

20.501

Abbildung 8: 
Die acht wertvollsten 

Unternehmen der Welt 

Marktkapitalisierung in 
Mrd. US-Dollar (Stichtag 
31.03.2019)

Quelle: PwC | Global Top 100 
companies by market capitalisation. 

1000

800

600

400

200

0

in
 M

rd
. U

S-
D

ol
la

r

Microsoft Apple Alphabet
(Google)

Amazon Berkshire
Hathaway

AlibabaFacebook

905 896 875
817

476
438

472494

Tencent



27

Plattformökonomie – zwischen Abwehr und Wunschdenken

hauptsächlich beklagten und über reine Wettbewerbspo-
litik hinausgehenden Missständen in sozialen Netzwerken 
wie z.B. Datenschutzniveau, politische Einfl ussnahme oder 
die Bildung von Echo-Kammern jedoch etwas ändern wür-
de, ist ungewiss. Grundsätzlich stehen Entfl echtungsver-
suche vor dem Dilemma, dass durch eine Trennung von 
Unternehmensbereichen über verschiedene Märkte hin-
weg die Marktmachtstellung in den jeweiligen Einzelmärk-
ten unverändert bleibt, während die Zerschlagung eines 
Monopols auf einem einzelnen Markt an der Marktstruktur, 
die aufgrund von „Winner-takes-all“-Tendenzen möglicher-
weise ohnehin zu einer hohen Konzentration neigt, wenig 
ändern kann.

Von wettbewerblichen Aspekten unabhängig könnte für 
eine eigentumsrechtliche Entfl echtung sprechen, dass auch 
ohne tatsächlichen Marktmachtmissbrauch eine zu hohe 
wirtschaftliche Bedeutung einzelner Unternehmen entste-
hen könnte, die sich auch in wachsender Möglichkeit zu 
politischer Einfl ussnahme niederschlagen kann.89 Derartige 
Befürchtungen sind zwar durchaus berechtigt, nur sollte 
man in diesem Kontext nicht den Fehler machen, Größe 
einzig und allein an Börsenwerten festzumachen, auch 
wenn diese – bei hoher Volatilität – zweifelsohne in beispiel-
lose Dimensionen vorgestoßen sind (vgl. Abbildung 8).

Möchte man die wirtschaftliche Bedeutung der Plattformen 
veranschaulichen, ist ein Vergleich ihrer Jahresumsätze 
mit der Wirtschaftsleistung bzw. dem Bruttoinlandspro-
dukt eines Landes wesentlich sinnvoller, als der bloße Blick 
auf Börsenwerte.90 Abbildung 9 zeigt, dass sich bei dieser 
Betrachtung die Bedeutung der fünf größten US-amerika-
nischen Plattformen deutlich relativiert. Dabei wird dieser 
in der Darstellung noch überschätzt, da globale Unterneh-
mensumsätze mit dem BIP nur eines Landes verglichen 
werden. 

Wenn man über Entfl echtungen nachdenkt, darf letztlich 
nicht die bloße Zerschlagung als politisches Exempel das 
Ziel sein. Ein solches Vorgehen birgt die Gefahr, dass An-
reize für Innovationstätigkeit oder auch die Weiterentwick-
lung des eigenen Geschäftsmodells nachhaltig beschädigt 
würden. Stattdessen muss, bevor eine derart drastische 
Maßnahme in Betracht gezogen wird, erstens der Nach-
weis erbracht werden, dass eine dauerhafte und für Markt-
teilnehmer schädliche Monopolstellung vorliegt und keine 

Aussicht auf eine Wiederbelebung wettbewerblicher Kräfte 
besteht. Zweitens müssen alle anderen und weniger in-
vasiven Eingriffsmöglichkeiten ausgeschöpft worden sein. 
Beides ist bei den nach wie vor sehr dynamischen digitalen 
Plattformmärkten nicht gegeben. Hinzu kommt, dass eine 
unilateral aus Europa verfügte Zerschlagung US-amerika-
nischer Unternehmen schwerwiegende Implikationen für 
die wirtschaftlichen und politischen Beziehungen haben 
dürfte. Dementsprechend sind die bisher beschriebenen 
weniger radikalen Maßnahmen vorzuziehen und darüber 
hinaus die wettbewerbspolitischen Entwicklungen in den 
USA und die Maßnahmen dortiger Wettbewerbshüter auf-
merksam zu verfolgen.

Regulierung natürlicher Monopole 

Wenn Plattformmärkte aufgrund von Skalen- und Netzwerk-
effekten Eigenschaften eines natürlichen Monopols aufwei-
sen – also die Nachfrage eines Marktes mit den geringsten 
Kosten bedient werden kann, wenn nur ein Unternehmen 
in diesem Markt ist – kann statt einer Entfl echtung vielmehr 
die Regulierung des betreffenden Marktes notwendig wer-
den. Auch hierfür gäbe es mit der Regulierung von Elek-
trizitäts- und Telekommunikationsnetzen oder von Schie-
neninfrastruktur Vorbilder. In diesen Bereichen sind die 
erforderlichen Infrastrukturinvestitionen so hoch, dass ein 
Wettbewerb zwischen mehreren Unternehmen nicht mög-
lich bzw. unsinnig ist. Durch Regulierung dieser natürlichen 
Monopole soll – in der Regel mittels Preiskontrollen – ver-
hindert werden, dass das Monopolunternehmen überhöhte 
Preise verlangen kann und Monopolgewinne zu Lasten der 
Konsumenten erzielt. 

In der Praxis sind entsprechende Regulierungsregime be-
reits für relativ homogene Güter oder sich nur sehr langsam 
verändernde Netze hochkomplex und führen zu zahlreichen 
Anreizproblemen.91 Auf digitalen Märkten dürfte eine der-
artige Regulierung daher schnell an ihre Grenzen stoßen, 
denn es müssten die Preise für unzählige, sich wandelnde 
und oftmals individualisierte Produkte und Dienstleistungen 
kontrolliert werden.92 Ein regulatorisches Regime, das in 
diesem Umfeld eine Verbesserung des Marktergebnisses 
für Nutzer erwirkt, ist schwer vorstellbar. Gleichsam käme 
eine weitreichende Regulierung letztlich einer staatlichen 
Akzeptanz von dauerhafter Monopolstellung gleich und 

89   Vgl. Wambach/Weche (2018), S. 798. Immer wieder wurde überdies die Einführung einer missbrauchsunabhängigen Entfl echtung diskutiert, letztlich aber 
nicht realisiert. Vgl. hierzu die grundsätzlich positive Einschätzung der Monopolkommission (2010), S. 3ff.

90   Es handelt sich beim BIP um eine Stromgröße, nämlich die Wirtschaftsleistung eines Landes in einem Jahr, während die Marktkapitalisierung als Bestands-
größe Auskunft über die erwarteten zukünftigen Gewinne gibt. Diese Erwartungen sind wandelbar und können sich mitunter im Nachhinein als falsch he-
rausstellen. Die zum Teil drastischen Kursschwankungen der Aktienkurse von Plattformunternehmen unterstreichen dies.

91   Vgl. hierzu ausführlich Weimann (2006), S. 317-376. Ein zentrales Problem von Preiskontrollen ist, dass Regulierungsbehörden nicht über verlässliche In-
formationen zu tatsächlichen Kosten verfügen und sich auf Informationen des regulierten Unternehmens stützen müssen. Somit besteht die Gefahr, dass 
Unternehmen ihre Kosten z.B. durch besonders üppige Gehälter erhöhen, um auch unter Regulierung höhere Preise durchzusetzen.

92   Vgl. Krämer (2019), S. 50.
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würde so eine mögliche disziplinierende Wirkung eines 
Wettbewerbs um den Markt verhindern. Gerade in einem 
extrem dynamischen Marktumfeld wären mit einer weitrei-
chenden staatlichen Kontrolle eventueller Monopole Inno-
vationskräfte auf absehbare Zeit beerdigt.

Interoperabilität 

Das Ziel regulatorischer Eingriffe in Plattformmärkte sollte 
die Förderung wettbewerblicher Kräfte sein, statt diese 
zu unterbinden. Eine vor diesem Hintergrund zielführende 
Möglichkeit können Verpfl ichtungen zu Interoperabilität sein, 
die über die bereits diskutierten Portabilitätsanforderungen 
hinausgehen. Der Kerngedanke von Interoperabilität ist, die 
Interaktion zwischen verschiedenen Diensten und den Aus-
tausch von Daten zu ermöglichen. Dies war bisher vor allem 
im Bereich von Kommunikationsdiensten von Bedeutung. 
So spielt es für den Versand von E-Mails keine Rolle, wenn 
diese von verschiedenen Anbietern stammen oder wer die 
Hersteller der PCs oder Mobiltelefone sind, auf denen sie 
abgerufen werden. 

Ein weiteres vielfach gelobtes Beispiel für Interoperabilität 
ist im Bereich von Zahlungsdienstleistern zu fi nden.93 Diese 
sind verpfl ichtet, auf Wunsch ihrer Kunden Zugang zu den 
jeweiligen Konten zu ermöglichen, um beispielsweise On-
line-Bezahldiensten die Belastung des Kontos zu erlauben 
oder Apps, die verschiedene Konten des Nutzers in einem 
Interface zusammenführen, entsprechenden Datenzugriff 
zu gewähren. Ähnlich ausgestaltete Zugriffsmöglichkeiten 
sind auch in anderen Konstellationen und Sektoren denk-
bar. 

Grundsätzlich muss dabei zwischen horizontaler und ver-
tikaler Interoperabilität unterschieden werden.94 Letztere 
stellt sicher, dass Komplementärdienste mit einer Plattform 
interoperabel sind, also beispielsweise Applikationen mit 
einem Betriebssystem funktionieren. Da Online-Plattformen 
ein Interesse daran haben, ein Ökosystem mit möglichst 
umfangreicher und vielfältiger Funktionalität anzubieten, 
liegen Anreize, eine solche vertikale Interoperabilität zu ge-
währleisten, oftmals ohnehin vor. Horizontale Interoperabi-
lität hingegen betrifft die Interaktion zwischen direkt mitei-
nander konkurrierenden Plattformen, also beispielsweise 
zwei verschiedenen sozialen Netzwerken. Hier dürften An-

reize zur Ermöglichung von Interoperabilität zumindest auf 
Seiten des Marktführers geringer ausgeprägt sein. 

Weiterhin ist auch die Unterscheidung zwischen verschie-
denen Abstufungen der Interoperabilität entscheidend.95 
Damit zwei Dienste überhaupt in einer bestimmten Weise 
miteinander funktionsfähig sein können, ist im Regelfall die 
Bereitstellung entsprechender Schnittstellen erforderlich, 
die gegebenenfalls zu standardisieren sind.96 Eine wesent-
lich weitreichendere Integration und Standardisierung ist 
notwendig, wenn zwei Dienste als Substitute weitestge-
hend austauschbar sein sollen. Aus wettbewerbspolitischer 
Sicht hätte dies den Vorteil, dass Netzwerkeffekte nicht 
mehr nur auf einer Plattform wirken würden, sondern sich 
über alle Wettbewerber erstreckten, da es beispielsweise 
bei sozialen Netzwerken keine Rolle mehr spielen würde, 
welchen Anbieter man verwendet.

Dieser grundsätzlich positiven Auswirkung stehen jedoch 
beträchtliche Nachteile gegenüber.97 Erstens dürften sich 
fast zwangsläufi g Sicherheits- und Datenschutzbedenken 
ergeben, wenn Plattformen grundsätzlich dazu verpfl ichtet 
wären, anderen Diensten Zugang zum eigenen System zu 
gewähren. Auch erlaubt eine geschlossene Plattformarchi-
tektur, wie sie beispielsweise das Betriebssystem iOS für 
Geräte von Apple aufweist, eine wesentlich weitreichendere 
(Qualitäts-)Kontrolle der dort verfügbaren Anwendungen. 
Zweitens würden durch die für völlige Interoperabilität erfor-
derliche Standardisierung von Diensten die Möglichkeiten 
zur Produktdifferenzierung erheblich eingeschränkt. Im 
Kontext sich ständig weiterentwickelnder und extrem viel-
fältiger Dienste dürfte zudem die Defi nition eines Standards 
mit großen Schwierigkeiten verbunden sein. Drittens ergä-
ben sich gravierende Auswirkungen auf Anreize und Mög-
lichkeiten von einem einmal entwickelten Standard wieder 
abzuweichen, um Innovationen voranzutreiben. Ebenso 
wäre ein innovationstreibender Wettbewerb zwischen ver-
schiedenen Systemen erschwert.98

Daher kann Interoperabilität in bestimmten Fällen bzw. Sek-
toren zwar bei moderater Ausgestaltung Lock-In-Effekte 
verhindern und eine Stärkung des Wettbewerbs bewirken. 
Zwingend erforderlich ist aber eine Abwägung dieser mög-
lichen Vorteile gegen die Risiken für die Innovationsfähig-
keit, die mit der erforderlichen Standardisierung und regula-
torischen Überwachung einhergehen. 

93   Vgl. Schallbruch et al. (2019), S. 41ff.
94   Vgl. Kerber/Schweitzer (2017), S. 4. 
95   Vgl. für eine detaillierte Unterscheidung möglicher Formen Crémer/de Montjoye/Schweitzer (2019), S.83ff. 
96   Auch für die oben diskutierte Echtzeit-Portabilität ist eine gewisse Interoperabilität auf dieser Ebene erforderlich, allerdings im Zweifel nur in eine Richtung, da 

die Daten von der marktmächtigen Plattform zum Konkurrenz- oder Komplementäranbieter mitgenommen werden, aber nicht umgekehrt. 
97   Vgl. Gasser (2015), S. 13-17, für eine ausführliche Gegenüberstellung möglicher Vor- und Nachteile von Interoperabilität.
98   Vgl. Kerber/Schweitzer (2017), S. 6f. 
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Transparenz 

Ein weiteres Ziel von Regulierung sollte es sein, die Trans-
parenz auf Plattformmärkten – unabhängig von einer 
Marktmachtstellung – zu erhöhen. Die durch Plattformen 
defi nierten Regeln der Interaktion sollten für deren Nutzer 
hinreichend transparent sein, denn nur so können sich 
Marktteilnehmer auf diese auch entsprechend einstellen. 
Weiterhin schützt Transparenz auch die Fähigkeit von Kon-
sumenten, ihre Entscheidungen auf der Basis einer ausrei-
chenden Informationsgrundlage selbstbestimmt zu treffen. 
Unter diesen Voraussetzungen sinkt die Gefahr, dass miss-
bräuchliches Verhalten von Plattformen unentdeckt bleibt, 
und steigen die Chancen einzelner Plattformnutzer, sich ge-
gen ungerechtfertigte Benachteiligung zu wehren. 

In dieser Hinsicht wurden jedoch bereits Schritte in die rich-
tige Richtung unternommen. Zum einen kann das Bundes-
kartellamt sogenannte Sektoruntersuchungen durchführen, 
bei denen Wettbewerbsbedingungen in bestimmten Wirt-
schaftszweigen analysiert werden. Dabei können auch Aus-
künfte von betroffenen Unternehmen verlangt werden. Nach 
§ 32e Abs. 5 GWB sind nunmehr auch bei Verdacht auf 
Verstoß gegen verbraucherrechtliche Vorschriften Sektor-
untersuchungen möglich. Bereits abgeschlossen hat das 
Bundeskartellamt eine solche Untersuchung für Online-Ver-
gleichsportale, noch laufend ist u.a. eine weitere zu Nutzer-
bewertungen (siehe Box 1). Zu erwägen wäre, diese bisher 
weitestgehend auf Analyse beschränkten Kompetenzen zu 
erweitern und das Kartellamt auch in der Rechtsdurchset-
zung mit Befugnissen zu versehen, da die zivilrechtliche 
Durchsetzung angesichts der Komplexität der Fälle und des 
großen Aufwands möglicherweise an ihre Grenzen stößt.99

Zum anderen ist die von der EU-Kommission im Juli 2019 
verabschiedete Verordnung „zur Förderung von Fairness 
und Transparenz für gewerbliche Nutzer von Online-Vermitt-
lungsdiensten“ zu nennen.100 Diese sogenannte P2B-Ver-
ordnung zielt vor allem auf die Beziehung von Plattformen 
und Unternehmen, die sich auf solchen bewegen, ab. Darin 
aufgeführt sind Anforderungen für Geschäftsbedingungen, 
die z.B. objektive Gründe für einen möglichen Ausschluss 
gewerblicher Nutzer von den Vermittlungsdiensten einer On-
line-Plattform enthalten sollen. Weiterhin sollen Änderungen 
der Geschäftsbedingungen mit einer Frist von 15 Tagen vor-
angekündigt werden. Ebenfalls sind eine Offenlegung von 
Ranking-Kriterien und einer möglichen differenzierten Be-
handlung unternehmenseigener Teilnehmer auf der eigenen 

Plattform sowie eine Erläuterung des Zugangs zu Daten, die 
Nutzer im Rahmen ihrer Aktivität auf der Plattform hinterlas-
sen, vorgesehen.

Ein weiterer Bereich, in dem fehlende Transparenz proble-
matisch sein könnte, betrifft digitale Assistenzsysteme wie 
z.B. den sprachgesteuerten virtuellen Assistenten Amazon 
Alexa. Diese können beispielsweise im Auftrag des Konsu-
menten Kaufentscheidungen treffen, ohne dass dieser die 
entsprechenden Kriterien des Kaufes spezifi sch festlegt. So 
wählt der Nutzer ein Produkt im Zweifel nicht mehr aktiv aus 
einer Liste verschiedener Angebote, sondern entscheidet 
sich nur für oder gegen eine vom Assistenzsystem vorge-
schlagene Möglichkeit. Augenscheinlich besteht in derar-
tigen Situationen eine erhebliche Gefahr, dass eine etwaige 
Selbstbevorteilung oder Begünstigung von Fremdinteres-
sen auch unabhängig von Marktmachtstellungen unent-
deckt bleibt. Daher können Regelungen erforderlich sein, 
die sicherstellen, dass digitale Assistenten tatsächlich im 
Sinne der Kunden handeln oder zumindest die Möglich-
keiten von Konsumenten stärken, sich gegen etwaige Ver-
letzung der eigenen Interessen zur Wehr zu setzen.101

Zwischenfazit 

Die europäische und deutsche Wettbewerbspolitik hat sich 
in den letzten Jahren bereits intensiv mit den Herausfor-
derungen durch digitale Plattformen auseinandergesetzt. 
Ebenso sind die Diskussionen über eine entsprechende 
Weiterentwicklung des Rechtsrahmens in vollem Gange. 
Die anstehende 10. GWB-Novelle kann dabei einen Schritt 
in die richtige Richtung darstellen, wenn sie dazu beiträgt, 
klarere Regeln für den Wettbewerb in der Plattformökono-
mie zu defi nieren, und die Eingriffsmöglichkeiten des Bun-
deskartellamts gezielt gestärkt werden. Das Ausbleiben 
von drastischen Veränderungen in der Plattformökonomie 
wäre dabei keinesfalls ein Indikator für den Misserfolg der 
Gesetzesnovelle. Vor dem Hintergrund der Dynamik und 
Schnelllebigkeit von Plattformmärkten, den oftmals ambi-
valenten Wettbewerbsauswirkungen unternehmerischer 
Strategien und der offensichtlichen Tatsache, dass die ent-
sprechenden Plattformen sich trotz aller Bedenken großer 
Beliebtheit bei ihren Nutzern erfreuen, sollte man sich auch 
politisch in Geduld und Zurückhaltung üben. 

Verfehlt wäre es hingegen, Wettbewerbspolitik mit wett-
bewerbsfremden Zielen zu überfrachten und sie einer auf 

99   Vgl. Bundeskartellamt (2019b), S. 132-141.
100 Siehe Verordnung (EU) 2019/1150 zur Förderung von Fairness und Transparenz für gewerbliche Nutzer von Online-Vermittlungsdiensten vom 20. Juni

2019.
101 Vgl. Schweitzer et al. (2018), S. 105ff.
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Kernpunkte 

• Statt einzig und allein eine möglichst drastische Bestrafung großer und marktmächtiger Plattformen zu verfolgen, 
sollten wettbewerbspolitische Maßnahmen vor allem die Bestreitbarkeit von Märkten erhöhen, die Entscheidungs-
freiheit und Souveränität von Konsumenten schützen und tatsächlichen Missbrauch konsequent unterbinden. 

• Zu diesem Zweck könnte marktmächtigen Plattformen die Bevorteilung eigener Produkte und Dienste ohne eine 
sachliche Begründung ebenso untersagt werden, wie Verhaltensweisen, deren eindeutiges Ziel eine Verhinderung 
von Multi-Homing oder Plattformwechseln ist. 

• Die wettbewerbliche Bedeutung von Daten lässt sich nur im Einzelfall bestimmen. Eine Verbesserung der Da-
tenverfügbarkeit sollte vor allem durch eine Erhöhung der Rechtssicherheit bei Kooperationen und eine bessere 
Bereitstellung von Daten der öffentlichen Hand erfolgen. Für marktmächtige Plattformen kommen erweiterte Da-
tenportabilitätsanforderungen in Frage, die es Nutzern besser ermöglichen, ihre Daten zu Alternativ- oder Komple-
mentäranbietern mitzunehmen.

• Im Rahmen der Fusionskontrolle sollten Wettbewerbsbehörden in ihren Möglichkeiten gestärkt werden, marktmäch-
tigen Online-Plattformen die Übernahme kleiner, innovativer Start-ups zu untersagen, wenn letztere sich zu ernst-
haften Wettbewerbern entwickeln könnten.

• Regulatorische Eingriffe sollten vor allem dazu dienen, die Transparenz auf Plattformen zu erhöhen. In bestimmten 
Konstellationen oder Sektoren können unter Umständen auch weitergehende Vorgaben, wie die Verpfl ichtung zu 
Interoperabilität, einen Beitrag zur Belebung von Wettbewerb leisten.

Abwehr gemünzten, protektionistisch angehauchten Wirt-
schaftspolitik unterzuordnen. Vielmehr gilt es, der politischen 
Versuchung einer möglichst weitreichenden oder öffentlich-
keitswirksamen Bestrafung einzelner Plattformen, mit der 
jedoch im Zweifelsfall weder wettbewerbliche Probleme ge-
löst noch andere beklagte Missstände behoben würden, zu 
widerstehen. Gleiches gilt für die Tendenz, Plattformen mit 
zum Teil sehr diversen Geschäftsmodellen und -praktiken 
über einen Kamm zu scheren und ihnen mit pauschalen, 
einheitlichen Maßnahmen Einhalt gebieten zu wollen.

Selbst wenn die heutige Dominanz einiger Unternehmen 
unumkehrbar scheint, ist sie trotz allem noch relativ jung. 
Die Hoffnung auf wettbewerbliche Impulse durch neue 
Akteure und technologische Innovationen sollte nicht vor-
schnell begraben werden. Die Erfolgsaussichten darauf, 
dass solche Entwicklungen zu einer Wiederbelebung von 
Wettbewerb führen, sollten durch eine Wettbewerbspolitik 
verbessert werden, die vor allem die Bestreitbarkeit von 
Märkten erhöht und die Entscheidungsfreiheit und Souve-
ränität von Plattformnutzern schützt.
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Fokus des voranstehenden Kapitels war die Frage, inwie-
weit auf digitalen Plattformmärkten eine Verschärfung der 
Wettbewerbspolitik erforderlich ist. Wettbewerbsregeln 
werden allerdings auch aus der entgegengesetzten Rich-
tung kritisiert: Auf politischer Ebene scheint mitunter die 
Ansicht verbreitet, dass das Wettbewerbsrecht und allzu 
strenge Beihilferegeln in Europa der Entstehung von glo-
bal erfolgreichen Großunternehmen nicht zuletzt im Bereich 
von Plattformen im Weg stünden.102 So wird befürchtet, 
dass eine zu strikte Kontrolle von Fusionen dazu führe, dass 
europäische Unternehmen nicht die für globale Wettbe-
werbsfähigkeit erforderliche Größe erreichen könnten. Auf-
trieb bekam diese Debatte mit der Untersagung der Fusion 
zwischen dem französischen Unternehmen Alstom und der 
Bahn-Sparte von Siemens, die zum Teil heftig kritisiert wur-
de und in deren Anschluss eine Lockerung der Fusionskon-
trolle gefordert wurde.103 Immer wieder wird überdies disku-
tiert, ob die Schaffung oder Förderung von nationalen oder 
europäischen „Champions“ – also eine industriepolitische 
Förderung von oder unmittelbare staatliche Beteiligung an 
bestimmten Unternehmen – insbesondere im digitalen Be-
reich sinnvoll wäre.104 

Größe als Voraussetzung oder Ergebnis
von Erfolg?

Nicht selten liegt derartigen Bestrebungen die Auffassung 
zugrunde, dass Größe ein entscheidendes Kriterium da-
für sei, dass „für deutsche und europäische Unternehmen 
ein internationaler Wettbewerb ‚auf Augenhöhe‘ möglich 
bleibt“.105 Gerade die Größe der heutigen US-Plattformun-
ternehmen ist jedoch primär das Ergebnis ihres unterneh-
merischen Erfolgs, nicht aber die entscheidende Voraus-
setzung desselbigen. Nahezu alle dieser Unternehmen 
begannen als kleine Start-ups – manche von ihnen entstan-
den buchstäblich in der vielzitierten Garage. Ebenso wenig 
war ihr anfängliches Wachstum auf Zusammenschlüsse 
mit etablierten Großunternehmen zurückzuführen. Was sie 
auszeichnete, war vielmehr eine innovative, wenn nicht re-

4

„Champions“ für die 
Plattformökonomie?

volutionäre Geschäftsidee, mit der sie sich im Übrigen auch 
nicht in einem wettbewerblichen Vakuum betätigten, son-
dern sich gegen schon bestehende Unternehmen durch-
setzten. So war weder Google die einzige Suchmaschine, 
noch Facebook das einzige soziale Netzwerk. Auch riesige 
Datenbestände waren keine Vorbedingung für den Erfolg, 
denn über solche verfügten sie anfangs nicht. 

Die Beurteilung der Entstehungsgeschichte von Online-
Plattformen in China fällt hingegen anders aus. So dürften 
diese maßgeblich von der restriktiven Regulierung des chi-
nesischen Internets, die den Zugang für viele ausländische 
Plattformen einschränkt bzw. ihnen verwehrt, profi tiert ha-
ben. Der Erfolg von Plattformen wie Tencent oder Alibaba, 
die hinter der virtuellen chinesischen Mauer groß geworden 
sind, taugt jedoch angesichts der fundamental anderen 
Voraussetzungen des wirtschaftlichen und politischen Sys-
tems Chinas kaum als Vorbild für Europa. 

Ein bloßes auf Größenwachstum ausgerichtetes Nacheifern 
von bestehenden Plattformen kann ohnehin nicht zielfüh-
rend sein. Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund der 
deutschen Wirtschaftsstruktur. Der hiesige wirtschaftliche 
Erfolg beruht nicht vornehmlich auf großen „nationalen 
Champions“, sondern auf einer eng verzahnten und hoch-
spezialisierten Produktion durch zahllose mittelständische 
„Hidden Champions“. Mit einer derartigen Spezialisierung 
sind der Skalierbarkeit jedoch engere Grenzen gesetzt, als 
dies bei der massenhaften Bereitstellung von Dienstleis-
tungen im Bereich Business-to-Consumer der Fall ist.106 

Ohnehin passt das Konzept von „nationalen Champions“ 
kaum noch in die Realität multinationaler Konzerne. Kaum 
ein Bereich zeigt dies besser als die Plattformökonomie. 
Deren bekanntesten Vertreter entstanden zwar in den USA 
und haben dort auch ihren Sitz. Letztlich sind sie aber 
globale Unternehmen, deren Dienstleistungen weltweit 
zur Verfügung stehen, deren Standorte über den ganzen 
Globus verteilt sind, deren Belegschaft im Silicon Valley zu 
großen Teilen aus ausländischen Spitzenkräften besteht 
und die im Übrigen auch ihre Gewinne nicht zwangsläu-
fi g in den USA versteuern. Auch „deutsche Champions“ 
wie Volkswagen sind längst internationale Unternehmen 
mit weltweiten Produktionsstandorten. Statt also einfach 
zu versuchen, möglichst große Unternehmen zu kreieren 
und dabei nur ein Symptom wirtschaftlichen Erfolgs nach-
zubilden, sollte es wirtschaftspolitisches Ziel sein, dass für 

102 Entsprechend äußerte sich beispielsweise Bundeskanzlerin Angela Merkel mehrfach, siehe z.B. www.wiwo.de vom 6.10.2018: „Merkel fordert neues Kar-
tellrecht in EU und Deutschland“.

103 Siehe www.faz.net vom 12.02.2019: „Frankreich will Vetorecht gegen Fusionsverbote“.
104 Vgl. hierzu insbesondere den Entwurf der „Nationalen Industriestrategie 2019“ BMWi (2019b), S. 8f. In der überarbeiteten Fassung hingegen fi ndet die 

Förderung von „Champions“ keine Erwähnung mehr; vgl. BMWi (2019c).
105 Vgl. BMWi (2019b), S. 9. Zu der industriepolitischen Debatte vgl. auch den Tagungsbericht der Stiftung Marktwirtschaft (2019) zur Veranstaltung „Wettbewerb 

und Industriepolitik – Mehr Gegensatz oder mehr Ergänzung?“.
106 Vgl. Hüther (2016), S. 8-11.
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Unternehmen, unabhängig davon, woher sie kommen, kein 
Weg am Produktionsstandort Europa und an europäischen 
Arbeitskräften vorbeiführt. 

Der Staat als Plattformunternehmer? 

Erhebliche Zweifel sind gegenüber Bestrebungen hin zu 
einer aktiveren staatlichen Förderung industriepolitischer 
Einzelprojekte im Bereich digitaler Plattformen und Tech-
nologien angebracht. Solche Gedankenspiele fußen nicht 
zuletzt auf den Erfahrungen mit Industriepolitik in den USA, 
von der auch Tech-Unternehmen des Silicon Valleys kaum 
bestreitbar profi tiert haben.107 Allerdings erfolgte die Förde-
rung nicht im Stile einer aktiven und selektiven Industrie-
politik, deren Ziel der Aufbau einzelner „Champions“ war, 
sondern war eher ein unbeabsichtigter Nebeneffekt nicht 
zuletzt von staatlicher Nachfrage nach technologischen Lö-
sungen im Militärbereich. 

Auch das in diesem Zusammenhang unermüdlich bemühte 
Beispiel von Airbus taugt aus mehreren Gründen nicht als 
Vorbild für staatliche Unterfangen im Bereich digitaler Platt-
formen. Erstens ist fraglich, ob Airbus wirklich ein leuch-
tendes Beispiel erfolgreicher Industriepolitik darstellt. Zwar 
hat sich als Ergebnis milliardenschwerer Subventionen ein 
europäischer Flugzeughersteller etabliert und kann dies 
aus politischer Sicht durchaus als Erfolg gewertet werden, 
da Wertschöpfung und Arbeitsplätze in Europa gesichert 
wurden.108 Entscheidend ist jedoch die kontrafaktische Be-
trachtung: Was wäre ohne die politische Initiative passiert? 
In der Tat steht zu vermuten, dass die in Europa verstreute 
Flugzeugbauindustrie sich nicht eigenständig zu einem 
einzigen privatwirtschaftlichen Konkurrenten von Boe-
ing und McDonnell Douglas zusammengeschlossen hät-
te. Ebenso wenig wären jedoch alle Arbeitsplätze dieser 
Branche einfach vom Erdboden verschwunden, sondern 
sie wären vermutlich auf andere Weise in globale Wert-
schöpfungsketten eingebunden worden – wie auch Boeing 
und Airbus jetzt Zulieferer auf dem Kontinent des jeweils 
anderen haben.109 Zudem hätten sich im Sinne eines wett-
bewerblichen Strukturwandels andere Wirtschaftsbereiche 
entwickeln können.

Zweitens fi nden sich, selbst wenn man Airbus als Beispiel 
erfolgreicher Industriepolitik heranziehen möchte, zahl-
reiche als Millionen- und Milliardengräber verendete indus-
triepolitische Fehlschläge. Zu den prominenten deutschen 

Beispielen zählen der einst als Zukunftstechnologie geprie-
sene Transrapid, der „Schnelle Brüter“ in Kalkar – der statt 
Atomenergie zu liefern nur als Freizeitpark Verwendung 
fand – oder der ebenso große wie kurzlebige Boom der 
Photovoltaik-Industrie vor allem in Ostdeutschland. Auch 
in anderen Ländern erwies sich die politische Annahme, 
dass einzelne Technologien für das wirtschaftliche Gelingen 
eines Landes unabdingbar seien, im Nachhinein oftmals als 
kostspieliger Irrtum.110 Entweder hielt die Technologie nicht 
das, was man sich politisch von ihr versprach, oder ande-
re Länder waren schlicht in der Lage, besser oder kosten-
günstiger zu produzieren. 

Daher ist es drittens auch entscheidend, die Bedingungen 
zu analysieren, unter denen das industriepolitische Vorbild 
Airbus erfolgreicher verlief als andere Projekte. Dabei muss 
konstatiert werden, dass ein Vergleich des Flugzeugbaus 
mit der Entwicklung plattformbasierter KI-Geschäftsmodel-
le wenig instruktiv ist. Ersterer ist gekennzeichnet durch ex-
trem hohe Fixkosten in der Produktion, da die Entwicklung 
eines Flugzeugtyps ausgesprochen kostspielig und lang-
wierig ist. Zudem liegen signifi kant sinkende Grenzkosten 
bei Skalierung der Produktion sowie eine hoch ausgeprägte 
Homogenität des Endproduktes vor. Ein erfolgreicher Markt-
eintritt hängt daher zu allererst von hoher und ausdauernder 
Investitionsbereitschaft ab. Diese ist bei Online-Plattformen 
zwar ebenfalls kein unerheblicher Faktor, gleichwohl spie-
len Fixkosten eine wesentlich geringere Rolle, da für einen 
Markteintritt kaum physisches Kapital benötigt wird.111 Vor 
allem aber weisen Plattformen eine Vielzahl von Dienstleis-
tungen und Produkten auf, die ständige Anpassung und 
konsequente Orientierung an den Bedürfnissen der Konsu-
menten erfordern. In einem solchen Umfeld scheint schwer 
vorstellbar, dass staatliche Lenkung und fi nanzielle Beihilfen 
zu besseren Unternehmensentscheidungen führen, als dies 
auf privatwirtschaftlicher Ebene der Fall wäre. 

An der staatlichen Fähigkeit, zukunftsträchtige Technolo-
gien und Projekte zu identifi zieren und wirkungsvoll zu för-
dern, sind mithin große Zweifel angebracht. Dies gilt auch 
für die derzeit kolportierten Pläne des Bundeswirtschafts-
ministeriums, mit Gaia-X eine europäische Cloud-Infra-
struktur zu schaffen.112 Die als Begründung aufgeführten 
sicherheitspolitischen Überlegungen, nicht ausschließlich 
auf die digitale Infrastruktur ausländischer Anbieter ange-
wiesen sein zu wollen, sind dabei nicht vollends von der 
Hand zu weisen. Ebenso kann für Cloud-Dienste die De-
fi nition europäischer Standards im Hinblick auf Netz- und 

107 Vgl. Mazzucato (2018), im Besonderen für die USA S. 79-116.
108 Eine Studie von Neven/Seabright (1995) kam zu dem Ergebnis, dass Airbus zwar aus europäischer Sicht ein profi tables Investment gewesen sei, dessen 

Nutzen jedoch hauptsächlich auf Kosten des US-amerikanischen Herstellers Boeing ging.
109 Vgl. hierzu und im Folgenden Seabright (2005), S. 52f.
110 Dies zeigt auch der wirtschaftshistorische Überblick über industriepolitische Erfolge und Fehlschläge in Europa von Owen (2012).
111 Vgl. Dohse et al. (2019), S. 9.
112 Vgl. BMWi (2019a). Cloud-Computing bezeichnet grob die netzbasierte Bereitstellung von IT-Diensten (z.B. Datenspeicherung, Software). 
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Datensicherheit oder die Vernetzung dezentraler Dienste 
sinnvoll sein. Fraglich aber ist, wie groß die unternehme-
rische Nachfrage nach europäischen Alternativangeboten 
tatsächlich wäre und ob staatliche Beteiligung beim Aufbau 
dieser wirklich hilfreich und beschleunigend sein könnte 
– nicht zuletzt angesichts der Langwierigkeit politischer 
Entscheidungs- und bürokratischer Umsetzungsprozesse. 
Zwar wird beteuert, dass Gaia-X kein Konkurrenzangebot 
zu Amazon oder Google sein soll, allerdings ist insbeson-
dere die organisatorische Ausgestaltung des Projekts noch 
vage. Wenn es nicht gelingt, im Vergleich zum jetzigen An-
gebot der etablierten Cloud-Anbieter in Qualität, Funktiona-
lität oder Preis eine Verbesserung zu bewirken, besteht die 
Gefahr, dass Gaia-X dasselbe Schicksal ereilt, wie die fran-
zösischen, staatlich geförderten Cloud-Konsortien Cloud-
watt und Numergy aus dem Jahr 2012. Diese scheiterten 
letztlich daran, dass es nicht gelang, ausreichend Nutzer 
zu gewinnen.113 

Rahmenbedingungen für 
Größenwachstum schaffen

Wenn man es sich zum Ziel setzt, dass auch in Deutsch-
land und Europa Plattformunternehmen mit globaler Reich-
weite – also erfolgreich und groß – entstehen, müssen die 

Rahmenbedingungen dafür geschaffen werden, dass sich 
innovative Geschäftsmodelle hier auf ähnliche Weise entwi-
ckeln können. Von Bedeutung dürfte vor allem die Tatsache 
sein, dass sowohl US-amerikanische als auch chinesische 
Unternehmen von der Existenz eines großen und regulato-
risch nicht zersplitterten Absatzmarktes profi tieren. In der 
Folge stehen erfolgreichen Geschäftsmodellen quasi au-
tomatisch bessere Wachstumsaussichten zur Verfügung, 
als das in Europa der Fall ist, wo sich Unternehmen häufi g 
erst auf den nationalen Markt fokussieren. Entscheidender 
Ansatzpunkt muss daher eine weitere Vertiefung des Euro-
päischen Binnenmarktes sein, um aus vielen fragmentierten 
nationalen Märkten einen großen, einheitlichen Absatzmarkt 
zu schaffen.

Allerdings dürfte selbst bei einer „Vollendung“ des Bin-
nenmarktes eine ähnliche Homogenität wie die des US-
amerikanischen Marktes kaum erreicht werden, da sprach-
liche Barrieren, kulturelle Unterschiede oder verschiedene 
Rechtstraditionen in Europa schlicht stärker ausgeprägt 
sind. Höchste Priorität sollte deshalb Maßnahmen zur wei-
teren Reduzierung von Hemmnissen grenzüberschreiten-
der wirtschaftlicher Aktivität im Europäischen Binnenmarkt 
zukommen. Ziele sollten der Abbau von Handelshemmnis-
sen und ungerechtfertigter regulatorischer Zersplitterung 
ebenso wie die Vereinfachung bürokratischer Verfahren 
und die Beschleunigung gesetzgeberischer Prozesse auf 

113 Siehe www.fortune.com vom 30.10.2019: „Europe Declares Its Cloud Independence“.

Abbildung 10: Wagniskapital-Investitionen in Prozent des BIPs

2017 oder letztes verfügbares Jahr

Quelle: OECD (2018). 
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EU-Ebene sein, deren oft über Jahre unklarer Ausgang zu 
wirtschaftlicher Unsicherheit beitragen und die schnelle Re-
aktion auf Marktentwicklungen behindern kann.114 Derartige 
Initiativen sollten sich zudem nicht auf den Bereich des „Di-
gitalen Binnenmarktes“ beschränken, da eine Trennung von 
Digitalem und Nicht-Digitalem weder realitätsgetreu noch 
sinnvoll möglich ist. 

Ein weiterer entscheidender Faktor, der die Skalierung von 
Geschäftsmodellen insbesondere in den USA begünstigt, 
ist die Verfügbarkeit eines eng vernetzten und risikofreudigen 
Pools an Kapitalgebern. Abbildung 10 verdeutlicht den nach 
wie vor enormen Unterschied bei der Verfügbarkeit von Wag-
niskapital insbesondere in der Wachstumsphase von Unter-
nehmen in den USA im Vergleich zu europäischen Ländern. 
Nur bedingt ratsam erscheint aber eine weitere Erhöhung 
der öffentlichen Investitionsmittel, da gering ausgeprägtes 
Wagniskapital sowohl Ursache für als auch Folge von einem 
Mangel erfolgsversprechender Start-ups sein kann. Zudem 
stammt in Deutschland bereits ein beträchtlicher Teil des 
Wagniskapital von öffentlichen Institutionen, während diese 
in den USA so gut wie keine Rolle spielen.115 

Stattdessen sollte vielmehr die Schaffung einer auf dem 
Haftungs- und Subsidiaritätsprinzip beruhenden europä-
ischen Kapitalmarktunion weiter vorangetrieben werden, 
mit der Hürden für Kapitalmarktfi nanzierungen abgebaut 
werden könnten und sich der Kapitalzugang für Unter-
nehmen verbessern würde. Zudem trägt in den USA die 

hohe Bedeutung von kapitalgedeckter Altersvorsorge zur 
größeren Verfügbarkeit von Wagniskapital bei, da Teile des 
Anlagevolumens von Pensionsfonds auch in Wagniskapi-
talinvestitionen fl ießen. Daher kann auch die Stärkung der 
privaten und betrieblichen Altersvorsorge hierzulande einen 
entscheidenden Baustein zur Verbesserung der Finanzie-
rungsfähigkeit von heimischen Unternehmen darstellen, 
wenn entsprechenden Altersvorsorgeprodukten auch die 
Beimischung von Wagniskapitalanlagen offensteht. Die 
mittlerweile beschlossene Schaffung eines europaweiten, 
privat angebotenen Standardprodukts für die private Alters-
vorsorge kann bei entsprechender Ausgestaltung ein erster 
richtiger Schritt in diese Richtung sein.116

Aus der Geschichte der US-Internetunternehmen lassen 
sich weitere relevante Stellschrauben ableiten: Eine ex-
zellente und wettbewerblich ausgestaltete Forschungs-
landschaft, ausgeprägte Fähigkeiten zum Transfer von 
Forschungsergebnissen in den Bereich der kommerziali-
sierten Anwendung, hohe unternehmerische Risikobereit-
schaft, fl exible Arbeitsmärkte sowie attraktive Investitions-
bedingungen. Auch an diesen Punkten sollten politische 
Maßnahmen ansetzen, denn Bemühungen um bessere 
Rahmenbedingungen und technologieoffene Innovations-
förderung, die der gesamten Wirtschaft zugute kommen, 
sind nachhaltiger, als ein Ansatz, der ausgewählten Un-
ternehmen zu wie auch immer gearteter Größe verhelfen 
möchte – welche letztlich eher Symptom als Voraussetzung 
von unternehmerischem Erfolg ist.

114 Vgl. The Lisbon Council (2018), S. 8-11.
115 Vgl. SVR (2018), S. 66. Vor diesem Hintergrund ist auch zu begrüßen, dass zwischenzeitlich kolportierte interne Überlegungen auf Ebene der EU-Kommis-

sion zur Schaffung eines 100 Milliarden Euro schweren „European Future Funds“ scheinbar verworfen wurden. Die Mittel waren als Förderung von europä-
ischen Unternehmen angedacht, die in Konkurrenz zu den großen US-amerikanischen und asiatischen Plattformen treten sollten. Siehe hierzu www.politico.eu 
vom 22.8.2019: „EU offi cials fl oat Euro 100B boost for European companies“.

116 Siehe Verordnung (EU) 2019/1238 über ein Paneuropäisches Privates Pensionsprodukt (PEPP) vom 20.6.2019. 

Kernpunkte 

• Eine Lockerung des EU-Wettbewerbsrechts, um bestimmten Unternehmen als „Champions“ zu einer bedeu-
tenderen Größe zu verhelfen, ist nicht nur mit Blick auf die Plattformökonomie entschieden abzulehnen. Ein solcher 
Ansatz verkennt, dass die Größe der heutigen US-Plattformunternehmen primär das Ergebnis ihres unternehme-
rischen Erfolgs, nicht aber die alleinige Voraussetzung dessen ist.

• Eine staatliche, industriepolitische Förderung politisch ausgewählter Einzelprojekte, z.B. nach dem Vorbild von Air-
bus, birgt die Gefahr, technologische Entwicklungen in eine falsche Richtung zu lenken oder zu verlangsamen.

• Stattdessen sollten die Voraussetzungen für (Größen-)Wachstum von Plattformunternehmen geschaffen werden, 
z.B. durch den Abbau von Hemmnissen innerhalb des Europäischen Binnenmarktes und Verbesserungen der Rah-
menbedingungen für privates Wagniskapital.
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Die Debatte zur Plattformökonomie dreht sich vornehm-
lich um die Eindämmung unerwünschter Aspekte der Ge-
schäftstätigkeit bestimmter Unternehmen. Durch eine solch 
einseitige Perspektive gerät jedoch in den Hintergrund, dass 
plattformbasierte Geschäftsmodelle nicht selten einem Re-
gulierungsrahmen unterliegen, der in seiner konkreten Aus-
gestaltung überholt ist und Wettbewerb verhindert. Zu häu-
fi g bietet er etablierten Geschäftsmodellen die Möglichkeit, 
sich zu Lasten der Konsumenten vor unliebsamen Konkur-
renten und Strukturwandel zu schützen. Zur Schaffung von 
innovationsfördernden Rahmenbedingungen gehört daher 
auch eine kontinuierliche Anpassung des bestehenden re-
gulatorischen Rahmens an neue Entwicklungen, wie die 
nachstehenden Beispiele verdeutlichen.

5.1
Vermittlung von Fahrdiensten

Am wohl eklatantesten ist das Versäumnis, bestehende Re-
gulierung angesichts neuer Entwicklungen zu überprüfen 
und anzupassen, bei der Personenbeförderung. Lediglich 
stellvertretend für die umfassende Behinderung innovativer 
Geschäftsmodelle durch den bestehenden Rechtsrahmen 
stehen die Bemühungen des US-amerikanischen Unter-
nehmens Uber, in Deutschland Fuß zu fassen.117 Nach 
einem mehrfach bestätigten Urteil aus dem Jahre 2014 ist 
die Vermittlung von Privatfahrern in Deutschland untersagt, 
da private Uber-Fahrer nicht über eine nach dem deut-
schen Personenbeförderungsgesetz erforderliche Lizenz 
verfügen.118 Dabei sind insbesondere drei Aspekte des gel-
tenden Rechtsrahmens überholt und wirken sich wettbe-
werbsverzerrend aus.

Erstens beschränken die meisten Genehmigungsbehörden 
in Deutschland die Anzahl von Lizenzen.119 Diese mengen-
mäßige Begrenzung des Marktzutritts mag bei der Entste-
hung von Taximärkten zur Setzung von Investitionsanreizen 

5

Regulierung als 
Innovationshemmnis

erforderlich gewesen sein. Aus heutiger Sicht ist das Risiko 
von dauerhaften Überkapazitäten – also zu vieler Anbieter 
im Markt – angesichts wesentlich geringerer Austrittsbar-
rieren, z.B. über einen funktionierenden Gebrauchtwagen-
markt, jedoch nicht mehr gegeben. Stattdessen verschafft 
eine solche Regelung Lizenzinhabern die Möglichkeit, Mo-
nopolrenten abzuschöpfen120, da sie den Markteintritt von 
Wettbewerbern verhindert – seien es zusätzliche herkömm-
liche Taxiunternehmen oder Plattformunternehmen.

Eine wettbewerbshindernde Wirkung geht zweitens von 
den regulierten Preisen aus, zu denen Taxis in Deutschland 
operieren müssen. Als Argument für Preisregulierung wird 
zumeist der Schutz von insbesondere ortsfremden Fahr-
gästen vor überhöhten Preisen angeführt. Allerdings spielen 
Informationsasymmetrien, die eine solche Übervorteilung 
ermöglichen würden, nur noch in den seltensten Fällen eine 
Rolle, da Verbraucher nicht zuletzt dank ihrer Smartphones 
über wesentlich bessere Informations- und Preisvergleichs-
möglichkeiten verfügen. Lediglich in Regionen, in denen 
wettbewerbliche Kontrolle mangels Anbieterdichte nicht 
ausreichend ist, können Höchstpreise als Schutzinstrument 
gerechtfertigt sein. Eine vollständig starre Preisregulierung 
hingegen schließt die Möglichkeit von Preiswettbewerb aus 
und verhindert zudem, dass Preissignale in Zeiten hoher 
bzw. niedriger Nachfrage zu einer entsprechenden fl exiblen 
Anpassung des Angebots von Beförderungsdiensten füh-
ren.121 

Drittens führt die Preisregulierung im Taximarkt zu einer Ver-
zerrung des Wettbewerbs zwischen konzessionierten Ta-
xis und dem Mietwagenverkehr zur Personenbeförderung. 
Für letzteren gilt zwar auch eine Genehmigungspfl icht, je-
doch keine Mengenbeschränkung und keine Preisregulie-
rung. Allerdings dürfen Mietwagenfahrer nur auf Bestellung 
über ihre Mietwagenfi rma operieren. Zudem gilt für sie eine 
Rückkehrpfl icht an den Firmenstandort, solange nicht vor, 
während oder direkt nach einem Auftrag eine weitere Be-
stellung eingeht. Bei Befolgung dieser Vorschriften entste-
hen zwangsläufi g ökonomisch kostspielige und ökologisch 
bedenkliche Leerfahrten. Bei Nichteinhaltung der Rück-
kehrpfl icht, die in der Praxis kaum überprüfbar ist, ergibt 
sich hingegen eine Verzerrung im Wettbewerb zwischen 
Mietwagen und der Preisbindung unterliegenden Taxis. 
Hinzu kommt, dass Mietwagen nur im Ganzen vermietet 

117 Das Vermittlungsangebot Ubers lässt sich grob in die Vermittlung von konzessionierten Taxis (UberTaxi), von Mietwagen mit Fahrern (UberX, UberBlack) und 
von Privatfahrern (UberPop) unterteilen. Als Reaktion auf die jeweiligen Verbote operiert Uber nur in einigen deutschen Städten mit konzessionierten Taxis 
oder in Kooperation mit Mietwagenfi rmen.

118 Vgl. ausführlich zur Vermittlung von Privatfahrern Monopolkommission (2016), S. 382-395. Ebenso ist Ende 2018 die direkte Vermittlung von Mietwagenfah-
rern im Rahmen von UberBlack als endgültig rechtswidrig befunden worden.

119 Vgl. hierzu und im Folgenden auch Monopolkommission (2014), S. 114-127.
120 Da Taxilizenzen offi ziel nicht handelbar sind, lassen sich diese kaum ermitteln. Eine Größenvorstellung liefert jedoch der Preis für einzelne Lizenzen im 

Rahmen vollständiger Betriebsübertragung, der im fünfstelligen Bereich liegen kann. Vgl. Monopolkommission (2014), S. 117.
121 Vgl. Haucap et al. (2017), S. 166f.
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werden dürfen, was Poolingdiensten, bei denen Fahrgäste 
mit ähnlichen Fahrtzielen in einem Fahrzeug transportiert 
werden können, im Wege steht.122

Letztlich führt der bestehende Regulierungsrahmen zu 
zahlreichen Verzerrungen im Wettbewerb unterschiedlicher 
Angebotsformen, verhindert den Markteintritt neuer, innova-
tiver Geschäftsmodelle und schließt einen Preiswettbewerb, 
der ansonsten den Konsumenten zugute käme, aus. Statt 
sich quälend langsam und unter dem Druck von Interes-
sensverbänden nur zu Reform-Trippelschritten durchzurin-
gen, sollte echter Wettbewerb ermöglicht werden, bei dem 
für alle Marktteilnehmer dieselben Anforderungen gelten.123 
Die Mengenbeschränkung von Lizenzen sollte aufgegeben, 
die unterschiedliche Behandlung alternativer Angebots-
formen abgebaut und freie Preisgestaltung erlaubt werden. 
Dazu gehört auch, die plattformbasierte Vermittlung privater 
Fahrer nicht pauschal zu untersagen. Denkbar wäre bei-
spielsweise eine Umsatzgrenze, unter der Privatfahrer von 
bestimmten, nicht-sicherheitsrelevanten Anforderungen be-
freit würden, verbunden mit einer Kennzeichnungspfl icht, 
sodass Verbraucher zwischen gewerblichen und gelegent-
lichen, privaten Anbietern unterscheiden können. Vermitt-
lungsplattformen könnten zudem verpfl ichtet werden, ge-
wisse Mindestanforderungen im Hinblick auf die persönliche 
Eignung von Privatfahrern, den Zustand des Fahrzeugs und 
bestehenden Versicherungsschutz zu prüfen, um – durch-
aus legitimen – Sicherheitsbedenken vorzubeugen.

Wenig überzeugend ist überdies die Argumentation, eine 
strenge Beschränkung von neuen Plattformmodellen bei 
der Personenbeförderung sei notwendig, da in Folge mög-

licher Preissenkungen die Nachfrage nach Fahrten insge-
samt steige und damit verbundene negative externe Effekte, 
wie z.B. gesteigertes Verkehrsaufkommen, zunähmen. 
Auch wenn dies in der Sache zutreffen mag und derartige 
externe Effekte durchaus einen Markteingriff rechtfertigen 
können, sollte eine angemessene Reaktion darauf nicht nur 
einzelne Verursacher – getreu dem Motto „den Letzten bei-
ßen die Hunde“ – herauspicken. Zum Verkehrsaufkommen 
einer Stadt tragen schließlich alle Verkehrsteilnehmer bei, 
egal ob Uber-Fahrer, Taxis, Mietwagen, private PKWs oder 
Lieferverkehr. Möchte man dieses nun begrenzen, sollten 
etwaige Einschränkungen alle Verkehrsteilnehmer gleicher-
maßen treffen. 

5.2
Vermittlung von Unterkünften

Ein weiterer Sektor, in dem der Umgang mit neu entstan-
denen Plattformangeboten erhebliche öffentliche und poli-
tische Aufmerksamkeit erhalten hat, ist die Vermittlung von 
kurzzeitigen Unterkünften. Verbunden mit dem Markteintritt 
von Sharing-Plattformen wie Airbnb, auf denen u.a. private 
Zimmer oder Wohnungen vermietet werden können, sind 
insbesondere Sorgen um eine weitere Verknappung des 
Wohnraums, wenn Wohnungen dauerhaft für kurzzeitige 
Touristenaufenthalte vermietet werden. Man sollte allerdings 
das Ausmaß von Sharing-Plattformen nicht überschätzen 
(siehe Abbildung 11). Selbst in Ballungszentren wie Berlin 
ist der Anteil aktiver Inserate über im Ganzen vermietete 
Wohnungen am gesamten Wohnungsbestand deutlich klei-

122 In manchen Städten, wie z.B. Hamburg, existieren zwar Ausnahmeregelungen zur Erprobung solcher Dienste. Das Erlangen der (zeitlich befristeten) Erlaubnis 
ist jedoch langwierig, was negative Auswirkungen auf die Planungssicherheit derartiger Geschäftsmodelle mit sich bringt. Siehe hierzu www.faz.net vom 
11.12.2018: „Hat Moia das Mobilitätskonzept für die Zukunft?“.

123 Siehe hierzu www.handelsblatt.com vom 24.9.2019: „Weniger Freiheit für Dienste wie Uber: Scheuer verwässert die Taxi-Reform“. Bereits im Jahr 2014 
forderte der damalige Wirtschaftsminister Gabriel mehr Wettbewerb, siehe hierzu www.faz.net vom 13.9.2014: „Gabriel fordert mehr Wettbewerb auf dem 
Taximarkt“.

Abbildung 11: 
Die zehn größten deut-

schen Airbnb-Städte 

Quelle: BMWi (2018). 

25.000

20.000

15.000

10.000

5.000

0

Berl
in

1,00%

0,80%

0,60%

0,40%

0,20%

0,00%

Mün
ch

en

Ham
bu

rg
Kö

ln

Düs
se

ldo
rf

Fra
nk

fur
t a

. M
.

Han
no

ve
r

Le
ipz

ig

Dres
de

n

Nürn
be

rg

0,58% 0,59%

0,45%

0,56%
0,50%

0,26%

0,41%
0,36%

0,24% 0,22%

Anzahl aktiver Inserate auf Airbnb

davon Vermietung der gesamten 
Unterkunft

Anteil der aktiven Inserate „Gesamte 
Unterkunft“ am gesamten Wohnungs-
bestand



37

Plattformökonomie – zwischen Abwehr und Wunschdenken

ner als 1 Prozent, weshalb etwaige Auswirkungen auf Woh-
nungsnot und Mietpreise eher moderat ausfallen dürften. 
Gemessen an allen Übernachtungen in 2016 hatten über 
Plattformen vermittelte Unterkünfte lediglich einen Marktan-
teil von 8,6 Prozent.124

Zahlreiche Städte haben auf das vermehrte Angebot von 
Sharing-Angeboten in diesem Bereich bereits reagiert und 
Vorschriften erlassen, die einer Zweckentfremdung von 
Wohnraum entgegenstehen sollen. Diese können jedoch 
nur bedingt überzeugen, da sie oftmals durch umständ-
liche Genehmigungspfl ichten und zum Teil hohe Gebüh-
ren die gelegentliche und private Vermietung der eigenen 
Wohnung unnötig erschweren.125 Eine Untervermietung 
der Privatwohnung für die Zeit des eigenen Urlaubs oder 
eine gelegentliche Beherbergung von Touristen im freige-
wordenen Zimmer der großgewordenen Kinder stellt eine 
effi ziente Güterausnutzung sowie eine attraktive Möglich-
keit des Zuverdiensts dar, führt aber in keinster Weise zur 
Verknappung des zur Verfügung stehenden Wohnraums. 

Derartiges Teilen des eigenen Wohnraums sollte daher nicht 
pauschal unter Genehmigungsvorbehalt stehen. Vielmehr 
bieten sich auch hier Schwellenwerte an, wie eine Ober-
grenze an pro Jahr vermieteten Tagen.126 Unterhalb dieser 
Schwelle sollte Kurzzeit-Vermietung pauschal als nicht-ge-
werblich behandelt werden und eine Genehmigungspfl icht 
entfallen. Durch eine – unbürokratisch ausgestaltete – Re-
gistrierungspfl icht könnte sichergestellt werden, dass Ober-
grenzen nicht durch die Nutzung verschiedener Portale 
umgangen werden. Oberhalb des Schwellenwertes sollten 
Zweckentfremdungsverbote und weitergehende regulato-
rische Vorschriften, denen auch gewerbliche Hotels z.B. in 
puncto Brandschutz oder Hygiene ab einer gewissen Grö-
ße unterliegen, gleichermaßen für Anbieter von Wohnungen 
auf Plattformen wie Airbnb Anwendung fi nden. Im Sinne der 
Transparenz für Verbraucher sollte wiederum eine eindeu-
tige Kennzeichnung privater und gewerblicher Anbieter er-
folgen. Um Befürchtungen zu zerstreuen, dass vermehrtes 
Touristenaufkommen zu Lärmbelästigung etc. führe, wäre 
zudem denkbar, Gastgeber für die Verletzung bestehender 
Hausregeln durch ihre Gäste haftbar zu machen.127

5.3 
Leistungsschutzrecht für Presseverlage

Ein weiteres Beispiel für eher fehlgeleitete Regulierungs-
initiative ist das vor kurzem im Rahmen der europäischen 
Urheberrechtsreform verabschiedete Leistungsschutzrecht 
(LSR) für Presseverleger.128 Es verpfl ichtet Online-Suchma-
schinen und News-Aggregatoren dazu, Lizenzen für die 
Verwendung von Presseerzeugnissen einzuholen, wenn 
mehr als einzelne Wörter oder sehr kurze Auszüge auf den 
jeweiligen Seiten angezeigt werden. Davon betroffen sein 
können Vorschautexte, sogenannte Snippets, deren Anzei-
ge bei zielführender Verwendung von Suchmaschinen kaum 
vermeidbar ist, um Informationen zu den Sucherergebnis-
sen zu liefern.

Bereits die ökonomische Rechtfertigung für ein solches 
LSR ist durchaus umstritten.129 In diesem Kontext ent-
scheidender ist jedoch, dass das eigentliche Ziel – näm-
lich Lizenzzahlungen von großen Plattformunternehmen an 
Presseverleger zu bewirken – wie auch beim deutschen 
Vorläufer des europäischen LSR verfehlt werden dürfte.130 
Große Plattformen wie Google sind schlicht in der Lage, 
sich die unentgeltliche Nutzung der Inhalte zusichern zu 
lassen, da sie Verlage vor die Wahl zwischen einer solchen 
Zusicherung oder einer Auslistung aus den Google-Such-
listen stellen können. Ein entsprechendes Vorgehen hat 
Google in Frankreich bereits angekündigt.131 Angesichts 
des über die Listung auf Google-Ergebnislisten generierten 
Besucheraufkommens und der damit verbundenen Einnah-
men ist eine Auslistung für Verleger meist die weit weniger 
attraktive Alternative. 

Letztlich kann das LSR in doppelter Hinsicht zu einer Verstär-
kung von Marktkonzentration führen.132 Einerseits dürften 
die Aussichten für Betreiber kleinerer Suchmaschinen oder 
News-Aggregatoren, entsprechend vorteilhafte Lizenzver-
einbarungen abschließen zu können, verschwindend ge-
ring sein. Die Möglichkeit, alternative Dienste und Innovati-
onen zu entwickeln, wird so erheblich eingeschränkt, zumal 
kleinere Unternehmen kaum in der Lage sind, eventuelle 

124 Vgl. BMWi (2018), S. 62.
125 Beispielsweise ist in Berlin gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1. i.V.m. Abs. 2 Nr. 5 des Gesetzes über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum jegliche 

wiederholte und nach Tagen oder Wochen bemessene Kurzzeit-Untervermietung genehmigungspfl ichtig, sobald die vermietete Fläche mehr als 49 Prozent 
der Gesamtwohnung beträgt. Für die Genehmigung ist eine Gebühr von 225 Euro zu entrichten.

126 Vgl. BMWi (2018), S. 111-114 und 120ff.
127 Vgl. Haucap/Kehder (2018), S. 61.
128 Siehe Art. 15 der Richtlinie (EU) 2019/790 über das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt vom 17.4.2019.
129 Vgl. hierzu ausführlich Dewenter/Haucap (2013).
130 Zu diesem Ergebnis kam eine von der EU-Kommission in Auftrag gegebene und bislang unveröffentlichte Studie über das deutsche und spanische LSR. 

Siehe hierzu www.zeit.de vom 22.12.2017: „Leistungsschutzrecht: EU-Kommission hält kritische Studie zurück“.
131 Siehe hierzu www.sueddeutsche.de vom 25.9.2019: „Wegen Copyright-Reform: Google streicht Medien-‚Snippets‘“. Beschwerden der Verlage hinsichtlich 

dieses Verhaltens im Zuge des deutschen LSR hat das Bundeskartellamt mit Verweis auf legitime Interessen Googles, keinen Schadensersatzansprüchen 
ausgesetzt zu sein, abgewiesen. Vgl. Bundeskartellamt (2016b).

132 Vgl. auch Hübner (2019), S. 9ff.
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langwierige Rechtsstreitigkeiten mit Verlagen über unklare 
Rechtsbegriffe wie „kleinere Textausschnitte“ durchhalten 
zu können. Andererseits würden Suchmaschinenbetreiber 
entsprechende Lizenzvereinbarungen zwar wohl mit gro-
ßen Presseverlegern vereinbaren, den dafür erforderlichen 
Aufwand jedoch nicht für jeden Kleinstverleger betreiben. 
Deren Erzeugnisse wiederum würden dann im Zweifelsfall 
nicht oder ohne Vorschautexte in Suchmaschinen gelistet 
und damit ihre Möglichkeiten eingeschränkt, über Suchma-
schinen Nutzeraufkommen zu generieren. 

5.4 
Schaffung eines innovationsoffenen 
Ordnungsrahmens 

Für sich genommen mögen einzelne Beispiele für die Wett-
bewerbsfähigkeit und Zukunftsfestigkeit des Standorts 
Deutschlands nicht ins Gewicht fallen. In der Summe ergibt 
sich jedoch ein verhängnisvolles Bild: Anstatt konsequent 
Entfaltungsraum für Neuerungen und Innovationen zu 
schaffen, wird an einem oftmals bürokratischen, nicht mehr 
zeitgemäßen und wettbewerbshindernden Regulierungs-
konzept festgehalten. Ebenso münden Versuche, einzelnen 
marktmächtigen Plattformen regulatorisch Einhalt zu gebie-
ten, allzu häufi g in Regelungen, die statt den eigentlichen 
Adressaten eher kleine Unternehmen treffen. Eine Anpas-

sung des regulatorischen Rahmens an neue Entwicklungen 
trifft häufi g auf den Widerstand derjenigen, für die Online-
Plattformen und andere digitale Dienste vor allem neue 
Wettbewerber darstellen, die die eigene Geschäftsgrund-
lage gefährden. Nicht selten wird der Forderung etablierter 
Unternehmen nachgegeben, diese vor unliebsamen Wett-
bewerb zu schützen, statt durch die Schaffung eines re-
gulatorischen Level-playing-fi elds einen fairen Wettbewerb 
zwischen herkömmlichen und neuen, innovativen Angebo-
ten zu ermöglichen. 

Da plattformbasierte und digitale Innovationen hierzulande 
viel zu oft mit Vorbehalten, Vorschriften oder Verboten zu 
kämpfen haben, darf es nicht verwundern, wenn die Ent-
stehung erfolgreicher Plattformmodelle bisher vornehm-
lich nicht in Deutschland stattgefunden hat. Selbstredend 
sollten auch Plattformen sinnvolle Regulierung nicht unter-
laufen oder umgehen. Gleichwohl darf es genauso wenig 
Ergebnis von Regulierung sein, innovative Plattformmodelle 
zu behindern oder von vornherein mit Pauschalverboten zu 
belegen. 

Bedauernswert ist, dass im Ergebnis auch die Möglich-
keiten der nicht-gewerblichen Nutzung von Vermittlungs-
plattformen gerade im Bereich der Sharing Economy einge-
schränkt werden. Entsprechende Peer-to-Peer-Plattformen, 
bei denen Nutzer direkt untereinander Güter oder Dienste tei-
len können, ermöglichen eine wesentlich effi zientere Güter-

Abbildung 12: 
Grenzen der 

Sharing Economy

Karikatur: Schwarwel.
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auslastung. Dies gilt vor allem bei Gütern mit hohen Anschaf-
fungskosten und geringer Auslastung, wie z.B. dem eigenen 
Auto – auch wenn Abbildung 12 die natürlichen Grenzen von 
solchen Sharing-Konzepten verbildlicht. Die Vorzüge der-
artiger Modelle sind dabei unabhängig davon gegeben, ob 
das Teilen unentgeltlich oder gegen Bezahlung stattfi ndet. 
Deshalb sollte vor allem die Ausgestaltung einfacher und 
transparenter Schwellenwerte zur Unterscheidung zwischen 
gewerblicher und nur gelegentlicher privater Tätigkeit voran-
getrieben werden, wobei für letztere entsprechend geringere 
regulatorische Anforderungen zu stellen sind.

Kernpunkte 

• Plattformbasierte Geschäftsmodelle unterliegen in vielen Bereichen einem regulatorischen Rahmen, der Wettbewerb 
und Innovationstätigkeit unnötig erschwert oder gar verhindert. Da Online-Plattformen oftmals in Konkurrenz zu 
bestehenden Branchen treten, besteht die Gefahr, dass regulatorische Vorschriften auf Kosten von Wettbewerb und 
Innovation in erster Linie dem Schutz von Etabliertem dienen.

• Hier besteht die ordnungspolitische Aufgabe, durch konsequente Anpassung regulatorischer Rahmenbedingungen 
an neue Entwicklungen und einen Abbau von Vorschriften, deren Notwendigkeit nicht mehr gegeben ist, die Ent-
stehung von Plattformmodellen zu erleichtern und einen fairen Wettbewerb zwischen allen Marktteilnehmern sicher-
zustellen.

• Durch geeignete Schwellenwerte sollte zwischen privater und gewerblicher Tätigkeit unterschieden werden, statt 
erstere pauschal zu untersagen. Für nicht-gewerbliche Tätigkeit sollten dabei regulatorische Minimalanforderungen 
gestellt werden, die eine gelegentliche Nutzung von Plattformen, vor allem im Bereich der Sharing-Economy, nicht 
von vornherein unterbinden. 

Letztlich bedarf es einer kontinuierlichen Überprüfung be-
stehender Regulierung sowie einer darauf aufbauenden, 
konsequenten Anpassung des Ordnungsrahmens an neue 
Entwicklungen. Im Rahmen einer systematischen Aufarbei-
tung bestehender Hindernisse für digitale Plattformmodelle, 
ließen sich die Ergebnisse in Form eines Maßnahmenbün-
dels zusammenfassen und wären in ihrer Gesamtheit we-
niger anfällig für die Einfl ussnahme durch Einzelinteressen, 
die den Strukturwandel verlangsamen und damit den Kon-
sumenten und dem Wirtschaftsstandort Deutschland lang-
fristig schaden.133

133 Vgl. hierzu auch die Forderung des Kronberger Kreises (2017), S. 17f., hierfür eine Kommission nach dem Vorbild der Deregulierungskommission einzurichten.
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Online-Plattformen erlauben neue Beschäftigungsmodelle, 
die sich vom klassischen Verhältnis zwischen Arbeitgeber 
und -nehmer unterscheiden. Eine eindeutige Einteilung der 
zahlreichen Erscheinungsformen von plattformbasierter 
Erwerbsarbeit ist wegen der Fülle unterschiedlicher Aus-
prägungen und der hohen Entwicklungsdynamik in diesem 
Bereich kaum möglich. Im Wesentlichen lässt sich aber zwi-
schen dem „Crowdworking“ als onlinebasierte Auslagerung 
von Arbeitsschritten eines Unternehmens über Plattformen 
und der „Gig Economy“, also der Online-Vermittlung von 
überwiegend kurzfristigen Dienstleistungen in der phy-
sischen Welt, unterschieden.134 

Beim Crowdworking machen Unternehmen Arbeitsaufträ-
ge auf einer Internetplattform zugänglich, die von über-
wiegend freiberufl ich und auf Honorarbasis Arbeitenden 
meist vollständig online ausgeführt werden. Diese Arbeits-
organisation fi ndet vor allem Anwendung bei kleinteiligen 
Routineaufgaben wie der Erstellung und Bearbeitung von 
KI-Trainingsdatensätzen, dem Kategorisieren von Online-
Inhalten oder dem Durchführen von Web-Recherchen. Sol-
che Aufträge werden in der Regel von einer Vielzahl von 
eigenständigen Crowdworkern ausgeführt, die „pro Klick“ 
bezahlt werden. Dabei ist zwischen Plattformen zu unter-
scheiden, die als reine Vermittler auftreten, und solchen, 
die als zentraler Akteur agieren, so dass kein direktes Auf-
tragsverhältnis zwischen Auftraggeber und Crowdworker 
besteht. Eine große Rolle spielen Online-Plattformen auch 
im Bereich der IT-Dienstleistungen, also beispielsweise für 
Software-Entwickler, die als Freelancer über Plattformen 
wie Upwork ihre Arbeitsaufträge akquirieren.

Plattformen der Gig Economy hingegen vermitteln über-
wiegend kurzfristige Tätigkeiten an Endverbraucher, deren 
Ausführung nicht digital, sondern in der „physischen Welt“ 
stattfi ndet. Die Bandbreite der tatsächlichen Ausgestaltung 
ist auch hier groß: Manche Plattformen ähneln einem zu-
sätzlichen Vertriebskanal für Unternehmen, aber auch Ein-
zelpersonen, da sie als reine Vermittler auftreten und die 
Details des Auftragsverhältnis so gut wie nicht beeinfl ussen. 
Ein Beispiel wäre die Handwerksplattform MyHammer, auf 

6

Plattformbasierte 
Erwerbsformen

der sowohl Selbstständige als auch Handwerksbetriebe 
ihre Leistungen anbieten. Auf der Plattform Helpling, deren 
Ziel die Vermittlung von Reinigungskräften ist, können hin-
gegen nur Einzelpersonen ihre Arbeitskraft zur Verfügung 
stellen und dabei eigenständig über ihre Preissetzung ent-
scheiden. Beim wohl bekanntesten Beispiel, der Vermitt-
lungsplattform Uber, wiederum werden Beförderungspreise 
wie auch in gewissem Umfang die Ausführung der Tätigkeit 
durch die Plattform bestimmt. 

6.1 
Digitales Prekariat durch 
Plattformarbeit? 

In vielen Fällen stellt plattformbasierte Erwerbstätigkeit eine 
effi zientere Form der Arbeitsorganisation dar, die Such- und 
Transaktionskosten von Unternehmen bzw. Auftraggebern 
im Allgemeinen bei der Arbeitskräftegewinnung deutlich 
verringert und zudem Beschäftigten eine höhere Flexibilität 
sowie die Möglichkeit von Nebenverdiensten gibt. 

Dennoch werden immer wieder Befürchtungen laut, die 
Arbeit auf bzw. mit Online-Plattformen führe dazu, dass 
Arbeitnehmer in prekären Beschäftigungsverhältnissen 
ausgenutzt und ihre Schutzrechte unterlaufen würden. Im 
Raum steht insbesondere die Frage nach der rechtlichen 
Einordnung des Erwerbsstatus von  Crowdworkern und Er-
werbstätigen in der Gig Economy. Die Unterscheidung von 
abhängigen Beschäftigungsverhältnissen und Selbststän-
digkeit hat weitreichende Auswirkungen auf die Anwend-
barkeit arbeitsrechtlicher Schutznormen, wie beispiels-
weise Mindestlohn, Urlaubsanspruch, Kündigungsschutz, 
sowie die Einbindung in die gesetzlichen Sozialversiche-
rungen, die für selbstständige Erwerbsformen in der Regel 
nicht greifen.

Verfehlt wäre es, plattformbasierte Beschäftigungsformen 
pauschal als Scheinselbstständigkeit zu betrachten. Eine 
Verortung plattformbasierter Erwerbsarbeit im Spektrum 
von abhängiger und selbstständiger Beschäftigung hängt 
in der Praxis wegen der eingangs geschilderten Heteroge-
nität notwendigerweise von der konkreten Ausgestaltung 
des Beschäftigungsmodells der jeweiligen Plattform ab und 
kann mit Schwierigkeiten verbunden sein.135 Zudem exis-
tiert keine anhand allgemeingültiger Kriterien ermittelbare, 

134 Diese Unterscheidung folgt Leist/Hießl/Schlachter (2017), S. 7-10, die jedoch statt „Gig Economy“ von der „On-Demand-Economy“ sprechen. Vgl. ähnlich 
auch Bonin/Rinne (2017), S. 5.

135 Vgl. Leist/Hießl/Schlachter (2017), S. 32-35. 
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Abbildung 13: 
Entwicklung Beschäfti-

gungsverhältnisse 

in Deutschland

Anzahl Beschäftigte in 
Tausend

Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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eindeutige Unterscheidung zwischen Selbstständigkeit und 
abhängiger Beschäftigung. Nach § 7 SGB IV sind Wei-
sungsgebundenheit und eine Eingliederung in die Arbeits-
organisation des Weisungsgebers Anhaltspunkte für das 
Vorliegen eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses. 
Dabei sind nicht vertragliche Vereinbarungen, sondern die 
tatsächlichen Verhältnisse ausschlaggebend. Derartige Ab-
wägungen sind jedoch auch außerhalb von Plattformen bei 
der Aufdeckung von etwaiger Scheinselbstständigkeit er-
forderlich. 

Zudem stützen empirische Erkenntnisse Ängste vor einem 
„digitalen Prekariat“ bislang kaum, denn der Umfang von 
plattformbasierter Erwerbsarbeit ist in Deutschland ver-
nachlässigbar gering. Eine vom Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales in Auftrag gegebene Studie aus dem Jahr 
2017 kommt auf Basis einer Befragung zu dem Ergebnis, 
dass der Bevölkerungsanteil von Erwachsenen, die eine 
entsprechende Arbeit ausüben, insgesamt bei lediglich 0,9 
Prozent liegt.136 Von denen, die derartige neue Beschäfti-
gungsformen nutzen, bezieht wiederum nur ungefähr jeder 
Dritte auf diese Weise überhaupt regelmäßig Einkommen. 
Plattformarbeit stellt für die allermeisten also nicht die pri-
märe Einkommensquelle dar, sondern ist eher eine Mög-
lichkeit des gelegentlichen Zuverdienstes. Auch Untersu-

136 Vgl. Bonin/Rinne (2017), S. 11 und 15f. Für diesen Wert rechnen die Autoren der Studie eindeutig fehlerhafte Selbsteinschätzungen von Befragten heraus. 
Oftmals scheinen Befragte nicht zwischen Plattformarbeit bzw. Crowdworking und anderen webbasierten Aktivitäten – wie beispielsweise die Pfl ege einer 
eigenen Homepage zum Vertrieb eigener Produkte und Dienstleistungen – unterscheiden zu können (vgl. S. 9f.). Dementsprechend überschätzen Untersu-
chungen, die derartige Fehlangaben nicht korrigieren, das Ausmaß neuer Beschäftigungsformen mitunter deutlich. Vgl. für ähnliche Schlussfolgerungen für 
die USA Katz/Krueger (2019), S. 17-21.

137 Siehe für einen Überblick der empirischen Literatur Maier/Viete/Ody (2017). 
138 Vgl. Katz/Krueger (2019), S. 18ff.

chungen aus anderen Ländern unterstreichen den bislang 
geringen Verbreitungsgrad plattformbasierter Erwerbsar-
beit.137 So gehen Analysen für die USA davon aus, dass 
nur 1 Prozent der Erwerbspersonen Online-Plattformen zur 
Vermittlung ihrer Arbeit nutzen.138

Diese Ergebnisse zum Ausmaß plattformbasierter Erwerbs-
formen decken sich auch mit dem gesamtwirtschaftlichen 
Befund zur Entwicklung von Erwerbsformen in Abbildung 
13. Insbesondere seit 2005 ist ein kontinuierlicher Anstieg 
der Normalarbeitsverhältnisse festzustellen, während Solo-
Selbstständigkeit ebenso wie „atypische“ Beschäftigungs-
verhältnisse annähernd konstant geblieben sind. Atypische 
Beschäftigung umfasst dabei befristete Beschäftigung, Teil-
zeitbeschäftigung mit bis zu 20 Wochenstunden, geringfü-
gige Beschäftigung und Zeitarbeit. Mit einem sich massiv 
verbreitenden Prekariat durch die Plattformökonomie las-
sen sich diese Erkenntnisse ebenso schwerlich in Einklang 
bringen wie mit der These, dass plattformbasierte Erwerbs-
formen das klassische Arbeitsverhältnis in großem Umfang 
ersetzen würden.

Man sollte überdies nicht den Fehler begehen, Plattform-
arbeit mit Niedrigentlohnung und unerwünschter Unsicher-
heit gleichzusetzen, da gerade mit Blick auf Entlohnung ein 



42

sehr heterogenes Bild der Plattformökonomie realistischer 
sein dürfte. Beispielsweise dürften hochqualifi zierte Free-
lancer im IT-Bereich, die Online-Plattformen für ihre Arbeit 
nutzen, auf diese Weise einträgliche Einkommen erzie-
len. Ebenso wenig muss Niedrigentlohnung zwangsläufi g 
auf prekäre Ausnutzung hindeuten, da beispielsweise die 
hierzulande als Sinnbild vielzitierten Fahrradkuriere für Es-
senslieferungen auch Studierende sein können, die den 
fl exiblen Nebenverdienst schätzen. Angesichts von nahe-
zu Vollbeschäftigung und einem in Deutschland sehr wohl 
funktionierendem sozialen Sicherungsnetz gibt es vielmehr 
wenig Anlass zu befürchten, dass Arbeitnehmer mangels 
Alternativen dauerhaft gegen ihren Willen in unvorteilhaften 
Plattform-Arbeitsverhältnissen „gefangen“ wären. 

Erwerbsarbeit auf Plattformen sollte deshalb nicht krampf-
haft in das starre Korsett abhängiger Beschäftigung ge-
zwängt werden, denn sie kann eine bewusste Entschei-
dung für fl exibleres, selbstbestimmteres Arbeiten darstellen 
– und geht dann auch mit den höheren Risiken durch z.B. 
fehlenden Kündigungsschutz einher. Tatsächliche Schein-
selbstständigkeit sollte auch bei plattformbasierten Be-
schäftigungsformen unterbunden werden, um auf diese 
Weise ungeschützte Arbeitsverhältnisse und konkrete 
Ausnutzung von Arbeitnehmern zu verhindern. Dies gilt vor 
allem dann, wenn Beschäftigte in ihrer praktischen Ent-
scheidungsfreiheit durch die Plattformbetreiber stark einge-
schränkt werden und genaue Vorgaben über Zeit, Art, Inhalt 
und Umfang der Arbeitsausführung zu erfüllen haben. 

6.2
Allgemeine Vorsorgepflicht

Mit Blick auf die Sozialversicherungssysteme bietet die – 
wenn auch bis jetzt zaghafte – Verbreitung der Plattform-
ökonomie am Arbeitsmarkt durchaus Anlass, im Bereich der 
Altersvorsorge über deren grundsätzliche Ausgestaltung 
nachzudenken. Im Kern sprechen zwei Argumente für eine 
schon seit Längerem diskutierte Einführung einer allgemei-
nen Vorsorgepfl icht.139 Zum einen besteht insbesondere 
bei gering entlohnten Selbstständigen unabhängig davon, 
ob sie über eine Online-Plattform tätig sind oder nicht, die 
Gefahr einer unzureichenden Altersvorsorge, da entspre-
chende private Rücklagen oftmals nicht gebildet werden.140 

Damit steigt das individuelle Risiko von Altersarmut. Die 
entstehenden Kosten fehlender Vorsorge muss in letzter 
Instanz die Allgemeinheit über steuerfi nanzierte Transferleis-
tungen im Alter tragen. Zum anderen und damit verbunden 
können Plattformmodelle, deren Geschäftsmodell über die 
reine Vermittlung Selbstständiger hinausgeht, möglicher-
weise unfaire Wettbewerbsvorteile ausnutzen. Wenn sie im 
Vergleich zu herkömmlichen sozialversicherungspfl ichtigen 
Beschäftigungsmodellen, die mit entsprechenden Sozialab-
gaben verbunden sind, in der Lage sind, nur aufgrund der 
geringeren Abgabenlast niedrigere Preise anzubieten, würde 
dies einen ungerechtfertigten Vorteil darstellen.  

Über die Einführung einer allgemeinen Vorsorgepfl icht für 
Selbstständige ließe sich sowohl die Gefahr einer unzu-
reichenden Altersvorsorge verringern, als auch mögliche 
Wettbewerbsverzerrungen verhindern, da ein entspre-
chendes Trittbrettfahrerverhalten durch eine Verlagerung 
der Finanzierungskosten des Alterseinkommens auf die 
Allgemeinheit ausgeschlossen wäre. Zumindest im Hinblick 
auf die Altersvorsorge würden mit einer Vorsorgepfl icht 
auch die erwähnten Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen 
verschiedenen Erwerbsformen der Plattformökonomie an 
Bedeutung verlieren und das Risiko von Versicherungslü-
cken verringert, was vor dem Hintergrund einer zunehmend 
wechsel- und lückenhaften Entwicklung von Erwerbsbio-
graphien nicht unwesentlich erscheint. 

Dabei sollte jedoch von einer Ausweitung der Versiche-
rungspfl icht in der gesetzlichen Rentenversicherung abge-
sehen werden. Für ein solches Vorgehen spräche zwar eine 
erhöhte Flexibilität beim Wechsel zwischen unterschied-
lichen Erwerbsformen, allerdings wäre es als Ausweitung 
eines schon jetzt nicht nachhaltigen Umlagesystems auf 
einen weiteren Personenkreis nicht empfehlenswert. Die 
demografi schen Probleme der gesetzlichen Rentenversi-
cherung würden so nicht gelöst, sondern allenfalls in die 
Zukunft verschoben und dabei womöglich vergrößert: 
Kurzfristigen Mehreinnahmen durch die zusätzlichen Bei-
träge der neu hinzugekommenen Beitragszahler stünden 
zukünftige Mehrausgaben gegenüber, wenn diese zu Leis-
tungsempfängern würden.141 

Zielführender erscheint daher eine allgemeine Vorsor-
gepfl icht für Selbstständige, die eine freie Wahl des Vor-
sorgeinstruments im Spektrum zwischen der gesetzlichen 

139 Für eine ausführliche Diskussion der Ausweitung der gesetzlichen Rentenversicherung hin zu einer „Erwerbstätigenversicherung“ vgl. auch SVR (2006), S. 
260-275.

140 Laut einer Untersuchung des DIW verfügten im Jahr 2013 46 Prozent aller Solo-Selbstständigen ohne Sozialversicherung weder über eine Lebensversi-
cherung noch eine private Rentenversicherung; vgl. Brenke (2016).

141 Vgl. zu diesen Effekten Werding (2016), S. 16ff.
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Rentenversicherung und kapitalgedeckter Vorsorge ermög-
licht. Da die entsprechenden Risiken nicht nur im Bereich 
der Plattformökonomie, sondern grundsätzlich bei gering-
verdienenden Selbstständigen existieren, spricht vieles für 
eine solche Vorsorgepfl icht für alle Selbstständigen, die 
nicht bereits in anderen obligatorischen Sicherungssyste-
men (z.B. berufsständischen Versorgungswerken) pfl icht-
versichert sind, einzubeziehen. Dabei müssten bereits 
bestehende Vorsorgeanstrengungen von Selbstständigen 
angemessen berücksichtigt werden. Denkbar wäre auch 
eine Einkommensgrenze, ab der davon auszugehen ist, 
dass in jedem Fall ausreichend Mittel für eine eigenständige 
Vorsorge vorhanden sind. Weiterhin wären Regelungen für 
eine zeitweise Aussetzung von Beitragszahlungen in den 
Anfangsjahren einer Unternehmensgründung zu treffen, um 
unerwünschte Effekte auf unternehmerisches Risikoverhal-

ten auszuschließen und die Attraktivität von Selbstständig-
keit nicht zu schmälern.142 Unter diesen Voraussetzungen 
dürfte eine allgemeine Versicherungspfl icht geeignet sein, 
bestehende Schutzlücken für geringverdienende Selbst-
ständige nicht zuletzt auf Online-Plattformen zu schließen 
und entsprechende Befürchtungen gegenüber diesen neu 
entstehenden Beschäftigungsformen weitestgehend zu 
entkräften.

Mit dem Ziel, entsprechende Vorsorge möglichst komfor-
tabel auszugestalten und gerade Nebenverdienste oder 
den Wiedereinstieg in Erwerbstätigkeit nicht unnötig zu 
verkomplizieren, sollten auch Überlegungen weitergeführt 
werden, ob und wie Plattformen bei selbstständigen Be-
schäftigungsformen entsprechende Versicherungsbeiträge 
direkt und automatisch abführen könnten.143 

Kernpunkte 

• Das Ausmaß plattformbasierter Erwerbsarbeit ist in Deutschland bisher äußerst gering: Befragungen lassen auf 
weniger als 1 Prozent der Erwachsenenbevölkerung schließen, die Erwerbstätigkeiten über Online-Plattformen aus-
führen. 

• In der Mehrheit der Fälle stellen diese eher einen gelegentlichen Zuverdienst statt primäre Einkommensquelle dar. In 
Einklang mit Warnungen vor einer massiven Verbreitung prekärer Beschäftigungsverhältnisse durch die Plattformö-
konomie lassen sich diese Erkenntnisse nur schwerlich bringen.

• Mit Blick auf geringverdienende Selbstständige – nicht nur in der Plattformökonomie – ließen sich durch die Einfüh-
rung einer allgemeinen Vorsorgepfl icht mit freier Wahl des Vorsorgeinstruments bestehende Schutzlücken schließen 
und etwaige Wettbewerbsverzerrungen zuungunsten von sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigungsmodellen 
verhindern.

142 Hierfür kann auf den bereits bestehenden Regelungen für rentenversicherungspfl ichtige Selbstständige aufgebaut werden; vgl. BDA (2019), S. 3.
143 Vgl. z.B. Weber (2019) mit dem Vorschlag für ein internationales „Digitale Soziale Sicherungs-Konto“, auf das Plattformen entsprechende Beiträge auto-

matisch abführen, die dann wiederum nach Wohnsitz oder Nationalität in die nationalen Systeme der Sozialversicherung weitergeleitet würden.
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Die Besteuerung multinationaler Unternehmen steht spä-
testens seit dem Bekanntwerden fragwürdiger Strategien 
der internationalen Steuervermeidung im Fokus der Öffent-
lichkeit. Dabei setzt sich zunehmend die Ansicht durch, ins-
besondere digitale Plattformen leisteten nicht ihren „fairen“ 
steuerlichen Beitrag und beteiligten sich daher auch nicht 
an der Finanzierung von Infrastruktur und Rahmenbedin-
gungen in den Ländern, deren Einwohner als Nutzer zu 
den bedeutenden Gewinnen beitragen.144 Dabei muss al-
lerdings berücksichtigt werden, dass derartige Kritik nur auf 
die Besteuerung von Gewinnen zutrifft, nicht aber auf Lohn- 
oder Umsatzsteuer. 

Aus steuersystematischer Sicht besorgniserregend ist, 
dass mit dem Totschlagargument der fehlenden Steuerge-
rechtigkeit zuweilen Lösungen diskutiert werden, die kaum 
mehr als schädliche Symbolpolitik darstellen und völlig 
ungeeignet sind, eventuelle Missstände zu beheben. Ins-
besondere die Initiativen zur Einführung einer Digitalsteuer 
berücksichtigen weder Ursachen tatsächlich bestehender 
Besteuerungsgefälle oder -lücken, noch würde Steuerver-
meidungsstrategien Einhalt geboten.145 Dabei werden in 
der Debatte zwei Aspekte vermischt: Zu unterscheiden ist 
zwischen der mit internationaler Steuervermeidung zusam-
menhängenden Frage, ob Gewinne überhaupt besteuert 
werden, und der Verteilungsfrage, wo diese Gewinne be-
steuert werden sollen. 

7.1
Internationale Steuervermeidung

Im Kontext internationaler Steuervermeidung wird beklagt, 
dass Unternehmen auf ihre Gewinne nirgendwo bzw. ins-
gesamt nur vernachlässigbare Steuern zahlen. Dies kann 
einerseits darauf beruhen, dass sich im Rahmen komple-
xer internationaler Steuergesetzgebung fast zwangsläufi g 
Möglichkeiten zur Ausnutzung von Regelungslücken erge-
ben. Andererseits können Staaten bewusst Steuervorteile 
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gewähren oder Besteuerungsrechte nicht ausüben. Derar-
tiges Verhalten kann der Förderung innovativer Geschäfts-
modelle dienen und Ausdruck eines legitimen Wettbewerbs 
um die Ansiedlung von Unternehmen oder Investitionen 
sein. Die Grenzziehung zu einem unzweifelhaft kritisch 
zu beurteilenden Steuerwettbewerb einzig und allein um 
Buchgewinne von Unternehmen ist vor diesem Hintergrund 
schwierig. Gleichsam problembehaftet ist auch der empi-
rische Nachweis des Ausmaßes derartiger Gewinnverlage-
rung, denn insbesondere die Betrachtung von effektiven 
Durchschnittssteuersätzen kann der Komplexität der steu-
erlichen Sachverhalte nicht wirklich gerecht werden.146

Dennoch legt Abbildung 14 nahe, dass in diesem Sinne 
unerwünschte internationale Steuervermeidung durchaus 
stattfi ndet.147 Von ausländischen Investoren kontrollierte 
Firmen weisen in potenziellen „Steueroasen“ ein zum Teil 
extrem hohes Verhältnis von Vorsteuergewinnen zu dort 
gezahltem Arbeitnehmerentgelt auf. Gemessen an diesem 
Indikator sind sie somit deutlich profi tabler als einheimische 
Unternehmen. In Ländern, die weniger im Verdacht stehen, 
Steueroasen zu sein, ist das Verhältnis hingegen umgekehrt 
und ausländische Firmen sind weniger profi tabel als einhei-
mische. Diese teilweise außerordentlichen Unterschiede las-
sen sich mit realen Profi tabilitätsunterschieden kaum plau-
sibel begründen, sondern sind nur durch eine umfassende 
Gewinnverlagerung hin zu Niedrigsteuerländern zu erklären.

Digitale Plattformen eignen sich im Wesentlichen aus zwei 
Gründen besonders für derartige Steuergestaltung. Zum 
einen beruhen ihre Geschäftsmodelle in hohem Maße auf 
immateriellen Vermögensgegenständen. Deshalb sind sie 
kaum an physische Anlagen gebunden, aus denen im bis-
herigen System Besteuerungsansprüche abgeleitet wer-
den, und weisen so eine höhere internationale Mobilität 
auf. Zum anderen gerät der Fremdvergleichsgrundsatz bei 
digitalen Geschäftsmodellen schneller an seine Grenzen. 
Dieser besagt, dass multinationale Unternehmen ihre jewei-
ligen Konzerneinheiten wie fremde Unternehmen behandeln 
und daher für Transaktionen innerhalb der Konzernstruktur 
„marktübliche“ Preise berechnen müssen. Eine objektive 
Kontrolle von Verrechnungspreisen zwischen einzelnen 
Konzernbestandteilen ist mangels verlässlicher Vergleichs-
werte bei immateriellen und personalisierten Gütern oftmals 
kaum möglich, was wiederum die Möglichkeiten der Preis-
setzung zum Zwecke der Gewinnverlagerung erhöht. Über 

144 Siehe z.B. den Gastbeitrag von Katrin Göring-Eckardt und Danyal Bayaz (beide Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN) auf www.faz.net vom 
13.12.2018: „Olaf Scholz darf sich nicht mehr wegducken“.

145 Vgl. Bültmann/Lenz (2018) zu den konzeptionellen Mängeln der Digitalsteuer und den mit ihrer Einführung verbundenen Risiken.
146 Vgl. Fuest et al. (2018), S. 3-7.
147 Vgl. Torslov/Wier/Zucman (2018), S. 2f.
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Lizenzzahlungen und die Verlagerung von geistigem Eigen-
tum lassen sich Gewinne deshalb in der Regel leichter zu 
steuerlich attraktiven Standorten verschieben.

Gleichzeitig muss jedoch festgehalten werden, dass die 
vielfältigen Möglichkeiten internationaler Steuervermeidung 
in keiner Weise auf Unternehmen der Pattformwirtschaft 
beschränkt sind. Auch andere multinationale Unternehmen 
können in der Lage sein, ihre Steuerlast durch Gewinn-
verlagerung drastisch zu reduzieren.148 Daher sollten ent-
sprechende Lösungen auch nicht nur im alleinigen Kontext 
von Plattformunternehmen gesucht werden. Insbesondere 
kann internationale Steuervermeidung nicht wirksam ein-
gedämmt werden, indem man Online-Plattformen oder 
werbefi nanzierten Inhalteanbietern mit einem bestimmten 
Geschäftsmodell pauschal Steuervermeidung unterstellt, 
ohne zu hinterfragen, in welchem Ausmaß die betroffenen 
Unternehmen Steuern zahlen oder überhaupt zu versteu-
ernde Gewinne erzielen. Stattdessen gilt es, mögliche Sys-

temlücken, die ja durchaus bekannt sind, zu schließen.149 
Lösungsansätze sollten daher über die Plattformökonomie 
hinausreichen und können hier nur skizzenhaft umrissen 
werden. 

Denkbar sind sowohl grundlegende Reformen des interna-
tionalen Besteuerungssystems als auch die Einschränkung 
missbräuchlichen Verhaltens im bestehenden System. Zur 
ersten Gruppe gehört eine formelhafte Gewinnaufteilung 
nach Indikatoren wie Löhnen, Anlagevermögen oder Um-
sätzen150 ebenso wie eine grundsätzliche Verlagerung von 
Besteuerungsansprüchen hin zu Absatzmärkten oder die 
Einführung einer globalen Mindestbesteuerung.151 Gegen-
wärtige Steuervermeidungsstrategien verlören auf diese 
Weise zwar ihre Wirksamkeit, allerdings wäre der Umstel-
lungsaufwand enorm, ergäben sich signifi kante (Um-)Ver-
teilungswirkungen und es täten sich neue Möglichkeiten 
der Steuervermeidung auf.152 Bisher wurden auf politischer 
Ebene eher Korrekturen im bestehenden System ange-

148 In diesem Zusammenhang werden beispielsweise die „herkömmlichen“ Unternehmen Starbucks oder Ikea immer wieder kritisiert. Siehe www.sueddeut-
sche.de vom 18.12.2017: „EU-Kommission untersucht Steuerabsprachen von Ikea“.

149 Vgl. für eine Übersicht von Kanälen internationaler Steuervermeidung Beer/Mooij/Liu (2018). 
150 Dies wird in der EU im Rahmen der Schaffung einer Gemeinsamen konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage seit einiger Zeit diskutiert.
151 Vgl. Becker/Englisch (2019). 
152 Vgl. ausführlicher Kronberger Kreis (2018), S. 39-46 oder Fuest et al. (2013). 

Abbildung 14: Verlagerung von Unternehmensgewinnen in Steuerparadiese

Vorsteuerliche Unternehmensgewinne in Prozent der Arbeitnehmerentgelte

Quelle: Torslov/Wier/Zucman (2018).
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strebt, die im Rahmen von mehr oder minder international 
abgestimmten Maßnahmen Missbrauchsmöglichkeiten ein-
schränken sollen. In diesem Zusammenhang ist insbeson-
dere die Base Erosion and Profi t Shifting (BEPS)-Initiative 
der OECD zu nennen, auf deren Grundlage die EU im Juli 
2016 eine Richtlinie zur Bekämpfung von Steuervermeidung 
beschlossen hat.153 Die darin vorgesehenen Maßnahmen 
sind durchaus geeignet, unerwünschte Steuergestaltung 
zu unterbinden. Allerdings bleiben gravierende Schlupfl ö-
cher bestehen und ergeben sich unter Umständen genauso 
kritische Probleme der Doppelbesteuerung.154 

Bei sämtlichen Lösungsansätzen steht die Bekämpfung in-
ternationaler Steuervermeidung grundsätzlich vor dem Di-
lemma, dass Staaten, die im Rahmen ihres Steuersystems 
die Möglichkeit gewähren, Gewinne in Steueroasen zu ver-
lagern, damit meist ihr nationales Eigeninteresse verfolgen. 
Das macht es entsprechend schwierig, durch multilaterale 
Verhandlungen zu entscheidenden Verbesserungen zu 
kommen. Somit bedingen die politischen Realitäten einen 
sehr langwierigen und steinigen Weg bei der Eindämmung 
von Steuervermeidung. Unnötig erschwert wird dieser Pro-
zess durch einseitige Maßnahmen, die der erforderlichen 
Kooperationsbereitschaft eher abträglich sind. Auch des-
halb ist das international nicht abgestimmte Vorpreschen 
einiger europäischer Länder bei der Digitalsteuer, die ein-
deutig darauf angelegt ist, ausländische Digitalunterneh-
men in Europa zu treffen, eher kontraproduktiv. 

7.2
Umverteilung von Besteuerungsrechten

Bei der eingangs erwähnten Auffassung, dass Plattform-
unternehmen keinen ausreichenden steuerlichen Beitrag 
in Deutschland oder Europa leisteten, muss unterschieden 
werden zwischen dem Ansinnen, dass diese Unternehmen 
irgendwo Gewinnsteuern entrichten, und der Forderung, 
dass sie dies in Deutschland bzw. Europa tun sollen. Letz-
teres zielt auf eine Umverteilung internationaler Gewinnbe-
steuerungsrechte ab. Dementsprechend sollten solche Ar-
gumente nicht in einen Topf mit dem – zwar verständlichen 
– Ärger um multinationale Unternehmen und ihre Steuerver-
meidungspraktiken geworfen werden.

Oftmals werden Bestrebungen zu einer solchen Umver-
teilung damit begründet, dass Gewinne dort zu besteuern 
seien, wo die Wertschöpfung stattfi nde. Gerade im Be-

reich von Online-Plattformen drohe ein Auseinanderfallen 
von wirtschaftlicher Aktivität bzw. Wertschöpfung und dem 
Ort der Besteuerung, da die Nutzer von Plattformen einen 
entscheidenden Beitrag zu deren Wertschöpfung leisteten. 
Daher sei eine Gewinnbesteuerung im Land des Nutzers 
gerechtfertigt.155 Eine Besteuerung nach dem Ort der Wert-
schöpfung ist dem bisherigen System jedoch fremd und 
auch wenig sinnvoll, da er ohnehin nicht abschließend zu 
bestimmen ist. Anknüpfungspunkte für Besteuerungsrechte 
ergeben sich im bestehenden System über Betriebsstätten, 
die sich anhand physischer Kriterien defi nieren und daher in 
der Tat nicht in der Lage sein können, virtuelle Produktionen 
zu erfassen.

Vor diesem Hintergrund kann man durchaus über konzep-
tionelle Weiterentwicklungen diskutieren, um künftig steuer-
liche Anknüpfungspunkte zu defi nieren, die den Gegeben-
heiten in der digitalen Welt besser Rechnung tragen können. 
Für eine Umverteilung von Besteuerungsrechten müssten 
allerdings nicht nur neue Anknüpfungspunkte geschaffen 
werden, sondern auch Regeln über die Zuordnung von Ge-
winnanteilen getroffen werden, also letztlich entschieden 
werden, welche Gewinnanteile einzelnen Ländern zustehen. 
Der Fremdvergleichsgrundsatz, nach dem versucht wird, 
Betriebsstätten als alleinstehende Unternehmen zu behan-
deln und die zugehörigen Gewinne zu ermitteln, ist bei phy-
sischer Produktion zwar komplex, aber durchaus darstell-
bar. Bei digitalen und nutzerbasierten Geschäftsmodellen, 
die zudem auf Immaterialgütern beruhen, für die Verrech-
nungspreise schwieriger zu ermitteln sind, kann dieser An-
satz hingegen schnell an seine Grenzen geraten.

Bei möglichen Reformen ist zwingend darauf zu achten, 
dass nicht allzu weit gefasste Anknüpfungspunkte zu aus-
ufernden Besteuerungstatbeständen oder Doppelbesteu-
erung führen. Wenig überzeugend sind daher Versuche, 
den Beitrag von Nutzern zur Wertschöpfung digitaler Platt-
formen an der bloßen Erhebung von Nutzerdaten und dem 
Vorhandensein von Netzwerkeffekten festzumachen und 
entsprechende Besteuerungsansprüche abzuleiten. So exi-
stieren Netzwerkeffekte nicht nur auf digitalen Plattformen, 
sondern sind wesentlich weiter verbreitet. Dennoch wurde 
bisher keine Notwendigkeit einer steuerlichen Berücksich-
tigung gesehen.156 

Auch scheint es wenig ausgereift, steuerlich an das Sam-
meln von Daten anzuknüpfen. Erstens fallen Daten häufi g 
als eine Art Nebenprodukt unternehmerischer Tätigkeit an, 
ohne dass die jeweiligen Unternehmen überhaupt wissen, 

153 Siehe Richtlinie (EU) 2016/1164 mit Vorschriften zur Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken mit unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren 
des Binnenmarkts vom 12.7.2016.

154 Vgl. Kronberger Kreis (2018), S. 42f.
155 Vgl. Europäische Kommission (2018a), S. 8, für eine derartige Argumentation im Zuge der europäischen Pläne einer Digitalsteuer. Für eine kritische Analyse 

des Konzepts der „value creation“ vgl. Becker/Englisch (2018), S. 1-9. 
156 Vgl. hierzu und im Folgenden Becker/Englisch (2018), S. 11-14.
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für welche Zwecke sie diese Daten verwenden können. 
Zweitens handelt es sich bei Daten um ein äußerst hete-
rogenes und kontextabhängiges Gut, bei dem sich der 
Beitrag zur Wertschöpfung nicht einheitlich beziffern lässt. 
Drittens ist auch aus rein konzeptioneller Sicht fraglich, in 
wie weit die Nutzer tatsächlich zur Wertschöpfung beitra-
gen. In vielen Fällen „produzieren“ Nutzer ihre Daten nicht, 
sondern verhalten sich passiv und lassen sich lediglich be-
obachten, was kaum einen aktiven Beitrag zur Wertschöp-
fung darstellt. Viertens hinterlassen Nutzer gerade im Inter-
net überall und permanent Daten, aber auch herkömmliche 
Produkte wie z.B. Autos werden immer datenintensiver. Alle 
diese Datenströme für steuerliche Zwecke zu erfassen und 
im Rahmen von Steuerprüfungen auf korrekte steuerliche 
Behandlung zu untersuchen, dürfte kaum praktikabel sein 
und zu einem Albtraum an bürokratischem Mehraufwand 
führen. 

Auf internationaler Ebene werden derzeit verschiedene 
Reformkonzepte diskutiert. Der Richtlinienvorschlag der 
Europäischen Kommission sieht die Schaffung einer „signi-
fi kanten digitalen Präsenz“ als steuerlichen Anknüpfungs-
punkt vor.157 Defi niert wird diese im Vorschlag über Umsätze 
aus der Erbringung digitaler Dienstleistungen für Nutzer in 
einem Land, Nutzeranzahlen eines digitalen Dienstes oder 
die Anzahl von Geschäftsverträgen über digitale Dienste.
Einen weiteren Vorschlag stellt das Konzept einer „su-
stained user relationship“ dar, bei der sich ein steuerlicher 
Anknüpfungspunkt aus einer permanenten und qualitativ 
wie quantitativ wichtigen Interaktion zwischen Unterneh-
men und Nutzern in einem Land ergibt, wenn diese zu be-
obachtbaren Zahlungsfl üssen führt.158 

Die OECD hingegen scheint sich in Richtung einer Reform 
zu bewegen, die über reine Digitalunternehmen hinaus-
ginge und grundsätzlich alle Geschäftsmodelle des Busi-
ness-to-Consumer-Bereichs betreffen würde.159 Ein neuer 
– zusätzlicher – Anknüpfungspunkt für Besteuerung würde 
über Umsatzschwellen in Absatzmärkten geschaffen. Da-
bei soll in bisher nicht spezifi zierter Weise auch berücksich-
tigt werden, dass Umsätze bei bestimmten Tätigkeiten wie 
Online-Marketing nicht in den Ländern anfallen müssen, in 
denen die durch Werbung adressierten Nutzer ansässig 
sind. Die Vorschläge sehen weiterhin eine Gewinnaufteilung 
in mehreren Stufen vor. Unterschieden werden soll zwischen 
„gewöhnlichen Gewinnen“, deren Besteuerung weiterhin 
nach den bestehenden Prinzipien erfolgen würde, und „Re-
sidualgewinnen“. Nur letztere würden über eine absatzba-
sierte Formel zwischen den Staaten aufgeteilt, bei denen 

ein entsprechender Anknüpfungspunkt vorliegt. Insbeson-
dere die Aufteilung der Gewinne dürfte jedoch mit erheb-
lichen Abgrenzungsschwierigkeiten, großer Streitanfälligkeit 
und hohem bürokratischem Mehraufwand einhergehen. 
Im Kontext widersprüchlicher Interessenslagen besteht die 
Gefahr, dass am Ende nur hochkomplexe und hinreichend 
vage Lösungen politisch realisierbar sind, bei denen sich die 
meisten bzw. wichtigsten Länder zwar als Gewinner füh-
len können. Als Kehrseite drohen jedoch hohe technische 
Komplexität und das Brechen mit steuersystematischen 
Grundsätzen, woraus sich weitere Intransparenzen des 
Steuersystems, Doppelbesteuerung und ein wesentlich hö-
herer bürokratischer Aufwand ergeben könnten.

Letztlich geht es darum, sich ein größeres Stück vom 
„Steuer kuchen“ (digitaler) Geschäftsmodelle abzuschnei-
den. Daher tragen Gerechtigkeitsargumente, nach denen 
Unternehmen auch hier ihren Beitrag zu leisten haben, 
zur Lösung wenig bei: Bei Verteilungsdebatten hängt 
empfundene Gerechtigkeit ganz wesentlich vom eigenen 
Standpunkt ab. Der exportorientierte Standort Deutsch-
land hat bisher vom bestehenden System, das Gewinn-
besteuerungsrechte überwiegend den Produktionsländern 
zuspricht, in erheblichem Maße profi tiert. Vergleichbare 
Argumente wie zur Besteuerung digitaler Geschäftsmodel-
le könnten daher auch von anderen Ländern vorgebracht 
werden. Beispielsweise könnten sich Abnehmerländer von 
in Deutschland produzierten Automobilen darüber bekla-
gen, dass deren Hersteller keinen „fairen“ Beitrag zur Finan-
zierung der dortigen Infrastruktur wie insbesondere Straßen 
leisten, auch wenn sie maßgeblich von dieser profi tieren. 
Daher droht bei einer entsprechenden Anwendung dieser 
Prinzipien auf andere Wirtschaftszweige ein erheblicher 
Verlust an Besteuerungssubstrat für Deutschland. Überdies 
ist zu bedenken, dass eine Stärkung der Besteuerungs-
rechte in Absatzmärkten von Online-Plattformen aus der 
fi skalischen Perspektive Deutschlands zwar zurzeit sehr 
attraktiv scheint. Deutschlands derzeitiger Status als über-
wiegendes Abnehmerland solcher Geschäftsmodelle muss 
allerdings nicht mehr als eine Momentaufnahme sein. 

In jedem Fall sollten Reformanstrengungen in internatio-
nalem Rahmen realisiert werden, denn bei unilateralen 
Maßnahmen könnten sich erhebliche Probleme der Dop-
pelbesteuerung ergeben, wenn Unternehmen die in Ab-
satzmärkten versteuerten Gewinne nicht im Heimatland 
freistellen können. Ebenso besteht die Gefahr von steu-
erlichen „Vergeltungsmaßnahmen“ der Länder, die zu den 
Leidtragenden der Umverteilung gehören. 

157 Vgl. Europäische Kommission (2018b), insbesondere S. 7f.
158 Vgl. Becker/Englisch/Schanz (2019), S. 12-16.
159 Vgl. OECD (2019), S. 7ff. 
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7.3
Steuerhinterziehung auf 
Online-Plattformen 

Es wird befürchtet, dass Online-Plattformen einen beson-
ders fruchtbaren Nährboden für Steuerhinterziehung oder 
Schwarzarbeit bieten. Insbesondere bei der Vermietung 
von Wohnungen und Zimmern auf Online-Plattformen wie 
Airbnb steht dabei immer wieder die Sorge im Fokus, dass 
Vermieter ihre auf diese Weise erzielten Einkünfte nicht 
ordnungsgemäß versteuern.160 Insoweit diese Vorwürfe 
zutreffen – belastbare empirische Untersuchungen zum 
tatsächlichen Ausmaß gibt es kaum – ist Kritik berechtigt. 
Gleichwohl sollte man nicht der Versuchung erliegen, ei-
nen „paradiesischen Idealzustand“ als Vergleichsmaßstab 
für steuerrechtswidriges Verhalten auf Online-Plattformen 
anzulegen: Das Phänomen Steuerhinterziehung ist auch in 
Teilen der traditionellen Wirtschaft (zu) weit verbreitet.161

Wenn Plattformnutzer über den Verkauf von Produkten oder 
das Angebot von Dienstleistungen auf Online-Plattformen 
Einnahmen erzielen, unterliegen diese zunächst der Ein-
kommensteuer. Bei Überschreitung der durch § 19 UStG 
festgelegten Grenzwerte fällt zudem Umsatzsteuer an. 
Weiterhin ist bei Vorliegen eines Gewerbebetriebs entspre-
chend Gewerbesteuer zu entrichten. Gegenwärtig stehen 
Steuerbehörden vor dem Problem, dass sie entsprechende 
Einkünfte kaum bzw. nur mit großem Aufwand nachweisen 
können, solange Steuerpfl ichtige die entsprechenden Ein-
künfte nicht angeben. Die typischerweise digital erfolgende 
Zahlungsabwicklung auf Online-Plattformen verschafft Fi-
nanzbehörden jedoch zumindest in der Theorie verbesserte 
Möglichkeiten, Daten über steuerlich relevante Vorgänge zu 
erlangen und eine zunehmende automatische Verarbeitung 
dieser einzurichten. 

Würde dies konsequent genutzt, ließe sich die staatliche 
Fähigkeit zur Durchsetzung von Besteuerungsansprüchen 
im Bereich von Online-Plattformen deutlich erhöhen. Dabei 
gilt es, das Ziel der Verhinderung von Steuerhinterziehung 
auf Online-Plattformen mit anderen Zielen, wie der Verfah-
rensvereinfachung für Steuerpfl ichtige und der Minimierung 
bürokratischer Lasten sinnvoll auszutarieren. Gleichsam 
muss eine abschreckende Wirkung überbordender Büro-

kratie auf die Nutzung von Plattformen für Kleinst- und Ne-
benverdienste oder privates Teilen verhindert werden.

Die Einführung von Informationspfl ichten für Plattformbe-
treiber, sodass diese steuerlich relevante Informationen 
über ihre Nutzer entweder grundsätzlich oder auf Nachfra-
ge an Finanzbehörden übermitteln müssten, kann ein sol-
cher Ansatzpunkt sein. Für Betreiber von Plattformen, auf 
denen Unternehmen Produkte anbieten und liefern können, 
besteht seit dem 1. Januar 2019 eine solche Verpfl ichtung 
gem. § 22f UStG. Mit der Gesetzesänderung, die insbe-
sondere Umsatzsteuerbetrug durch ausländische Online-
Händler auf Plattformen verhindern soll, müssen Betreiber 
elektronischer Marktplätze nun steuerlich relevante Informa-
tionen über als Unternehmer gemeldete Nutzer aufzeichnen 
und auf Nachfrage an Finanzämter übermitteln. Nach § 25e 
Abs. 1 bis 3 UStG haften sie zudem für nicht gezahlte Um-
satzsteuer, es sei denn die entsprechenden Daten wurden 
übermittelt oder es liegen keine klaren Anzeichen einer Um-
satzsteuerpfl icht vor. Für die Wirksamkeit dieser Maßnahme 
spricht der sprunghafte Anstieg von steuerlichen Registrie-
rungen chinesischer Händler, die bis dato kaum Umsatz-
steuer entrichtet haben dürften.162

Der grundsätzlich zu befürwortenden Intention dieses Vor-
gehens stehen jedoch eklatante Mängel in der Umsetzung 
gegenüber.163 Die von Plattformen vorzuhaltende Beschei-
nigung über eine Umsatzsteueridentifi kationsnummer stel-
len Behörden nur in Papierform aus. Deren Verarbeitung 
kann von Plattformbetreibern deswegen oft nur einzeln und 
händisch erfolgen, was offensichtlich einen unverhältnis-
mäßigen bürokratischen Mehraufwand darstellt. Wann eine 
bei Gesetzesverabschiedung in Aussicht gestellte digitale 
Abfragemöglichkeit relevanter Daten durch die Finanzbe-
hörden tatsächlich verfügbar wird, ist hingegen unklar. Bis 
dahin trifft die digitale Rückständigkeit der Finanzbehörden 
vor allem kleine Anbieter ganz besonders, deren begrenzte 
personelle Ressourcen in unnötig umständlichen, analogen 
Verfahren gebunden werden.
 
Es gäbe durchaus gute Gründe, Unternehmen in ähnlicher 
Weise auch in anderen Bereichen bei der Verhinderung 
von Steuerhinterziehung einzubeziehen. Denkbar wäre, die 
Übermittlungs- und Haftungspfl ichten von Lieferplattformen 
auf sämtliche Vermittlungs-Plattformen auszuweiten, die 

160 Siehe z.B. www.spiegel.de vom 4.5.2018: „Finanzbehörden prüfen Airbnb-Vermieter“.
161 So weisen Haucap/Kehder (2018), S. 69f., darauf hin, dass gerade das Hotel-, aber auch das Taxigewerbe bei Steuerhinterziehung und Schwarzarbeit immer 

wieder negativ auffallen.
162 Siehe www.sueddeutsche.de vom 1.2.2019: „Online-Steuerbetrug: 9200 Händler aus China registriert“.
163 Vgl. hierzu www.handelsblatt.de vom 22.10.2019: „Gut gemeint, schlecht gemacht“. Erschwerend kommt hinzu, dass jüngst die EU-Kommission in diesem 

Zusammenhang ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland eingeleitet hat. Da die Meldepfl ichten auch für europäische Unternehmer gelten, sei 
die Warenverkehrsfreiheit durch das Gesetz verletzt.
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Kernpunkte 

• Digitalplattformen eignen sich zwar im Besonderen für Strategien der internationalen Steuervermeidung. Eine wirk-
same Eindämmung kann jedoch nur durch eine auf internationaler Ebene koordinierten Schließung bestehender 
Lücken und Gestaltungsspielräume erfolgen und nicht durch eine Einführung von zusätzlichen Sondersteuern für 
die Plattformökonomie.

• Die Forderung, dass Digitalplattformen einen „gerechten“ Teil ihrer Gewinne in Deutschland oder Europa versteuern 
sollten, impliziert eine Umverteilung internationaler Besteuerungsrechte hin zu Absatzmärkten. Auch dies kann nur 
international abgestimmt erfolgen. Gleichwohl besteht die Gefahr, dass nur hochkomplexe bzw. hinreichend vage 
Lösungen, die großen bürokratischen Aufwand und Rechtsunsicherheit mit sich brächten, politisch realisierbar sind.

• Unter der Voraussetzung einer konsequenten Ausnutzung digitaler Verfahren durch Finanzbehörden – und nur dann 
– könnte die Einführung weitergehender Übermittlungspfl ichten für Plattformen in Erwägung gezogen werden, durch 
welche sich die Eindämmung von Steuerhinterziehung auf Online-Plattformen mit dem Ziel der Verfahrensvereinfa-
chung in Einklang bringen ließe.

von Unternehmern genutzt werden können.164 Auch ließen 
sich durch sinnvoll ausgestaltete Informationsabgleiche die 
Möglichkeiten begrenzen, eventuelle Umsatz- oder Gewer-
besteuerpfl ichten dadurch zu unterlaufen, dass durch die 
Nutzung verschiedener Plattformen die jeweiligen Grenz-
werte auf einer Plattform nicht überschritten würden. 

Sogar ein automatischer Steuerabzug im Rahmen der Ein-
kommensteuer bei Online-Plattformen könnte in Betracht 
kommen.165 Die Verpfl ichtung eines Intermediärs zur Abfüh-
rung einer Steuer an der Quelle lässt sich in ähnlicher Weise 
beispielsweise bei der Lohnsteuer oder der Abgeltungs-
steuer fi nden: In beiden Fällen ist nicht der Steuerpfl ichti-
ge für die Zahlung verantwortlich. Denkbar wäre beispiels-
weise, dass eine Unterkunftsplattform einen pauschalen 
Steuerabzug einbehält und diesen an das Finanzamt ab-
führt, ohne dass der Steuerpfl ichtige die entsprechenden 
Angaben in der Einkommensteuer veranlagen muss. Für 
eine solche Lösung spräche, dass dies mit einem erheb-
lichen Komfortgewinn für Steuerpfl ichtige verbunden wäre, 
der Prüfaufwand für Steuerbehörden sinken dürfte und ei-
ner Nichtdeklarierung von entsprechenden Einkünften ein 
Riegel vorgeschoben wäre. Allerdings wäre die Einführung 

eines solchen Quellensteuerabzugs mit hohem Aufwand 
für betroffene Unternehmen verbunden, der insbesondere 
kleine Anbieter mit geringeren personellen und fi nanziellen 
Ressourcen treffen dürfte. Daher sollte ein solcher Schritt 
nicht leichtfertig erwogen werden und es muss sicherge-
stellt sein, dass keine zusätzlichen Markteintrittsbarrieren 
für kleine Plattformen entstehen.

Derartige Gedankenspiele verbieten sich aber ohnehin, 
solange Finanzbehörden sich außerstande zeigen, hierfür 
einfache und vor allem digitale Verfahren zur Verfügung zu 
stellen. Das bisher zu beobachtende Muster gibt wenig An-
lass zur Hoffnung: Unternehmen werden zwar für legitime 
Zwecke der Verfahrensvereinfachung oder der Bekämp-
fung von Steuerhinterziehung stärker in die Verantwortung 
genommen und müssen in Vorleistung gehen, die Behör-
den sind aber nicht in der Lage, mit der Bereitstellung funk-
tionierender Systeme nachzuziehen. Die möglichen Vorzü-
ge wiegen die unnötigen bürokratischen Mehrbelastungen 
nicht auf, zumal diese vor allem kleine Plattformen treffen, 
deren Position im Wettbewerb mit großen und etablierten 
Playern zusätzlich geschwächt wird. 

164 Vgl. Bräutigam/Ludwig/Spengel (2019), S. 16.
165 Vgl. Bräutigam/Ludwig/Spengel (2019), S. 7 und 12. In ähnlicher Weise führt Airbnb in einigen Städten (u.a. Dortmund) bereits automatisch Beherbergungs-

abgaben ab. 
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Der wirtschaftspolitische Umgang mit der Plattformökono-
mie erfordert einen außerordentlichen Drahtseilakt. Auf der 
einen Seite gilt es im Umgang mit marktmächtigen Platt-
formen sicherzustellen, dass zentrale Regeln und Prinzipien 
eines wettbewerblichen und freiheitlichen Wirtschaftssys-
tems nicht ausgehebelt werden. Auf der anderen Seite 
ergibt sich aus dem Befund, dass die Früchte der enorm 
innovationsträchtigen Entwicklungen bisher eher außerhalb 
von Deutschland und Europa geerntet wurden, die Fra-
ge, ob und wie der heimischen Plattformökonomie auf die 
Sprünge geholfen werden kann.

Zwischen diesen beiden Zieldimensionen muss beileibe 
kein Widerspruch bestehen, wenn es beispielsweise ge-
lingt, den Wettbewerb auf und zwischen Plattformen zu 
stärken. Dies erfordert allerdings weniger Brachialgewalt 
und mehr Fingerspitzengefühl. Es mag politisch attraktiv 
sein, sich als äußert resoluter und tatkräftiger Vorkämpfer 
bei der Abwehr der großen, ausländischen Plattformen zu 
präsentieren. Man sollte jedoch nicht zu sehr der Versu-
chung verfallen, auf Basis von mal mehr, mal minder dif-
fusen Vorwürfen nur die GAFAs – Google, Amazon, Face-
book, Apple – abstrafen zu wollen. Allein schon wegen der 
Unterschiedlichkeit der Geschäftsmodelle, -praktiken und 
-felder ist der Versuch, sie über einen Kamm zu scheren, 
wenig zielführend. 

Vor allem aber droht eine Politik, die den Großen jenseits 
des Atlantiks scheuklappenartig und ohne Rücksicht auf 
Verluste Steine in den Weg legen möchte, auch bei der 
Entwicklung europäischer Plattformen noch mehr Sand ins 
Getriebe zu streuen, denn von entsprechenden Regeln und 
Eingriffen sind allzu oft auch erst entstehende Geschäfts-
modelle betroffen. Dies gilt für das deutsche und bald eu-
ropäische Leistungsschutzrecht genauso wie für die Euro-
päische Datenschutzgrundverordnung, deren Umsetzung 
den größten Datensammlern anscheinend am leichtesten 
gefallen ist. Mit reiner Abwehrhaltung und einer protektio-
nistischen Wettbewerbspolitik im digitalen Bereich dürfte 
eine erfolgreiche europäische Aufholjagd auf das Silicon 
Valley daher Wunschdenken bleiben. 

Das soll nicht heißen, dass nicht insbesondere im Bereich 
der Wettbewerbspolitik eine erhöhte Aufmerksamkeit und 
verbesserte Handlungsfähigkeit gegenüber dem Miss-
brauch von Marktmachtstellungen angezeigt ist. Tatsäch-
lich geben manche Vorstöße der letzten Zeit durchaus 
Anlass zur Hoffnung. Die bereits verabschiedete P2B-Ver-
ordnung dürfte die Transparenz in der Beziehung von Platt-
formen und Gewerbekunden erhöhen. Gleiches gilt für die 
Sektoruntersuchungen des Bundeskartellamts bei Verbrau-
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Fazit

cherrechtsverstößen. Ebenso kann die kurz bevorstehende 
erneute Wettbewerbsnovelle einen angemessenen Schritt 
in Richtung eines effektiveren Wettbewerbsschutzes auf 
Plattformmärkten bedeuten – auch wenn sie den Praxistest 
erst noch zu bestehen hat und womöglich noch nicht das 
letzte Wort in dieser Hinsicht gewesen sein dürfte.

Den bisherigen Weg einer graduellen Weiterentwicklung 
wettbewerbspolitischer Eingriffe gilt es fortzusetzen. Hierfür 
kann in Einzelfällen auch zielgenaue Regulierung von gefes-
tigten Monopolstellungen erforderlich sein, wenn diese der 
Stärkung von Wettbewerbskräften dient, insbesondere bei 
der Regelung des Zugangs zu wettbewerbsrelevanten Da-
ten oder möglichen Verpfl ichtungen zu erweiterter Daten-
portabilität oder Interoperabilität. Der Erfolg einer solchen 
Politik, die Wettbewerb und Entscheidungssouveränität 
stärkt, sollte im Übrigen nicht daran gemessen werden, ob 
es gelingt, die Marktmacht der großen Online-Plattformen 
zu brechen. Wenn Konsumenten unter wettbewerblichen 
Bedingungen die Dienste etablierter Plattformen weiter be-
vorzugen und diese sich kein wettbewerbsschädigendes 
Verhalten zu Schulden kommen lassen, ist auch deren 
Marktmacht nicht verwerfl ich.
 
Weniger positiv fällt das Fazit mit Blick auf die Entfaltungs-
möglichkeiten der hiesigen Plattformökonomie aus: Um die 
Rahmenbedingungen für plattformbasierte Innovation in 
Deutschland und Europa steht es nicht zum Besten, vor 
allem, weil im Vergleich zu den USA und China die Ska-
lierungsaussichten angesichts des weniger homogenen 
(digitalen) Binnenmarktes ungleich trüber sind. Hier durch 
den Abbau von Hemmnissen Fortschritte zu erzielen, ist so 
unerlässlich wie mühsam und kann dennoch tieferliegende, 
strukturelle Unterschiede nur zu einem gewissen Grad 
kompensieren. 

Gerade unter diesen Voraussetzungen wiegt es daher 
umso schwerer, dass der Elan bei der Schaffung eines in-
novationsoffenen Regulierungsrahmens allzu oft dort endet, 
wo der Schutz bestehender Geschäftsmodelle anfängt. Es 
wird nicht gelingen, plattformbasierte Innovationen in Be-
reichen wie Mobilität oder Gesundheit ohne Veränderungen 
für etablierte Geschäftsmodelle voranzutreiben. In diesem 
Kontext den Weg des politisch geringsten Widerstandes 
weiterzugehen und wie bei der Personenbeförderung und 
der Unterkunftsvermietung, aber auch den Preisbindungen 
für E-Books und dem Versand von rezeptpfl ichtigen Me-
dikamenten, Partikularinteressen nachzugeben, bedeutet 
letztlich nichts anderes, als heimischen Unternehmen die 
Möglichkeit zu nehmen, eigene Innovationen zu entwickeln 
und mit diesen auch global erfolgreich zu sein. 
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Gegenüber staatlichen Bestrebungen, sich aktiv und in-
dustriepolitisch in die Entwicklung der Plattformökonomie 
einzubringen, ist gleichsam große Skepsis angebracht. Ob 
durch fi nanzielle Förderung oder planerische Beteiligung an 
Einzelprojekten tatsächlich die Technologieauswahl verbes-
sert, die Umsetzungsgeschwindigkeit erhöht und die Er-
folgschancen vergrößert werden können, ist nicht nur vor 
dem Hintergrund der bestenfalls schleppenden Fortschritte 
bei der Digitalisierung des Staatswesens mehr als fraglich. 
Wenn die Förderung der Plattformen von Morgen nicht ge-
lingen (kann), weil keiner weiß, wie diese aussehen, besteht 
die Gefahr eines rein auf Größe ausgerichteten Nacheiferns 
bestehender Geschäftsmodelle. Der Staat ist auch in der 
Plattformökonomie nicht der bessere Unternehmer und 
sollte daher unter keinen Umständen versuchen, mit Steu-
ergeldern in den Wettbewerb mit etablierten und trotz aller 
Kritik hochinnovativen Unternehmen zu treten.

Wesentlich rentierlicher wäre ein stärkeres Engagement 
des Staates wohl, wenn es der Stärkung der eigenen di-

gitalen Fähigkeiten zugute käme. Das Versagen, die digi-
tale Verarbeitung von steuerlich relevanten Vorgängen auf 
Online-Plattformen zu ermöglichen, steht symptomatisch 
für den Aufholbedarf. Ebenso gilt es, die staatlichen Daten-
schätze nicht nur im Zuge der eigenen Aufgabenerfüllung 
besser zu verwenden, sondern auch ihre Zugänglichkeit für 
Innovationstätigkeit zu erhöhen. 

Unter dieser Prämisse sollte auch der derzeit diskutierte 
Vorstoß zur Schaffung einer europäischen cloudbasierten 
Dateninfrastruktur gesehen werden: Statt den Aufbau und 
die Ausgestaltung einer solchen staatlich zu planen und als 
Selbstzweck zu behandeln, sollte vor allem defi niert werden, 
wo und in welcher Form bei der staatlichen Aufgabenerfül-
lung Cloudlösungen erforderlich sein könnten. Deren Ent-
wicklung könnte mit legitimem Verweis auf Souveränitäts- 
und Sicherheitsüberlegungen dann europäischen Anbietern 
vorbehalten sein und eine derartige staatliche Nachfrage 
nach innovativen Lösungen so einen Beitrag zur wettbe-
werblichen Entwicklung europäischer Plattformen leisten.
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Executive Summary

Der Umstand, dass die großen und global agierenden On-
line-Plattformen bis auf wenige Ausnahmen weder deut-
sche noch europäische Wurzeln aufweisen, wird auf poli-
tischer Ebene mit großer Sorge betrachtet. Daraus resultiert 
eine zwiespältige Haltung zur Plattformökonomie: Wäh-
rend man einerseits mit einer gehörigen Portion Neid auf die 
erfolgreichen Unternehmen vor allem jenseits des Atlantiks 
schaut und sich längst nicht mehr nur insgeheim ein „eu-
ropäisches Google“ wünscht, werden andererseits Klagen 

über die vermeintlichen Vorbilder immer lauter. Die Liste 
der Vorwürfe ist lang und reicht von missbräuchlicher Aus-
nutzung ausufernder Monopolmacht über grenzenlose Da-
tensammelwut bis hin zu steuerlicher Trickserei.

Auch wenn die Rufe nach radikalen Lösungen – etwa der 
Zerschlagung einzelner Unternehmen oder weitreichender 
Regulierung – zunehmen, dürfte eine ausschließlich auf Ab-
wehr und Bestrafung der Größen des Silicon Valleys aus-
gerichtete Politik keine Wiederbelebung des Wettbewerbs 
erreichen. Fatal für Innovationstätigkeit und Verbraucher 
wäre es, würde man auf der Suche nach einem Ordnungs-
rahmen für die Plattformökonomie das Kind mit dem Bade 
ausschütten und in eine Art „digitalen Protektionismus“ ab-
gleiten. Leitbild von Wettbewerbspolitik sollte vielmehr sein, 
die Bestreitbarkeit von Marktmachtstellungen zu erhö-
hen und die Entscheidungsfreiheit von Konsumenten 
zu stärken. Trotz großer Dominanz einzelner Unternehmen 
darf nicht pauschal von Größe oder Marktmacht auf Markt-
machtmissbrauch geschlossen werden, sondern es sollte 
tatsächlicher Missbrauch konsequent unterbunden und die 
graduelle Weiterentwicklung von Wettbewerbspolitik 
fortgesetzt werden. So könnte bestimmten marktmäch-
tigen Plattformen die Bevorteilung eigener Produkte und 

Dienste ebenso untersagt werden, wie Verhaltensweisen, 
die eine Verhinderung von Multi-Homing oder Plattform-

wechseln zum Ziel haben. Gleichsam könnte durch eine 
Verschärfung der Fusionskontrolle das systematische 
Aufkaufen potenzieller Wettbewerber durch marktmächtige 
Plattformen stärker begrenzt werden. Mit Blick auf die Rolle 
von Daten ist eine vereinfachende Betrachtung nach dem 
Motto „je mehr, desto“ wenig ratsam, denn ihre wettbe-
werbliche Bedeutung ist einzelfallabhängig. Dennoch spricht 
vieles dafür, die Durchsetzung von Zugangsansprüchen 

zu wettbewerbsrelevanten Daten zu erleichtern. Ebenso 
können erweiterte Aufl agen zu Datenportabilität es Nutzern 
erleichtern, ihre Daten zu Wettbewerbern mitzunehmen, und 
in bestimmten Konstellationen auch Verpfl ichtungen zu In-

teroperabilität wettbewerbsfördernd sein. 

Bei der als unzureichend beklagten Besteuerung von 

Online-Plattformen bedarf es international abgestimmter 
Lösungen, deren Erreichbarkeit durch europäische Schnell-
schüsse wie bei der Digitalsteuer eher erschwert werden 
dürfte. Zu unterscheiden ist zwingend zwischen der Frage, 

ob Gewinne überhaupt besteuert werden, und der Vertei-
lungsfrage, wo diese Gewinne besteuert werden sollen. 
Letzteres impliziert eine internationale Umverteilung von 

Besteuerungsrechten, bei der sich Gerechtigkeit nicht nur 
an der Größe des eigenen (Steuer-)Kuchenstücks ablesen 
lässt.

Wenn man es mit den Bemühungen um die heimische Platt-
formökonomie ernst meint, wird es nicht reichen, immer nur 
bei der Beschränkung und Besteuerung von Geschäftsmo-
dellen führend sein zu wollen, die andernorts entstehen. Ein 
vollendeter (digitaler) Binnenmarkt Europas wäre gera-
de für die schnelle und erfolgreiche Skalierung plattform-
basierter Geschäftsmodelle bedeutsam – bislang bleibt 
er jedoch allzu häufi g ein leeres Versprechen. Angesichts 
eines oftmals bürokratischen, wettbewerbshindernden 

und wenig zeitgemäßen Regulierungsrahmens gerade 
in Deutschland, kann es eigentlich kaum verwundern, dass 
die Entstehung globaler Plattformen bisher vornehmlich 
außerhalb der Landesgrenzen stattgefunden hat. Immer 
dann, wenn Vorbehalte und Verbote vornehmlich dazu die-
nen, etablierten Geschäftsmodellen lästige Wettbewerber 
vom Leib zu halten, wird so auch heimischen Unternehmen 
die Möglichkeit geraubt, eigene Innovationen zu entwickeln 
und mit diesen global erfolgreich zu sein. Die Unterschei-
dung zwischen dem Schutz des Wettbewerbs und dem 

Schutz einzelner Wettbewerber vor unliebsamem selbi-
gem ist dabei alles andere als trivial. Daher ist politisches 
Engagement vor allem bei der Schaffung von Freiräumen 

und innovationsoffenen Rahmenbedingungen gefordert. 

Auch auf dem Arbeitsmarkt sollten die Chancen der Platt-
formökonomie nicht verspielt werden: Plattformbasier-

te Erwerbsarbeit pauschal mit prekärer Beschäftigung 
gleichzusetzen, verkennt deren Vorteile für Unternehmen, 
vor allem aber auch für Beschäftigte, die nach größerer Fle-
xibilität oder gelegentlichen Zuverdiensten suchen. 

Gegenüber Plänen zu einer aktiven staatlichen Beteili-

gung an oder industriepolitischer Förderung von einzelnen 
Plattformen ist Skepsis angezeigt, da fraglich ist, ob so die 
Technologieauswahl verbessert oder die Umsetzungsge-
schwindigkeit erhöht werden kann. Zielführender wäre es 
vermutlich, staatliche Handlungsfähigkeit in der digi-

talen Plattformwelt zu erhöhen: Sei es durch die Nutzung 
plattformbasierter Lösungen im Rahmen der eigenen Auf-
gabenerfüllung, sei es durch die Einrichtung digitaler Ver-
fahren bei der Erfassung steuerlich relevanter Vorgänge auf 
Online-Plattformen oder sei es durch die Verbesserung der 
Zugänglichkeit der bislang überwiegend brachliegenden 
Datenschätze der öffentlichen Hand, die für Innovationen 
vielleicht sogar entscheidender wären als bis ins letzte 
Detail ausgeleuchtete Konsumentendaten kommerzieller 
Plattformen. 
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